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Kennen Sie Herrn Bell? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Kein Anschluß unter dieser Num­
mer ... ! Eine der meistgeliebten, aber 
auch meistgehaßten Errungenschaf­
ten der modernen Zivilisation ist das 
Telefon. Wie sehr wir an diese Ein­
richtung gewöhnt sind, zeigt sich im­
mer dann, wenn sich kein Apparat in 
der Nähe befindet. 

Die Erfindung des Telefons geht 
auf den schottischen Physiologen 
und Techniker Alexander Graham 
Bell zurück. Bell wird am 3. März 1847 
in Edinburgh geboren. Unter dem 
Einfluß seines Vaters , eines Lehrers 
für Schwerhörige und Sprachbehin­
derte, studiert er Medizin in Edin­
burgh und London. Zusammen mit 
seinen Eltern wandert er 1871 in die 
Vereinigten Staaten von Amerika aus. 
Ein Jahr später wird er Professor für 
Physiologie an der Bostoner Univer­
sität. 

Daß Bell zum Begründer der indu­
striellen Fertigung von Telefonanla­
gen werden würde, kann zu Beginn 
seiner beruflichen Laufbahn niemand 
ahnen. Wie seine ganze Familie, 
schenkt auch er allem, was mit der 
menschlichen Sprache zu tun hat, 
sein besonderes Augenmerk. 
Während seiner Studienjahre in Lon­
don findet Bell ausreichend Zeit, sich 
neben dem Medizinstudium mit den 
Naturwissenschaften zu beschäfti­
gen. Da er berufsmäßig mit der Spra­
che zu tun hat, kommt ihm der Ge­
danke, Sprache in elektrische Strom-

bzw. Spannungsschwankungen um­
zuwandeln, die durch elektrische Lei­
tungen übertragen werden können. 
Seine englischen Zeitgenossen ha­
ben für solche Ideen nur ein Lächeln 
übrig. Doch Bell läßt sich nicht ent­
mutigen. 

In Boston findet er die notwendige 
Unterstützung, um seine Vorstellun­
gen weiterzuentwickeln. Bell verwen­
det für seine Versuche einen Elektro­
magneten in Form einer stromdurch­
flossenen Spule mit einem Eisenkern. 
Die Umsetzung von Sprache in elek­
trische Strombewegungen und um­
gekehrt erfolgt über eine Stahlmem­
brane. Im Jahre 1876 meldet Bell das 
Telefon zum Patent an. Um die pa­
tentrechtliche Seite muß er gericht­
lich streiten, da am sei ben Tag, aber 
einige Stunden später. der Amerika­
ner Gray ebenfalls ein Telefon zum 
Patent angemeldet hatte. Bell ge­
winnt den Prozeß. 

Die erste telefonische Verbindung 
über mehrere Meilen hinweg stellt 
Bell 1876 zwischen Brantford und 
dem Mount Pleasant her. Im darauf­
folgenden Jahr gründet er die .. Bell 
Telephone Company" und beginnt 
mit der industriellen Produktion des 
Telefons. Das Telefon tritt seinen Sie­
geszug um die ganze Welt an. Neben 
der Übermittlung von Sprache sucht 
er einen Weg, um Töne zu konservie­
ren. Er konstruiert einen Phonogra­
phen, der die Laute auf einer geriffel­
ten Wachswalze spiralförmig fest hält. 

Aber nicht nur in der Geschichte 
der Technik hinterläßt Bell bleibende 
Spuren. Zeit seines Lebens tritt er be­
sonders für die Probleme und Belan­
ge der Taubstummen ein. Er führt in 
den amerikanischen Taubstummen-

schulen anstelle der reinen Gebär­
densprache das .. gesprochene, 
sichtbare Wort" ein und gründet eine 
Vereinigung zur Förderung des Erler­
nens von Sprache. Am 2. August 
1922 stirbt Bell in Baddeck (Kanada). 

Zum Andenken an Beils Pionierta­
ten auf dem Gebiet der Kommunika­
tionstechnik trägt das Maß für den 
Pegel , die Dämpfung und Verstär­
kung in der Akustik und der Nach­
richtentechnik den Namen Bel. 

(Foto: Siemens-Museum, 
München) 

Das Bel bzw. Dezibe/- der zehn­
te Teil eines Bel - ist dimensions­
los. Es wird als Zehnerlogarithmus 
des Bruches zweier vergleichbarer 
Meßgrößen einer Überlragungs­
strecke, Z. B. Eingangs- und Aus­
gangsstärke, angegeben. 



BeJlö/kerungs­
schutz ::~:.::..-

INHALT 
5/92 Mai ISSN 0940-7154 Umschau 2 

Anschriff der Redaktion:, 
Deutschherrenstraße 93-95, 5300 Bonn 2, 
Postlach 200161 , Ruf (0226) 6401 
Telefax 640702 

Impressum: 
Herausgegeben im Auftrag des 
Bundesministeriums des Innern vom 
Bundesverband für den Selbstschutz 
Deutschherrenstraße 93-95, 5300 Bonn 2, 
Postlach 200161 , Ruf (0226) 6401 

Verlag: 
Bundesverband für den Selbstschutz 
Das .. Bevölkerungsschutz-Magazin" erscheint 
monatlich; 
zweimal im Jahr als Doppel nummer 

Chefredakteur: 
Peter Eykmann 

Redaktion: 
Sabine Matuszak, 
Gunter Sers, Paul Claes 

layout: 
Paul Claes 

Druck, 
Herstellung und Ve~rieb: 
Druckhaus Neue Presse 
Postlach 2563 
6630 Coburg 
Tel. 09561 /647-0, Telefax 647199 

ManUSkripte und Bilder nur an die Redaktion. Für 
unverlangt eingesandte Beiträge keine Gewähr. 
Nachdruck einzelner Beiträge, auch im Auszug, nur 
mit Quellenangabe und mit Genehmigung der 
Redaktion gestattet. 

Mit Namen gezeichnete Beiträge geben die Meinung 
der Verfasser wieder und müssen nicht unbedingt 
mit der Auffassung der Redaktion übereinstimmen. 

Einzelpreis DM 2,60, Doppelnummer DM 5,60, 
Abonnement iäh~ich DM 33,60 
zzgl. Porto und Versandkosten. 

Im Bezugspreis sind 7 Prozent Mehrwertsteuer ent­
halten. Abonnements werden am Beginn des 
Bezugszeitraums berechnet, Kündigungen müssen 
bis 6 Wochen vor Ablauf der Bezugszeit schriftlich 
vorliegen, sonst verlängert sich das Abonnement um 
den bisher vereinbarten Bezugszeitraum. Wenn nicht 
ausdrücklich ein kürzerer Bezugszeitraum ge­
wünscht ist, gilt das Kalenderjahr als vereinbart. 
Erfüllungs- und Zahlungsort ist Bonn. 

Bei Nichterscheinen der Zeitschrift im Falle höherer 
Gewalt oder bei Störung des Arbeitsfriedens besteht 
kein Anspruch auf Haftung. 

~~~~~~----------------------------
Aktuelles im Blickpunkt 

Wachstumsbranche Katastrophenhilfe 
Hans-Jürgen Wischnewski neuer Vorsitzender 
des Deutschen IDNDR-Komitees 

Ein neues Konzept 
Feuerwehr-Ausbildung am Beispiel Nürnberg 

"Kalter Fritz" 
Grenzüberschreitende Stabsrahmenübung 

6 

9 

14 

Rechnerunterstütztes Katastrophenschutzmanagement 21 
Frühzeitige Vorbereitung ermöglicht schnelle 
Entscheidungen im Katastrophenfall 

Knapp an der Katastrophe vorbei 25 
Starkes Erdbeben erschütterte das Rheinland 

Der Großschadensfall 27 
Sichtung und Erstmaßnahmen durch Rettungsassistenten 

Unfalldatenschreiber - der Polizist im Auto? 29 
Moderne Technologie hilft Verkehrsunfälle rekonstruieren 

Störfall im Kernkraftwerk Sosnovy Bor 33 
Reaktor-Zwischenfall bei St. Petersburg verlief glimpflich 

Bundesverband für den Selbstschutz 38 
Technisches Hilfswerk 41 
Warndienst 43 
Deutsches Hotes Kreuz 44 
Arbeiter-Samariter-Bund 46 
Malteser-Hilfsdienst 48 
Deutscher Feuerwehrverband 49 
Deutsche Lebens-Heltungs-Gesellschaft 50 
Verband der Arbeitsgemeinschaften der Helfer in den Hegieeinheitenl 
-einrichtungen des Katastrophenschutzes in der 
Bundesrepublik Deutschland e_ v. 51 
Wissenschaft und Technik 53 
Bücher 55 
Minimagazin U 3 



THW-Einsätze in Hitze und Schnee 

Die Zahl der Auslands­
einsätze des Technischen 
Hilfswerks konnte im Jahr 
1991 noch einmal gesteigen 
werden. Bei über 270 Einsät­
zen wurden rund 2600 Helfer 
in alle Teile der Welt entsandt. 
um don im AufLrag der Bun­
desregierung sowie von Lan­
de;regierungen und des Hohen 
FlUchtlingskommissars der 
Vereinten aLionen (UNHCR) 
Hilfe LU leisten. Bundesinnen­
minister RudolfSeitef> hat den 
THW-Helfern für ihren Ein­
satz gedankt und ihre Fach­
kunde gewürdigt. 

Einen Schwerpunkt der 
THW-Einsätze bildeten Fahr­
'en in die Staaten der ehemali­
gen Sowjetunion. Rund 1500 
ehrenamtliche Helfer des 
Technischen Hilfswerks fUhr­
Len über 200 Transponfahnen 
in die Gemeinschaft Unabhän­
giger Staaten (GUS) durch. So 
erreichten annähernd 6000 
Tonnen größtenteils hochwer­
tiger Hilfsgüter unmillelbar 
die von der 01 am stärksten 
beLroffenen Menschen und 
Einrichtungen. Die THW­
Fahrzeuge legten dabei insge­
samt über drei Millionen Kilo­
meter zurück. 

Überschallet wurden die 
1992 fongesetzten Hilfsfahr­
ten in die GUS im Februar 
durch zwei sch~ere Unfalle 
auf der Rückfahn von den Ein­
satzonen nach Deutschland. 
bei denen drei THW-Helfer 
ums Leben kamen. 

In der rumänischen Provinz 
Arrad belreuten THW-Helfer 
im AufLrag der Landesregie­
rung von NordrheinWestfalen 
die Sanierung von Kinderhei­
men und Waisenhäusern . Über 
den erschüllemden Zustand 
der Einrichtungen aus der 
Ceausescu-Zeit war in den 
Medien wiederholt berichtet 

Besondere Bedeutung halle 
auch der HilfseinSall des 
THW im AufLrag des U HCR 
im iramsch-irakischen Grenz­
gebiet von Mai bis Dezember 
1991. Rund 400 Helfer steIlten 
bei Sommertemperaturen von 
über 40 Grad im Schallen die 
Wasserversorgung für Hun­
dentausende Menschen in den 

Gefahren kennen 
keine Grenzen 

Im schweizerischen Zivil­
schutz-Ausbi Idungs7entru m 
in Schwarzenburg fand An­
fang April im Beisein von 
Bundesrat Arnold Koller ein 
internationaler Meinungsaus­
tausch zur zwischenstaatli­
chen Zusammenarbeit im Be­
reich der Kmastrophen- und 
NOLhilfe sLatt. Die Teilnehmer 
aus verschiedenen westeu­
ropäischen Staaten, der Eu­
ropäischen Gemeinschaft 
(EG) sowie der Intemationa­
len Zivilschutzorganismion 
(OIPC/IODC) waren sich dar­
in einig, daß eine verstärkte 
Zusammenarbeit über die Lan­
desgrenzen hinau~ einem Be­
dürfnis entspricht. 

Bundesrat Arnold Koller, 
Vorsteher des Eidgenössi­
schen Justiz- und Polizeide­
panements (EJPD) und damit 
oberster Schirmherr des Zivil­
schutzes, unterstrich die Be­
reitschaft der Schweiz, akLiv 
an der Errichtung einer neuen 
Sicherheitsordung in Europa 
mitzuwirken. In die neue Si­
cherheitsordnung eingebettet 
ist auch der erweitene Auftrag 
des Zivilschutzes, der im kürz­
lich erschienenen Leitbild 
konkretisiert worden ist. Kata-
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kurdischen Flüchtlingslagern 
bei Bakhtaran sicher. Sie er­
stellten und belrieben Rohrlei­
tungen mit einer Gesamtlänge 
von über 40 Kilometern, Ver­
teilungssysteme, Entnahme­
stellen, Tanks und Trinkwas­
ser-Aufbereitungsanlagen. 

Angesichts zu erwartender 
Wimerternperaturen von mi-

strophen- und NOLhilfe in Frie­
denszeiten nehmen darin eine 
eminente, dem SchuLz der Be­
völkerung bei kriegerischen 
Ereignissen gleichgestellte 
Bedeutung ein. 

Die Teilnehmer der Fachta­
gung kamen in den verschie­
denen Arbeitsgruppen ,um 
Schluß, daß angesichts der zu­
nehmenden zivilisatorischen 
und natürlichen Gefahrdungen 
eine internationale Zusam­
menarbeit immer wichtiger 
wird. Verschiedene Ent­
schließungen der Europäi­
schen Gemeinschaft (EG) bö­
Len dabei eine gute Grundlage 
für die Weiterentwicklung. 
MögliChkeiten der Zusam­
menarbeit gibt es im Bereich 
des Informalionsaustausches, 
bei der Ausbildung. bei der 
Schaffung eines Vademekums 
für den KatasLrophenschutz, 
der Schaffung einer gemeinsa­
men Sprache (Vereinheitli­
chung der Begriffe und Inhal­
te), Hannonisierung der Warn­
und Alarrnierungssysteme, bei 
der Verbesserung der Kommu­
nikationssysteme, aber au hin 
einer so praktischen Frage wie 
jene der Einführung einer ein­
heiLlichen telefonischen Not­
rufnummer. 

nus 20 Grad belreuten weitere 
34 THW-Helfer von SepLem­
ber bis November den Aufbau 
von insgesamt 2500 winterfe­
sten und beheizbaren Unter­
künften in Fenigbauweise in 
den Lagern der Provinz Bakh­
taran. (lnnenpoliLik 11192) 

Keine akute 
Gefährdung durch 

Giftgas in der 
Ostsee 

Hinweise auf eine Häufung 
von Munitionsfunden in der 
Ostsee haben das Bundesver­
kehrsministerium veranlaßt, 
durch das Bundesamt für See­
schiffahn und Hydrographie 
eine umfassende Bestandsauf­
nahme über Versenkungsone, 
Mengen und Anen von Gift­
ga')- und anderer Munition in 
der OSLsee durchzuführen. 

ach den vorliegenden In­
fOrnlalionen ist eine Gefähr­
dung von Schiffahn und Fi­
scherei durch die jetzt bekannt 
gewordenen Versenkungsak­
Iionen auszuschließen. 

Dennoch wird Bundesver­
kehrsminister Krause über die 
bereits eingeleiteten Maßnah­
men hinaus in Zusammenar­
beit mit Bundesumweltmini­
ster Töpfer und den Umwelt­
ministerien der Küstenländer 
eine Arbeitsgruppe einsetzen, 
die die jeLzt bekannt geworde­
nen Infonnationen auswerten 
und Vorschläge rur weitere 
Maßnahmen erarbeiten soll. 
Die Federführung für diese Ar­
beitsgruppe liegt beim Bun­
desamt rur Seeschiffahn und 
Hydrographie in Hamburg. 



Dem Bundesverkehrsmini­
sterium liegen jetzt auch Un­
terlagen über die Versenkung 
von chemischen Kampfstoffen 
durch die Behörden der DDR 
im Nordmeer, in der Ostsee 
und auf dem Gebiet der ehe­
maligen DDR vor. Die Unter­
lagen werden zur Zeit auf ihre 
Echtheit geprüft. 

Vorsorglich sind die inner­
staatlichen zuständigen SteI­
len über die darin enthaltenen 
Hinweise unterrichtet worden. 
Außerdem hat die Bundesre­
gierung über die Helsinki­
Kommission die Regierungen 
der Ostseeanrainerstaaten über 
die vennutJichen Versen­
kungsaktionen der DDR­
Behörden in der Ostsee und die 
Regierungen von Dänemark, 
Island und Norwegen auf di­
plomatischem Wege über die 
vennutlichen Versenkungsak­
Iionen im Nordmeer unterrich­
tet. 

Katalysator 
ist meist nicht 

schuld 
Ein Praxistest von Umwelt­

bundesamt und ADAC hat ge­
zeigt: Wenn schadslOffanne 
Autos nach einigen zehntau­
send Kilometern nicht mehr so 
sauber sind, wie sie eigentlich. 
sein sollten, ist daran in den 
seltensten Fällen der Katalysa­
tor schuld. Häufig sind andere 
Ursachen wie beispielsweise 
die Lambda-Sonde oder der 
Vergaser dafür verantworthch, 
daß die vom Gesetzgeber ge­
forderten Abgas-Grenzwerte 
nicht mehr eingehalten wer­
den. Aber auch so einfache 
Bauteile wie Zündkerzen, 
Zündkabel oder Luftfilter kön­
nen die entgiftende Wirkung 
des Kats beeinträchtigen. 

Das Forschungsprojekt, bei 
dem mittlerweile 120 Autos 
untersucht wurden, hat auch 
gezeigt, daß bei einigen Fahr­
zeugen der Kat selbst beschä­
digt wurde. Dies aber 
hauptsächlich deswegen, weil 
beispielsweise defekte Zünd­
kabel zu Motoraussetzern und 
damit zu einer Überhitzung 
des Kats geführt haben. 

Um zu verhindern, daß im­
mer mehr schadstoffarme Au­
tos auf unseren Straßen her­
umfahren, deren Abgase nicht 
mehr optimal eintgiftet wer­
den, sollten nach Ansicht des 
ADAC folgende Punkte 
berücksichtigt werden: 

- Die Autofahrer müssen ihr 
Fahrzeug regelmäßig war­
ten lassen, damit sich der 
norn1ale Verschleiß nicht 
schädlich auf das Abgasver­
halten auswirken kann. 

- Die Werkstätten müssen 
sich genau an die Wartungs­
vorschriften hallen. 

- Die Hersteller müssen Seri­
en-Mängel sofort abstellen 
und alle betroffenen Fahr­
zeuge in die Werkstatt 
zurückrufen. 

Um dies in der Praxis zu er­
reichen, fordert der ADAC 
vom Gesetzgeber routi­
nemäßige Stichproben. Mit 
dieser Feldüberwachung las­
sen sich vor allem konstrukti­
ve Mängel aufdecken und ab­
stellen, für die der Autobesit­
zer nicht verantwortlich ge­
macht werden darf. 

Schwere 
Gasexplosion 

in Mexiko 
Bei einem Explosionsun­

glück in der mexikanischen 
Stadt Guadalajara sind am 22. 
April 1992 mindestens 200 
Menschen ums Leben gekom­
men, mehr als tausend wurden 
verletzt. Die Katastrophe er­
eignete sich in einem dichtbe­
siedelten Industrie- und Wohn­
gebiet. Nach Angaben des me­
xikanischen lustizministe­
riums ist aus dem Leck in ei­
ner Pipeline eine große Menge 
Benzin geströmt und in die Ka­
nalisation geflossen, wo es 
sich entzündete. 

15 Explosionen haben das 
dichtbesiedelte Zentrum Gua­
dalajaras zerstört. In einem 
Umkreis von drei Kilometern 
stürzten Häuser ein und begru­
ben die Einwohner unter sich. 
Autos wurden durch die Luft 
geschleudert, die Straßen sa­
hen aus wie nach einem Bom-

benangriff. Viele Betroffene 
gruben mit bloßen Händen 
nach verschütteten Familien-

Wo es eng wird, 
krachfsam 

meisten 
Von den rund 11000 Kilo­

metern Autobahn in Deutsch­
land sind etwa 1350 Kilometer 
besonders belastet. Nach Er­
fahrungen des ADAC kommt 
es auf diesen Strecken über­
durchschnittlich oft zu Unfal­
len. Wer auf diesen Abschnit­
ten unterwegs sein muß und 
sein Ziel ohne Staus und Un­
falle erreichen will, sollte laut 
ADAC folgende Ratsch läge 
beachten: 

- Fahnroute genau planen 
und dabei Strecken meiden, 
die erfahrungsgemäß über­
lastet sind. 

- Unfallschwerpunkte aus der 
ADAC-Karte einprägen 
und dort besonders wach­
sam und vorsichtig sein. 

- Nicht unter Zeitdruck fah 
ren, sondern längere Reise­
zeiten einkalkulieren. 

angehörigen. Unser tlpa-FOlo 
gibt einen Einblick in das Aus­
maß der Katastrophe. 

- Rücksichtsvoll, gelassen 
und wenn immer möglich 
die rechte Spur benutzen. 

Um die Problemstrecken zu 
entschärfen, müssen nach An­
sicht des ADAC die meisten 
Autobahnen nicht etwa neu ge­
baut werden. Meist reicht es, 
die vorhandene Autobahn zu 
verbreitern oder Ballungsräu­
me zu entlasten. 

In den neuen Bundesländern 
dagegen ist der Nachholbedarf 
so groß, daß nur mit Hilfe von 
Neubaustrecken eine bedarfs­
gerechte Verkehrsinfrastruk­
tur geschaffen werden kann. 
Am dringendsten sind dabei 
nach Ansicht des ADAC zwei 
West-Ost-Verbindungen von 
Lübeck nach Stralsund und 
von Kassel über Leipzig bis 
zur polnischen Grenze sowie 
eine Nord-Süd-Verbindung 
zur Entlastung der A 7 und A 
9 von Hamburg über Magde­
burg und Erfurt nach Nürn­
berg. 



Finnland: 
Neue 

Zentralorganisation 
Am 19. November 1992 

gründeten der Finnische 
BrandschulZverband und die 
Finnische Bevölkerungs­
schutz-Organisation zusam­
men mit Zentralorganisatio­
nen der Gemeinden die "Fin­
nische Zentralorganisation für 
Rellungstätigkeiten". 

Der BrandschulZverband 
und die Bevölkerungsschutl­
Organisation vereinigen sich 
im Laufe des Jahres 1992 und 
überführen ihre Tätigkeiten in 
die neu gegründete Zentralor­
ganisation, die die Arbeit und 
Tradition der bei den Organisa­
tionen weiterführen wird. Das 
Aufgabenfeld der Zentralorga­
ni , ation umfaßt den Brand­
schutz, Rettungsdienst und 
Bevölkerungsschutz. 

Bereits im April dieses Jah­
res wurde Rechtsanwalt Kyö­
sti Virtanen , Helsinki, zum Ge­
neralsekretär der Zentralorga­
ni '>aLion ernannt. 

Fachinformation 
in Prag 

Die tschechoslowakische 
Hauptstadt Prag ist vom 16. bis 
20. Oktober 1992 Austra­
gungsort der Internationalen 
Fachmesse für Rettungstech­
nik ,.Pragosec '92". An der von 
der Messegesellschaft zusam­
men mit der Zivilverteidigung 
und dem " Blauen Stern des Le­
bens" der CSFR durchgeführ­
tcn Veranstaltung nahmen 
bereit!> im Vorjahr über 90 
Aussteller aus zehn Ländern 
teil. Das Messeprogramm UIll ­

faßt die Bereiche Zivilvertei­
digung, Brandschutz, Ret­
tungsdienst, Umweltschutz 
und Arbeitsschutz, ergänzt 
wird die Ausstellung durch 
laufende praktische Vor­
führungen . 

Informationen: INCHEBA 
(is., Prager Büro, VarSavsk5 
40, CS-12000 Praha 2, Tel. 
258927 und 258866, Telefax 
259294, Telex 122846. 

Immer mehr 
Mädchen bei 

der Feuerwehr 
"Die Förderung der Jugend­

feuerwehr ist eine Investition 
in die Zukunft des Feuer­
löschwesens. Der künftige 
Nachwuchs unserer Feuer­
wehren kommt überwiegend 
aus der Jugendfeuerwehr, des­
halb werden wir die Jugend­
feuerwehren weiterhin finan­
ziell und ideell unterstützen", 
erklärte der Staatssekretär im 
baden-württembergischen In­
nenministerium. GundolfAei­
scher, kürzlich im Pressedienst 
seines Ministeriums. Das Ziel 
"Keine Feuerwehr ohne J u­
gendfeuerwehr" soll intensiv 
weiterverfolgt werden. 

Der Mitgliederzuwachs bei 
den rund 700 Jugendfeuer­
wehren im Land sei , so Flei ­
scher, erfreulich. Allein 1991 
stieg die Zahl der Mitglieder 
um rund I 000 Jugendliche auf 
mehr als 14 000. Immer mehr 
Mädchen engagieren sich für 

die Feuerwehr. Bei der Grün­
dung 1973 waren nur 27 
Mädchen (0,9 %) Mitglieder 
der Jugendfeuerwehr, Ende 
1990 betrug der Anteil 'der 
Mädchen bereits 6,1 %, und im 
letzten Jahr ist der 
Mädchenanteil nach neu esten 
Meldungen überproportional 
angestiegen . 

Göttingen: Haus 
brannte zweimal 
Rund 1,5 Millionen Mark 

richtete ein Brand in einern 
Männerheim der Heilsannee 
in GÖllingen an . Um 3.15 Uhr 
in der Nacht entdeckten Pas­
santen das Feuer in der ersten 
Etage des Fachwerkhauses. 
Die alarmierte Feuerwehr 
löschte den Brand in einem 
Büro und benachbarten 
Schlafraum. mußte aber fünf 
Stunden später erneut an­
rücken, um den in Flammen 
;tehenden Dachstuhl zu lö­
schen. 

Neumünster: 
Sprechfunk­

betriebsübung 
Am 25. April 1992 führte 

der Fernmeldedienst der Re­
gieeinheiten der Stadt 
Neumünster eine Sprechfunk­
betriebsübung für Sprechfun­
ker aller Fachdienste durch. 

Beteiligt waren Einheiten 
des Deutschen Roten Kreuzes, 
der Freiwilligen Feuerwehren, 
des Technischen Hilfswerks 
sowie der Regieeinheiten. Im 
Rahmen der Übung wurden 
rund 260 achrichten über­
mittelt und drei Standortwech­
sel durchgeführt. Bei der ab­
schließenden Übungsbespre­
chung dankte der Leiter des 
Fernmeldedienstes, Michael 
Timm, allen Beteiligten für die 
rege Teilnahme sowie den rei­
bungslosen Ablauf. Er beton­
te, daß sich die regelmäßige 
Teilnahme an diesen Übungen 
positiv auf den Sprechfunk­
verkehr auswirke. 

Zweimann-Druckkammer für Frankfurter Feuerwehr 

Um ihren Tauchern bei Un­
fallen helfen zu können, be­
schaffte die Frankfurter Feuer­
wehr Mille April eine trans­
portable Zweimann-Druck-
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kammer. In der rund 300000 
Mark teuren Druckkammer, 
die bei einem Überdruck von 
1,8 bar dem Druck einer Was­
sertiefe von 18 Metern ent-

spricht, können auch Rauch­
gasopfer behandelt werden. 

(FOIo: dpa) 



Katastrophen­
schutzübung 

"KALTEICHE '92" 
Der Lahn-Dill-Kreis nahm 

erstmals an einer länderüber­
greifenden Katastrophen­
schutz-Stabs rahmen übung am 
Freitag, dem 13. März 1992, 
teil. Die Übung .. KALTEICHE 
'92" wurde von den Regie­
rungspräsidien Arnsberg, 
Nordrhein-Westfalen und 
Gießen, Hessen sowie den 
beiden beteiligten Landkrei­
sen Siegen-Wiugenstein und 
Lahn-Dill-Kreis gemeinsam 
angelest und erarbeitet. 

Die Ubungslage ging davon 
aus, daß der Winter sehr milde 
verlaufen war. Erst Anfang 
März setzten starke Regenfal­
le ein. Flüsse und Bäche traten 
teilweise über die Ufer. In der 
Nacht zum 13. März sanken 
durch einen Kälteeinbruch mit 
Orkanböen die Temperaturen 
unter den Gefrierpunkt. Starke 
anhaltende Schneefälle mach­
ten viele Straßen unpassierbar. 
Gegen 16.45 Uhr wurde im 
Lahn-Dill-Kreis der "Kata­
strophenfall" festgestellt und 
die Katastrophenschutzeinhei­
ten in erhöhte Alarmbereit­
schaft versetzt. 

Besonders spitzte sich die 
Lage auf der Bundesautobahn 
A 45 an der Ländergrenze bei 
der Kalteiche und den Bundes­
straßen B 255 und B 277 im 
nördlichen Kreisgebiet zu. 

Übungsziel war die Erpro­
bung und Förderung der Zu­
sammenarbeit der Katastro­
phenschutzleiwngen auf Re­
gierungspräsidiums- und 
Kreisebene sowie der einzel­
nen Führungsebenen bis hin zu 
den Zugtrupps. Eingesetzt 
wur<;!en die Katastrophen­
schutzstäbe sowohl bei den 
Regierungspräsidien als auch 
bei den Landkreisen Siegen­
Wittgenstein und Lahn-Dill. 

Vor Ort wurden die Einsatz­
kräfte von Feuerwehr, THW, 
DRK und MHD von Techni­
schen Einsatzleitungen ge­
führt. Die Fernmeldezentrale 
für den Katastrophenschutz­
stab sorgte für die FernmeIde­
verbindungen. 

Nach kleineren Anlauf­
schwierigkeiten liefen die 
Kommunikationswege ohne 

Beanstandungen. Die 
Führungsorganisationen be­
herrschten die ihnen gestellten 

,Aufgaben, die über Jahre hin­
weg bei einer Vielzahl von 
Übungen erprobt und erarbei­
tet wurden. Die Technischen 
Einsatzleitungen nahmen un-

mittelbar miteinander Verbin­
dung auf, um die Lage im 
Raum .. Kalteiche" in den Griff 
zu bekommen. 

Vom Hessischen Ministeri­
um des Innem und für Euro­
paangelegenheiten war Mini­
sterialrat Käppel aufmerksa-

mer Beobachter und zeigte 
sich mit den Leistungen der 
Übungsteilnehmer zufrieden. 
Die gestellten Aufgaben wur­
den zügig bearbeitet, so daß 
nach Mitternacht der .. Kata­
strophenfall" aufgehoben wer­
den konnte. 

•••••••••••••••••• 

12. bis 14. Juni: 12. Bun­
deskongreß Reuungsdienst 
,.Besseres Wissen - bessere 
Hilfe" 

Messezentrum Köln 
Info: Kuratorium zur Förde­

rung der präklinischen Not­
fallmedizin, Eichengrund 11, 
2905 Edewecht. 

23. und 24. Juni: Seminar 
.,Brandschadensverhütung in 
Hotels und Beherbergungs­
stätten" 

Wuppertal 
30. Juni und 1. Juli: Semi­

nar .. Brandschutz, Teil 2" 
Nürnberg 
30. Juni und 1. Juli: Semi­

nar .. Brandschutz in Verkehrs­
tunnelanlagen" 

Wuppertal 
Info: Technische Akademie 

Wuppertal e. V., Postfach 
100409,5600 Wuppertal I 

10. und 11. Juli: Feuerwehr­
Oldtimer-Sternfahrt 

Großostheim 
Info: Feuerwehr Großost­

heim, Großostheimer Straße 
33, 8754 Großostheim 

17. bis 20. August 3. Inter­
nationales Feuerwehr-Musik­
kapellen-Festi val 

Gyula (H) 
Info: Berufsfeuerwehr Gyu­

la, Postfach 64, H-5701 Gyula 

1. und 2. September: Semi­
nar .. Brandschutz im Bauge­
nehmigungsverfahren" 

TeF",ine 

Coubus 
Info: Technische Akademie 

Wuppertal e. v., Postfach 96, 
0-7500 Cottbus 

4. bis 6. September: 100. 
Feuerwehr-Rad-Weltmeister­
schaft 

Wien (A) 
Info: Berufsfeuerwehr 

Wien, AmHof9,A-1010Wien 

23. bis 25. September: 
Brandschutz-Seminar für 
Führungskräfte 

Wadersloh 
Info: Gloria-Werke, Post­

fach 1160, 4724 Wadersloh 

23. bis 25. September: 
Symposium .. Schadstoffmes­
sung in Umwelt und Arbeits­
schutz" 

Lübeck 
Info: Technikzentrum Lü­

beck, Seelandstraße 15, 2400 
Lübeck I 

13. bis 16. Oktober: Inter­
nationale Sicherheits-Fach­
messe "Security '92" 

Messe Essen 
Info: Security, Postfach, 

4200 Essen I 

14. bis 16, Oktober: I I. Ret­
tu ngsh u bsc h rau ber -F ac h ta­
gung .. Luftrettung zwischen 
Konsolidierung und Neube­
ginn" 

Kongreßzentrum Gar-
misch-Partenkirchen 

Info: ADAC-Luftrettung 

GmbH, Am Westpark 8, 8000 
München 70 

21. bis 23, Oktober: Brand­
schutz-Seminar für Führungs­
kräfte 

Wadersloh 
Info: Gloria-Werke, Post­

fach 1160,4724 Wadersloh 

22. und 23. Oktober: 
Grundlagenseminar Brand-
schutz 

Nürnberg 
10. und 11. November: Se­

minar .. Brand- und Katastro­
phenschutz in Krankenhäuser, 
Alten- und Pflegeheimen" 

Nümberg 
17. November: Seminar 

.. Vorbeugender Brandschutz" 
Wuppertal 
19, November: Seminar 

.. Brandschutz in Hochhäu­
sern" 

Wuppertal 
19. und 20. November: Se­

minar .. Organisation der be­
trieblichen Sicherheit" 

Wuppenal 
23. und 24. November: Se­

minar .. A1arm- und Notfallplä­
ne in VerwaJtungen, Behörden 
und Betrieben" 

Nürnberg 
Info: Technische Akademie 

Wuppertal e. v., Postfach 
100409,5600 Wuppertal I 

•••••••••••••••••• 
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Wachstumsbranche 
Katastrophenhilfe 

Hans-Jürgen Wischnewski neuer Vorsitzender des 
Deutschen Komitees der Internationalen Dekade für 

Katastrophenvorbeugung (IDNDR) 

Seit April dieses Jahres ist Hans­
Jürgen Wischnewski, Bundesmini­
ster für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit a. D. und Staatsminister 
a. 0 ., neuer Vorsitzender des Deut­
schen Komitees der Internationa­
len Dekade für Katastrophenvor­
beugung (IDNDR). Nach eigenen 
Angaben hat er dieses Amt über­
nommen, weil er als Politi!<er oft 
mit Fragen des Krisen- und Kata­
strophenmanagements konfron­
tiert war und persönlich der Über­
zeugung ist, daß die zunehmende 
Katastrophenanfälligkeit unserer 
Erde ein sehr viel entschiedeneres 
Engagement der Politik erfordert 
als das bislang der Fall war. Dabei 
mißt Wischnewski einem präventi­
ven Krisenmanagement besonde­
re Bedeutung zu. 

Nachfolgend veröffentlichen wir 
eine Rede, die der Vorsitzende des 
Deutschen IDNDR-Komitees an­
läßlich des DRK-Seminars "Der 
Mensch in der Katastrophe - Ursa­
chen, Hilfe, Vorbeugung" Ende 
April in Remagen-Rolandseck bei 
Bonn hielt. 

Am 11. Dezember 1987 und am 22. 
Dezember 1989 verabschiedete die 
Generalversammlung der Vereinten 
Nationen zwei Resolutionen, die die 
neunzig er Jahre zur "International 
Decade for Natural Disaster Reduc­
tion" erklären. Laut Resolution von 
1989 besteht das Gesamtziel der De­
kade darin •• durch konzertierte inter­
nationale Maßnahmen. insbesondere 
in den Entwicklungsländern, die Ver­
luste an Menschenleben, die Sach­
schäden und die sozialen und wirt­
schaftlichen Zerrüttungen zu min­
dern, die durch Naturkatastrophen 
verursacht werden". Der Schwer­
punkt der Dekade liegt auf der Kata­
strophenvorbeugung in den soge-
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nannten Entwicklungsländern, die im 
besoQderen Maße von Naturkata­
strophen bedroht sind. 

Die Resolution von 1987 sieht ne­
ben internationalen Gremien die 
Gründung von nationalen IDNDR-Ko­
mitees vor. Mittlerweile sind über 100 
nationale Komitees oder "focal 
points" gegründet worden. 

Nicht zu Unrecht kann hinterfragt 
werden, ob eine UN-Dekade, die 
Schaffung neuer UN-Gremien und 
die Gründung von nationalen IDNDR­
Komitees einen vielversprechenden 
effizienten Aktionsrahmen für die Be­
wältigung von zukünftigen Katastro­
phenproblemen abgibt. Diese Skep­
sis ist nicht ganz unberechtigt, wenn 
man sich vor Augen führt, daß 
- bereits 15 UN-Dekaden verkündet 

worden sind, um weltweiten Be­
drohungen oder Entwicklungs­
problemen zu begegnen. Ich erin­
nere an die Entwicklungs-, Abrü­
stungs-, Antirassismus-, Trinkwas­
serdekaden, etc. Gegenwärtig lau­
fen sieben Dekaden und es gibt 
eine Vielzahl von Programmjahren 
und -tagen. 

- Diese Dekaden haben teilweise nur 
einen sehr bescheidenen Erfolg 
gehabt und haben nicht verhindern 
können, daß sich die weltweiten 
Entwicklungs- und Umweltproble­
me verschärft haben. 

Gegenwärtige und zukünftige 
Katastrophenrisiken 

Die Gründung nationaler IDNDR­
Komitees, von denen viele bislang 
nur auf dem Papier stehen, gibt also 
dem Dekadenanliegen noch kein 
ausreichendes politisches Gewicht. 
Um die wirtschaftliche und soziale 
Bedeutung der Katastrophenvorbeu­
gung zu erfassen, müssen wir uns die 

gegenwärtigen und zukünftigen Ka­
tastrophenrisiken vor Augen führen. 

Alle Veröffentlichungen zur Kata­
strophenentwicklung verweisen auf 
eine rapide Zunahme der Katastro­
phenschäden. In der Präambel der 
UN-Resolution von Dezember 1987 
heißt es, daß die Naturkatastrophen 
.in den letzten zwei Jahrzehnten in 
der ganzen Welt über drei Mill ionen 
Menschenleben gefordert haben, 
das Leben von mindestens 800 Mil­
lionen weiteren Menschen beein­
trächtigt und zu unmittelbaren Schä­
den in Höhe von 23 Milliarden Dollar 
geführt haben". Die Angaben über 
den Umfang der Schäden variieren. 
Die Münchener Rückversicherung 
beziffert die volkswirtschaftlichen 
Schäden großer Naturkatastrophen -
zu Preisen von 1990 - auf 40 Milliar­
den Dollar zwischen 1960 und 1969, 
auf 70 Milliarden Dollar zwischen 
1970 und 1979 sowie auf 120 Milliar­
den Dollar zwischen 1980 und 1989. 
Etwa 20 bis 30 Prozent dieser Schä­
den waren versichert. In den letzten 
beiden Jahren war ein weiterer rapi­
der Anstieg der Katastrophenschä­
den zu verzeichnen. Laut Münchener 
Rückversicherung sind die volkswirt­
schaftlichen Schäden allein der 
großen Naturkatastrophen 1990 auf 
25 Milliarden Dollar und 1991 auf 26 
Milliarden Dollar zu beziffern. 

Die zunehmende Häufigkeit von 
Naturkatastrophen insbesondere in 
den sogenannten Entwicklungslän­
dern wird auf die wachsende ökolo­
gisch und soziale Labilität dieser län­
der, das heißt, auf ihr rapides Bevöl­
kerungswachstum, die Überbean­
spruchung des Naturraums, die Ver­
knappung existenzsichernder Rück­
zugsgebiete und den Zerfall traditio­
neller Sozialstrukturen zurückge­
führt. Ich darf daran erinnern , daß die 
Weltbevölkerung gegenwärtig jede 
Sekunde um drei Menschen, jeden 



Tag um 250000 Menschen und jedes 
Jahr um 93 Millionen Menschen zu­
nimmt. Die Bevölkerung konzentriert 
sich zunehmend in teilweise giganti­
schen, städtischen Ballungszentren, 
die beispielsweise wie Tokio und Me­
xiko in stark gefährdeten Regionen 
liegen. 

Ein zusätzliches Bedrohungspo­
tential ergibt sich aus dem befürchte­
ten Klimawandel. Allerdings kann 
nicht mit Bestimmtheit gesagt wer­
den, ob die häufigeren und extreme­
ren Naturereignisse der letzten Jahre 
bereits auf anthropogene Klimaände­
rungen zurückzuführen sind. 

Hinsichtlich der zukünftigen kata­
strophalen Auswirkungen des künst­
lichen Treibhauseffekts, ist die En­
quete-Kommission des Bundestages 
zum Schutz der Erdatmosphäre in 
ihrem Bericht von Mai 1990 aber zu 
beängstigenden Schlußfolgerungen 
gekommen. Hierzu heißt es: "Als eine 
Folge (des zusätzlichen Treibhausef­
fektes) wird sich die Ernährungssi­
tuation der Menschheit in großen Ge­
bieten der Erde dramatisch ver­
schlechtern und zu einer aus der Not 
geborenen Übernutzung und Zer­
störung empfindlicher Okosysteme 
führen. Damit verbundene Hungers­
nöte werden Verteilungskonflik1e, 
große Wanderungsbewegungen be­
ziehungsweise Umweltflüchtlings­
ströme auslösen. Angesichts dieser 
Entwicklung erscheint es schon nicht 
mehr möglich, eine bedrohliche Ent­
wicklung zu vermeiden. Es ist des­
halb unbedingt erforderlich, ihr mög­
lichst schnell und mit der gebotenen 
Intensität entgegenzutreten." 

Mit technischen Maßnahmen ist 
den sozioökonomischen Problemen, 
die der Katastrophenanfälligkeit zu­
grunde liegen, allein nicht beizukom­
men. Die Notwendigkeit einer Ver­
besserung der allgemeinen Lebens­
bedingungen ist unerläßliche Voraus­
setzung für eine Reduzierung der Ka­
tastrophenanfälligkeit. Diese Dimen­
sion vermisse ich etwas in dem pro­
grammatischen Ansatz der Vereinten 
Nationen und einzelner Komitees, die 
ihr Engagement meines Erachtens zu 
sehr auf technische, symptomorien­
tierte Gegenmaßnahmen beschrän­
ken. 

Technische Präventionsmaßnah­
men, wie sie mit Erfolg in Industrie­
ländern, zum Beispiel Japan, USA 
und Neuseeland, angewandt werden, 
reichen in Entwicklungsländern nicht 
aus, um die Katastrophenanfälligkeit 
nachhaltig zu mindern. In Entwick­
lungsländern wird eine ausschließlich 
auf technische Maßnahmen be-

Hans-Jürgen Wischnewski 

Geboren am 24. Juli 1922 in AI­
lenstein (Ostpreußen). 

Besuch der Volksschule und des 
Gymnasiums, 1941 Abitur. 1941 bis 
1945 Kriegsteilnehmer. Einjährige 
Ausbildung zum Gewerkschaftsse­
kretär, bis 1951 Tätigkeit in der Me­
tallindustrie, 1952 Volontär und 
1953 bis 1959 Sekretär in der IG Me­
tall. November 1982 Mitglied des 
Aufsichtsrates der Firma Klöckner­
Humboldt-Deutz AG, Köln, als Ar­
beitnehmervertreter. 

Mitglied des Präsidiums der 
Deutschen Gesellschaft für Aus­
wärtige Politik e. V.; Mitglied des Ku­
ratoriums der Friedrich-Ebert-Stif­
tung. Mitglied der IG Metall. Mitglied 
des Aufsichtsrates der Mannes­
mann AG als Arbeitnehmervertreter. 

Mitglied des Bundestages von 
1957 bis 1990. Mitglied des Eu­
ropäischen Parlaments von 1961 
bis 1965. 1966 bis 1968 Bundesmi-

schränk1e Prävention allenfalls die 
bisherigen "Katastrophenlecks" 
mehr oder minder notdürftig 
schließen, aber nicht verhindern kön­
nen, daß Armut und Umweltzer­
störung immer wieder neue Katastro­
phen begünstigen. Es wäre daher fa­
tal, wenn sich die Dekade nur auf 
symptomorientierte Maßnahmen be­
schränken würde. 

In den letz1en Jahren läßt sich zu­
nehmend eine Erhöhung der Nothilfe 
zu Lasten der Entwicklungshilfe, das 
heißt der Überlebenssicherung zu 
Lasten der Armutsüberwindung fest­
stellen. Internationale und nationale 
Entwic kl u ngsh i Ifeorgan isation en 
warnen bereits davor, daß wegen des 
zunehmenden Bedarfs an Katastro­
phenhilfe immer weniger Geld für 
langfristige Entwicklungsaufga,ben 
zur Verfügung stünden. 

Das Deutsche IDNDR­
Komitee 

Das Deu1sche IDNDR-Komitee 
wurde als nichtrechtsfähiger Verein 
gegründet. Es versteht sich als eine 

nister für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit. Mai 1974 Parlamentari­
scher Staatssekretär im Auswärti­
gen Amt; August 1974 bis Dezem­
ber 1976 Staatsminister im Auswär­
tigen Amt. Dezember 1976 bis De­
zember 1979 und vom 28. April 
1982 bis 1. Oktober 1982 Staatsmi­
nister beim Bundeskanzler. Vom 28. 
April bis 1. Ok1ober 1982 zugleich 
Bevollmächtigter der Bundesregie­
rung in Berlin. 

private Vereinigung, die sich aus ver­
schiedenen Organisationen, Verbän­
den, Privatunternehmen und persön­
lichen Mitgliedern zusammensetzt. 
Vertreter einzelner Ministerien neh­
men als Gäste an den Sitzungen des 
Komitees und seiner Arbeitsgremien 
teil. Verschiedene Mitgliedsorganisa­
tionen sind halbstaatliche oder qua­
sistaatliche Einrichtungen; sie ge­
währleisten damit indirek1 den Einfluß 
des Staates im Komitee. Dieser Ein­
fluß wird auch durch die Finanzierung 
der Komiteeaktivitäten seitens des 
Auswärtigen Amtes deutlich. 

Das im September 1989 gegrün­
dete Deutsche IDNDR-Komitee wur­
de inzwischen umgebildet und um­
faßt nunmehr zusätzliche Organisa­
tionen der Katastrophen- und Ent­
wicklungshilfe sowie privatwirt­
schaftliche Unternehnien. Das Komi­
tee zählt dreißig Mitglieder. Je zehn 
Mitglieder, beziehungsweise Mit­
gliedsorganisationen sind der Kata­
strophen- und Entwicklungshilfe so­
wie der Wissenschaft zuzurechnen. 
Die Privatwirtschaft ist bislang neben 
dem Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI), durch zwei weitere 
Mitglieder vertreten. Dem Bereich 
Politik und Medien sind sieben Mit-
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glieder zuzuordnen. Das Deutsche 
IDNDR-Komitee sieht es als beson­
dere Herausforderung an, alle gesell­
schaftlichen Kräfte zu einer konzer­
tierten Aktion im Sinne der 
IDNDR-Ziele zusammenzubringen. 

Jährlich finden zwei Komiteesit­
zungen statt. Die eigentliche Arbeit 
des Komitees wird durch einen acht­
köpfigen Vorstand, der zirka fünf- bis 
sechsmal pro Jahr tagt, durch einen 
Wissenschaftlichen- und einen Ope­
rativen Beirat sowie durch die Ge­
schäftsstelle in Bonn geleistet. Das 
Komitee wird seit Anfang April 1992 
von mir geleitet. Beim Aufbau des Ko­
mitees haben sich der bisherige Vor­
sitzende, Herr Botschafter a. D. 
Günther van Weil, die Gremien und 
die Geschäftsstelle große Verdienste 
erworben. 

Die Aufgabenbereiche des Komi­
tees lassen sich wie folgt zusam­
menfassen: 
1. Aufklärung der Öffentlichkeit und 
der politischen Instanzen über Kata­
strophenrisiken und Sensibilisierung 
für die Notwendigkeit globaler ent­
wicklungs politischer und ökologi­
scher Weichenstellungen 
2. Initiierung operativer und wissen­
schaftlicher Präventionsprogramme. 

Das Komitee hat also im wesentli­
chen koordinierende und stimulieren­
de Aufgaben. Die Planung, Durch­
führung und Finanzierung von 
IDNDR-Projekten ist nicht Aufgabe 
des Komitees. 

Auf der fachlich-technischen Ebe­
ne richtet sich das Hauptinteresse 
des Deutschen IDNDR-Komitees auf 
einen Beitrag der Bundesrepublik 
Deutschlanm zur Minderung der Ka­
tastrophenanfälligkeit in Entwick­
lungsländern. Aus der Sicht dieser 
Länder sind Vorkehrungen gegen Na­
turkatastrophen ebenso als mensch­
liches Grundbedürfnis wie medizini­
sche Präventiwersorgung, Trinkwas­
Serversorgung, Wohnungsbau, etc. 
anzusehen. Darüber hinaus dienen 
Vorbeugemaßnahmen dazu, volks­
wirtschaftliche Schäden zu verhin­
dern. Das Komitee ist daher der Auf­
fassung, daß im Rahmen der deut­
schen Entwicklungshilfe verstärkt 
präventive Maßnahmen zur Reduzie­
rung der Katastrophenanfälligkeit ge­
fördert werden sollten. 

Aktivitäten des Deutschen 
IDNDR-Komitees 

Von großer Bedeutung ist die Öf­
fentlichkeitsarbeit. Sie hat zum Ziel , 
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die Bevölkerung und die einschlägi­
gen Organisationen und politischen 
Instanzen über das gegenwärtige 
und zukünftige Katastrophenpoten­
tial aufzuklären, das Verständnis für 
die Zusammenhänge zwischen Kata­
strophenanfäll igkeit und Armut zu 
wecken, den Handlungsbedarf im 
Bereich der Katastrophenvorbeu­
gung zu verdeutlichen und vor allem 
die notwendige politische Lobby für 
die Inangriffnahme notwendiger Ak­
tionen zu schaffen. Hierbei ist das Ko­
mitee auf die Unterstützung der Me­
dien angewiesen - eben auf eine Be­
richterstattung, die sich nicht nur auf 
Meldungen im Katastrophenfall be­
schränkt, sondern sich um Auf­
klärung und Sensibilisierung über die 
Katastrophenvorbeugung bemüht. 

Bestandsaufnahme der bisherigen 
wissenschaftl ichen und operativen 
Aktivitäten im Bereich der Kat<!stro­
phenvorbeugung: Der Wissenschaft­
liche Beirat hat eine sehr umfangrei­
che Bestandsaufnahme erarbeitet, 
die gerade veröffentlicht wurde. 
Außerdem sind eine Reihe von For­
schungsvorhaben geplant. Im Be­
reich der Geowissenschaften dürften 
das neu gegründete Geoforschungs­
zentrum in Potsdam, das über eine 
Abteilung Disasterforschung verfügt, 
sowie die Bundesanstalt für Geowis­
senschaften die wichtigsten Förde­
rungsinstitutionen für Katastrophen­
vorbeugungsprojekte sein. 

Die Geschäftsstelle des Deut­
schen IDNDR-Komitees hat eine Be­
standsaufnahme über die "Beiträge 
staatlicher und nichtstaatlicher Orga­
nisationen der Bundesrepublik 
Deutschland zur Katastrophenvor­
beugung in Entwicklungsländern", 
die auch in englischer Sprache vor­
liegt, erarbeitet. Diese Übersicht 
macht die verschiedenen Aktionsfel­
der der Katastrophenvorbeugung 
deutlich und zeigt, daß bereits in der 
Vergangenheit von deutscher Seite 
beachtliche Anstrengungen zur Min­
derung der Katastrophenanfälligkeit 
unternommen wurden. Der weitere 
Handlungsbedarf in diesem Bereich 
ist aber groß, wenn wir die Katastro­
phenanfälligkeit der sogenannten 
Entwicklungsländer in Grenzen hal­
ten, ja vor allem vermindern wollen. 

Einbeziehung der Rückversiche­
rungsgesellschaften in die IDNDR­
Aktivitäten: Die Rückversicherungs­
gesellschaften sind, wie ein Anfang 
März 1992 durchgeführtes Seminar 
zeigte, daran interessiert, Probleme 
der Katastrophenvorbeugung wie die 
Erstellung von Risikokarten, die Er-

mittlung des Schadenspotentials für 
verschiedene Katastrophenszena­
rien, die Erarbeitung von Vorbeuge­
empfehlungen und -vorschriften, etc. 
in einer konzertierten Aktion gemein­
sam mit wissenschaftlichen Einrich­
tungen sowie Entwicklungshilfeorga­
nisationen anzugehen. Hier deuten 
sich interessante Ansätze für eine 
.konzertierte Aktion" an. 

Initiierung und Unterstützung ein­
zelner Katastrophenvorbeugevorha­
ben: Geplant sind unter anderem Pro­
jekte zur Stabilisierung von Lehmzie­
gelbauten in den Andenstaaten, Erar­
beitung von Risikokarten der Region 
La Paz/Bolivien, der Förderung von 
Fernerkundungsprojekten, der Deut­
schen Agentur für Raumfahrtangele­
genheiten. 

Einbindung der Bundeswehr in die 
Katastrophenhilfe: Im Einvernehmen 
mit dem Bundesverteidigungsmini­
sterium, dem Außenministerium und 
den Hilfsorganisationen läßt das 
Deutsche IDNDR-Komitee gegen­
wärtig ein Gutachten über die Mög­
lichkeiten der Zusammenarbeit zwi­
schen den Hilfsorganisationen und 
der Bundeswehr im Rahmen der 
deutschen Humanitären Hilfe im Aus­
land erstellen. Die Einbindung der 
Bundeswehr in die Humanitäre Hilfe 
ist ein delikates politisches Thema, 
das noch nicht ausdiskutiert ist. 

Koordinierung der Katastrophen­
hilfe: Die Schaffung von Koordinie­
rungsmechanismen für die Katastro­
phenhilfe gehört zu den Aufgaben der 
Katastrophenvorbeugung; denn 
durch eine verbesserte Koordinie­
rung kann die Effizienz der Katastro­
phenhilfe im Ausland gesteigert und 
damit das Ausmaß der Katastrophen 
gemindert werden. 

Ausblick 

Nach meiner Überzeugung ge­
winnt das IDNDR-Programm im in­
ternationalen und nationalen Kontext 
zunehmend an politischem Gewicht. 
Katastrophenhilfe und -vorbeugung 
sind angesichts der Katastrophenan­
fälligkeit unserer Erde, insbesondere 
aber der Entwicklungsländer, bedau­
erlicherweise als • Wachstumsbran­
chen" einzustufen, die in Zukunft ver­
mehrt politisches Interesse sowie Ka­
pital- und Personalressourcen bin­
den werden. Unsere gemeinsame 
Aufgabe ist es, diese bedrängenden 
Zukunftsprobleme als Herausforde­
rung anzunehmen. Es ist noch nicht 
zu spät dafür, aber bereits recht spät. 



Ausbildung der Feuerwehren am Beispiel der Berufsfeuerwehr Nürnberg 

Ein neues Konzept 
Modifizierte Erste-Hilf~=-Ausbildung hat sich bewährt­

Mehr praktische Ubungen, weniger Theorie 

Die Zahl der Berufsfeuerwehren in 
der Bundesrepublik Deutschland be­
trägt zur Zeit rund 100. Etwa zwei 
Drittel der Wehren sind neben ihren 
primären Aufgaben, der Brand­
bekämpfung und Technischen Hilfe­
leistung, auch mit dem Rettungs- und 
Krankentransportdienst betraut. Auf­
gabe des Rettungsdienstes ist es, 
Notfallpatienten Erste Hilfe zu leisten, 
sie transportfähig zu machen und sie 
unter fachgerechter Betreuung in ein 
für die weitere Versorgung geeigne­
tes Krankenhaus zu befördern. In 
gleicher Weise übernimmt der Ret­
tungsdienst auch den Transport von 
Kranken sowie Verletzten, bei denen 
kein Notfall vorliegt. 

Ein breites Aufgabenfeld, das ne­
ben den zum Einsatz kommenden 
Notärzten auch qualifiziertes Perso­
nal der Berufsfeuerwehren erfordert. 
So zählt zum Ausbildungsprogramm 
der Feuerwehren, die im Rettungs­
dienst tätig sind, neben der umfang­
reichen feuerwehrtechnischen Schu­
lung des Nachwuchses auch die Aus­
bildung der angehenden Wehrmän­
ner zum Rettungssanitäter bezie­
hungsweise -assistenten. Sie macht 
den Feuerwehrmann zum fachkundi­
gen Helfer des Arztes am Unfallort 
und sichert damit eine schnelle und 
qualifizierte Hilfe. 

Ein neues Konzept 

Die Stadt Nürnberg ist eine der 
Kommunen, in denen der Rettungs­
und Krankentransportdienst nicht in 
den Händen der Berufsfeuerwehr 
liegt. Diese Aufgabe wird ausschließ­
lich durch die vier Hilfsorganisationen 
Arbeiter-Samariter-Bund, Bayeri­
sches Rotes Kreuz, Johanniter-Un­
fall-Hilfe und Malteser-Hilfsdienst 
wahrgenommen. Aus diesem Grunde 
wird das hauptamtliche Personal im 
Feuerwehrdienst auch nicht zum Ret-

tungssanitäter/ -assistenten ausge­
bildet, es besucht im Rahmen seiner 
Schulung einen Erste-Hilfe-Kurs. 

Mitte der 80er Jahre setzten bei der 
Berufsfeuerwehr Nürnberg Überle­
gungen ein, die bisherige Erste-Hilfe­
Ausbildung der Feuerwehrmänner in 
ein neues Konzept zu bringen. Im Mai 
1987 bildete sich unter der Leitung 
von Michael Kratzer, damals im Me­
dizinstudium, heute Feuerwehrarzt 
der Feuerwehr Nürnberg, eine "Lehr­
gruppe Feuerwehrsanitätsdienst" , 
die es sich zum Ziel setzte, die Erste­
Hilfe-Ausbildung neu zu konzipieren 
und mit mehr praxisbezogenen Inhal­
ten zu versehen. Einer der Grundge­
danken wardabei , daß die Feuerwehr 
in vielen Fällen zuerst an der Einsatz­
steIle ist und zum Beispiel bei einem 
Verkehrsunfall mit Verletzten fachge­
recht Hilfe leisten muß. Der Feuer­
wehrmann ist somit häufig erstes 
Glied der Rettungskette, und sein be­
sonnenes und zweckmäßiges Han­
deln in den Minuten, die zwangsläu-

fig bis zum Eintreffen des Rettungs­
dienstes vergehen, ist vielfach mitbe­
stimmend für den Ausgang des Not­
falls. Auch zeigte sich in der Praxis die 
Notwendigkeit, bei schwierigen Ein­
satzlagen oder mehreren Verletzten, 
den Rettungsdienst vorübergehend 
zu unterstützen. 

Um diesen Aufgaben gerecht zu 
werden, bedurfte es aus der Sicht der 
Feuerwehr Nürnberg einer veränder­
ten Ausbildung. Der herkömmliche 
Erste-Hilfe-Kurs befähigt nach An­
sicht Michael Kratzers die Feuer­
wehrmänner nicht ausreichend zur 
praktischen Erste-Hilfe-Leistung. 
Dies wurde auch von einem Großteil 
der Feuerwehrangehörigen so gese­
hen. Sie plädierten dafür, der praxis­
nahen Schulung mehr Raum zu ge­
ben. 

"Es galt also, die Sanitätsausbil­
dung für die Feuerwehr zu optimie­
ren. Wir entwickelten einen neuen 
Ausbildungsplan , in dem die theore-

Feuerwehrarzt Michael Kratzer (links) Ist Initiator der neuen Erste·Hille-Ausblldung. Viel Unterstüt· 
zung tlndet er bel Brandrat Armln Schneider. 
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In Kleingruppen 
wird die Reani­
mallon mll Hille 
des Phanloms 
geübl. 

tische Schulung hinsichtlich Stoffum­
fang und Zeitdauer drastisch gekürzt 
wurde; in den Vordergrund der Aus­
bildung rückten praktische Übun­
gen", erläutert Michael Kratzer dem 
nBevölkerungsschutz-Magazin" sein 
neues Konzept. Die wesentliche 
Neuerung war die Reduzierung der 
Lerninhalte auf wenige Leitsympto­
me, die als Hauptkennzeichen einer 
lebensbedrohlichen Störung gelten. 

Aul dem Hof der 
Feuerwache wer­
den einzelne 
Fallbeispiele 
durchgesplell. 
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I . 

Aus der praktischen Erfahrung her­
aus wurden folgende sieben Leit­
symptome entwickelt: 
- Bewußtlosigkeit 
- Atemstillstand 
- Kreislaufstillstand 
- akute Atemnot (Luftnot) 
- akuter Brustschmerz (Herz-

schmerz) 
- Volumenmangelschock 
- starke Blutung. 

Bei Vorliegen eines Leitsymptoms 
müssen sofort ganz bestimmte Maß­
nahmen in einer konkreten Reihenfol­
ge durchgeführt werden. 

n Wir glauben, daß wir mit diesen 
wenigen Leitsymptomen die Erste 
Hilfe wesentlich erleichtert haben und 
den am Notfallpatienten in vielen Fäl­
len unerfahrenen Feuerwehrmann in 
die Lage versetzen, den größten Teil 



aller Notfälle sicher zu bewältigen", 
sagt Michael Kratzer. 

Intensive Ausbildung 

Nach einem theoretischen Unter­
richt, in dem primär die wichtigsten 
Hintergründe der Leitsymptome be­
sprochen werden, erfolgt eine inten-

sive praktische Ausbildung in Klein­
gruppen. Dies erfordert viele Ausbil­
der und geringe Kursstärken. "Meist 
führen wir die praktischen Übungen 
mit vier Ausbildern durch. Bei einer 
durchschnittlichen Teilnehmerzahl 
von 20 Personen bedeutet dies einen 
Ausbilder auf fünf Teilnehmer", erläu­
tert Michael Kratzer und zeigt am Bei­
spiel des Leitsymptoms "Bewußtlo­
sigkeit" den Ablauf auf: 

Realistisch Ist 
das Fallbelspiet 
"eingeklemmte 

Person" in Szene 
gesetzt. 

"Wir beginnen mit der Akutdiagno­
stik. Ein Ausbilder führt an einem ,Be­
wußtlosen' langsam und schrittweise 
die Untersuchungen vor, während ein 
weiterer Ausbilder erklärt: Weckver­
such, Mundschau, Atem-, Puls- und 
Pupillenkontrolle. Nach einer zweiten 
und gegebenenfalls dritten Lehrde­
monstration beginnt die praktische 
Übung. 

Zum Ausbil­
dungsprogramm 

zählt auch der 
Massenanfall von 

Verletzten. 
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Jeweils zwei Teilnehmer gehen zu­
sammen. Einer davon legt sich auf 
den Boden, der andere kniet dane­
ben. Wir lassen die Übenden sich so 
hinlegen, daß ein Kreis aus Helfern 
und ,Verletzten' entsteht. Nun be­
ginnt die Übung der Akutdiagnostik. 
Ein Ausbilder sagt die Untersuchun­
gen Schritt für Schritt an, die anderen 
Ausbilder überwachen die richtige 
Durchführung. 

Dann erfolgt der Wechsel. Die ,Ver­
letzten' bleiben liegen, die Helfer 
wechseln im Uhrzeigersinn zum 
nächsten ,Patienten' , und die Unter­
suchung beginnt erneut. So führen 
wir beim ersten Mal bis zu zehn 
Wechsel durch. Dann dürfen die ,Pa­
tienten' aufstehen, und die Helfer 
müssen die Prozedur über sich erge­
hen lassen. 

Sinn dieser Kreisübungen ist es, 
den Teilnehmern genügend Zeit zu 
geben, sich die Akutdiagnostik ein­
zuprägen. Auch gibt dies Gelegen­
heit, an verschiedenen ,Patienten' 
das Tasten des Karotispulses zu 
üben. Anschließend wird in gleicher 
Weise die stabile Seitenlage geübt. 

Kreisübungen führen wir auch 
beim Aufsuchen des Druckpunktes 
für die Reanimation oder bei der 
Übung der Beatmung an verschiede­
nen Phantomen durch. 

Unabdingbar ist, daß die prakti­
schen Übungen ganze Handlungsab­
läufe umfassen. Sie dürfen sich nicht 
nur auf Einzeimaßnahmen beschrän­
ken. Natürlich muß der Teilnehmer 
zunächst die einzelnen Maßnahmen 
erlernen. Beherrscht er sie dann, wird 
der gesamte Ablauf eingeübt." 

Realistische Fallbeispiele 

Den praktischen Maßnahmen als 
Trockentraining folgen konkrete 
praktische Fallbeispiele, die es dem 
Teilnehmer ermöglichen, an mög­
lichst realistischen Einsatzbeispielen 
das jeweilige Leitsymptom zu erken­
nen, um dann die erforderlichen Maß­
nahmen ergreifen zu können. Er soll 
damit in die Lage versetzt werden, 
das Wesentliche der Ersten Hilfe zu 
erkennen, praktisch umzusetzen, alle 
Maßnahmen richtig und schnell 
durchzuführen und sich nicht durch 
Unwichtiges ablenken zu lassen. 

Dazu gibt es ca. 35 Standardfall­
beispiele, die sich meist ohne großen 
Aufwand situationsgerecht darstellen 
lassen. Begonnen wird mit dem ein­
fachen Leitsymptom "Bewußtlosig-
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keit". Als Fallbeispiele werden durch­
geführt: 
- bewußtlose Person im Pkw, Erbro­

chenes im Mund, 
- bewußtlose Person hinter Müllcon­

tainer, Alkoholintoxikation, Erbro­
chenes im Mund, 

- gestürzter Radfahrer, bewußtlos, 
Erbrochenes, kleine Kopf-
platzwunde. 

Die Fälle lassen sich beliebig stei­
gern. 

Anschließend folgen Erschwernis­
se, z. B. Zustandsänderungen: 
Während der Überwachung nach er­
folgter Erstversorgung tritt Atemstill­
stand ein, der erkannt und behandelt 
werden muß und ähnliches. 

Etwas aufwendige, aber für den 
Lernerfolg absolut notwendige Fall­
beispiele sind: 
- Messerstich im Unterarm, Leit­

symptome starke Blutung und Vo­
lumenmangelschock, 

- Person unter Straßenbahn mit al­
len möglichen Variationen, 

- Person im Pkw eingeklemmt, nicht 
ansprechbar, bewußtlos, Atemstill­
stand, 

- und der Großunfall mit Massenan­
fall von Verletzten, der aus organi­
satorischen Gründen nur mit 15 bis 
20 "Verletzten" durchgeführt wer­
den kann. 
"Es ist die einhellige Meinung aller 

Teilnehmer", so Michael Kratzer, "daß 
diese Fallbeispiele das Wichtigste an 
der ganzen Sanitätsausbildung sind 
und nur durch sie eine ausreichende 
Sicherheit in der Notfallversorgung 
erreicht wird." 

Auf eine Prüfung als Abschluß der 
Ausbildung wird verzichtet. Ein fle­
xibler Unterrichtsverlauf muß sicher­
stellen, daß jeder Teilnehmer am 
Ende alle praktischen Maßnahmen im 
Handlungsablauf beherrscht. Statt 
einer Prüfung wird am Ende der 
Schulung zur Wiederholung für die 
Lehrgangsteilnehmer und als Erfolgs-

Der Feuerwehr­
sanitäter Ist 
schnell zu e",en­
nen, sein Helm 
trägt eine ent­
sprechende Auf­
schriH. 

kontrolle für die Ausbilder ein Zirkel­
training in Erster Hilfe durchgeführt. 

Dazu werden in einem Rundkurs 
auf der Feuerwache so viele Statio­
nen realistisch aufgebaut, daß jeweils 
zwei Teilnehmer an einer Station be­
ginnen. Ein Wechsel erfolgt im Uhr­
zeigersinn alle zehn Minuten. Der Sta­
tionsausbilder soll die Übenden zu­
nächst nur überwachen, dann Fehler 
besprechen und als Resümee den 
richtigen Ablauf nochmals wiederho­
len. Das Zirkeltraining wird von den 
Teilnehmern wegen seiner Effektivität 
sehr gelobt. 

Ein unverziehtbarer Bestandteil 
der Erste-Hilfe-Ausbildung ist natür­
lich die regelmäßige Wiederholung. 
Es wurde daher festgelegt, in der so­
genannten Wachenschulung jährlich 
eine Frühjahrs- und Herbstschulung 
in Erster Hilfe von vier Stunden Dau­
er für alle Feuerwehrbeamten durch­
zuführen, wobei in der Frühjahrsaus­
bildung als Schwerpunkt Lebensret­
tende Sofortmaßnahmen und im 
Herbst die Herz-Lungen-Wiederbele­
bung geübt werden. 

Ausbildung in zwei Stufen 

Die hier geschilderte, inzwischen 
auf 80 Stunden ausgedehnte Schu­
lung ist die erste Stufe des Ausbil­
dungskonzepts "Erste Hilfe" der Feu­
erwehr Nürnberg. Sie gilt als Grund­
ausbildung für die rund 350 Wehr­
männer der Berufsfeuerwehr und 
umfaßt die Lebensrettenden Sofort­
maßnahmen, die Herz-Lungen-Wie­
derbelebung sowie feuerwehrtypi­
sche Notfallsituationen. 

Um auch über die Grundmaßnah­
men der Ersten Hilfe hinaus weiter­
führende Maßnahmen durchführen 
zu können, bildet die Feuerwehr 
Nürnberg auf freiwilliger Basis in ei­
nerzweiten Stufe Feuerwehrsanitäter 

Sanitäter 



aus. Diese 40stündige Zusatzausbil­
dung beinhaltet zum Beispiel die The­
men Atemspende mit der Mund-zu­
Taschen-Maske; intensive Reanima­
tion am Säuglings- und Kinderphan­
tom, Sauerstoffbeatmung mit dem 
Ambu-Baby-Beutel, Intubations be­
atmung und Anwendung der Ab­
saugpumpe. Erlernt wird auch die As­
sistenz bei notärztlicher Versorgung 
mit Infusion, Injektion und Intubation 
sowie die Anwendung aller vorhan­
denen Sanitätsgeräte (Schaufeltrage, 
Vakuummatratze, Halskrause) und 
der Dosieraerosole. 

Inzwischen verfügt die Berufsfeu­
erwehr Nürnberg über 45 Feuer­
wehrsanitäter. Die Planung sieht für 
jede der zwölf Wachabteilungen fünf 
Feuerwehrsanitäter vor, so daß die 
Gesamtzahl im Endstadium bei 60 
liegen wird. 

Das neue Ausbildungskonzept in 
Erster Hilfe wurde auch auf die 18 
Freiwilligen Feuerwehren der Stadt 
Nürnberg übertragen. Die rund 650 
Wehrmänner besuchen alle nach und 
nach einen 16stündigen Grundlehr­
gang. Wer sich zum Feuerwehrsa­
nitäter schulen lassen will, muß wei­
tere 66 Ausbildungsstunden absol­
vieren, um die nötige Qualifikation zu 
erreichen. 

NoUalikoffer entwickelt 

Schon nach dem ersten Lehrgang 
für Feuerwehrsanitäter im Jahre 1988 
zeigte sich, daß das auf den Einsatz­
fahrzeugen der Berufsfeuerwehr 
Nürnberg vorhandene Sanitätsmate­
rial nicht ausreichend ist. Die Wehr­
männer fragten während der Ausbil ­
dung mit Recht, warum sie zum Bei­
spiel das Anlegen von Kältekompres­
sen oder die Sauerstoffanwendung 
erlernen, wenn keine entsprechende 
Ausstattung auf den Fahrzeugen vor­
handenist. 

Aus diesem Grund entwickelte die 
"Lehrgruppe Feuerwehrsanitäts­
dienst" einen Notfallkoffer, der alles 
beinhaltet, was zur Durchführung Le­
bensrettender Sofort maßnahmen 
durch jeden Feuerwehrmann not­
wendig ist. Daneben enthält der Kof­
fer zusätzliches Material für erweiter­
te Maßnahmen des Feuerwehrsanitä­
ters. 

Die Bestückung setzt sich wie folgt 
zusammen: 
- Beatmungsbeutel Ambu Mark 111 
- 1,0-I-Sauerstoffflasche für Sauer-

stoffinhalation oder -beatmung 
- Absaugpumpe 

Oie beiden von 
der Beruisfeuer­
wehr Nürnberg 
entwickelten 
NaHaltkoffer. 

(Fotos: Feuer­
wehr Nürnberg 4, 
Se~ 3) 

- Blutdruckmeßgerät und Stetho­
skop 

- Kortisonspray gegen Rauchvergif­
tung 

- Dosieraerosole bei Asthma- und 
Herzanfall 

- Verbandstoffsortiment und Ret-
tungsdecke 

- Wunddesinfektionsmittel 
- Kältekompresse und Kühlspray 
- Augenspülbeutel 
- Infusionsset u. v. m. 

Jeder der vier Löschzüge der Be­
rufsfeuerwehr Nürnberg verfügt heu­
te über einen großen Notfallkoffer. 

Überlegungen, daß auch bei iso­
lierten Einsätzen einzelner Feuer­
wehrfahrzeuge eine gute Sanitäts­
ausstattung nicht fehlen darf, führten 
etwas später zur Entwicklung eines 
kleinen Notfallkoffers. Er ist handli­
cher und geringer bestückt als der 
große Koffer, ermöglicht aber den­
noch alle wesentlichen Hilfeleistun­
gen. Gefüllt ist er mit: 
- Beatmungsbeutel Ambu Mark 111 
- 1,O-l-Sauerstoffflasche für Sauer-

stoffinhalation oder -beatmung 
- Kortison-Notfallpäckchen 
- kleines Verbandstoffsortiment (für 

Druckverband, Brandwunde, kl. 
Wundversorgung) 

- Kleiderschere 
- Rettungsdecke 
- Einmalhandschuhe. 

Zur Zeit sind 22 Einsatzfahrzeuge 
mit diesem Notfallkoffer ausgestat­
tet. Auch die Freiwilligen Feuerweh­
ren sollen nach und nach mit diesem 
kleinen Notfallkoffer ausgerüstet 
werden. 

Sichtbarer Erfolg 

Die bisher erzielten Fortschritte in 
der Sanitätsausbildung und die hier­
aus resultierenden Erfolge bei Einsät-

zen der Feuerwehr Nürnberg spie­
geln sich inzwischen auch in der Stei­
lung der "Lehrgruppe Feuerwehrsa­
nitätsdienst" wider. Sie wurde 1990 
der Abteilung "Ausbildung" der 
Branddirektion Nürnberg als Unter­
abteilung "Feuerwehrsanitätsdienst" 
angegliedert und besteht zur Zeit aus 
sechs hauptamtlichen Ausbildern 
bzw. Ausbildungsassistenten. Hinzu 
kommen zwei ehrenamtlich tätige 
Feuerwehrärzte sowie fünf Feuer­
wehrsanitäter der Freiwilligen Weh­
ren, die als Ausbildungsassistenten 
mitwirken. 

"Ein Schritt nach vorn" 

"Wir freuen uns über das, was wir 
inzwischen erreicht haben", sagt 
Brandrat Armin Schneider, Sachge­
bietsleiter für Ausbildung und Kata­
strophenschutz der Berufsfeuerwehr 
Nürnberg, zum Abschluß des Ge­
sprächs mit dem "Bevölkerungs­
schutz-Magazin". "Die Feuerwehr­
männer und auch die Einsatzleitung 
sind begeistert von dieser Entwick­
lung. Wir können die in der Ausbil­
dung praxisnah vermittelten Kennt­
nisse vielfach bei Einsätzen verwen­
den. Eine Bestätigung unseres Weg­
es finden wir auch in der kürzlich aus­
gesprochenen Empfehlung der ,Ar­
beitsgemeinschaft der Leiter der Be­
rufsfeuerwehren ', die von Michael 
Kratzer entwickelte 80-Stunden­
Ausbildung in Erster Hilfe bundesweit 
bei den Berufsfeuerwehren einzu­
führen , die nicht im Rettungsdienst 
mitwirken. Dies ist für mich ein großer 
Schritt nach vorn." 

- güse-
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Wlnfried Glass, DRK-Generalsekretariat, Bonn 

"Kalter Fritz" 
Stabsrahmenübung der Arbeitsgruppe 

"Grenzüberschreitender Katastrophenschutz" der 
europäischen Rotkreuz-Gesellschaften in Meckenheim-Merl 

Grundlagen 

In der Resolution 21 der XY0/. In­
ternationalen Rotkreuz-Konferenz 
1986 in Genf, die von Vertretern der 
beteiligten Rotkreuz-Gesellschaften 
wie gleichermaßen von den beteilig­
ten Vertretern der jeweiligen Staaten 
verabschiedet wurde, wird gefordert, 
daß die nationalen Rotkreuz-Gesell­
schaften zur Sicherstellung der Hilfs­
möglichkeiten mit ihren Staaten die 
erforderlichen Verträge und Abma­
chungen abschließen bzw. treffen 
sollen. 

In einer Tagung der westeuropäi­
schen Rotkreuz-Gesellschaften in 
der DRK-Bundesschule in Mecken­
heim-Merl am 16. und 17. Dezember 
1987 wurden erstmals konkrete Mög­
lichkeiten der Zusammenarbeit bei 
grenzüberschreitenden Katastro­
phen erörtert und gefunden. Alle Ver­
treter der Rotkreuz-Gesellschaften 
berichteten in ihren Beiträgen über 
die rechtliche Situation ihrer Gesell­
schaft in ihrem Staat in der Mitwir­
kung im Zivil- und Katastrophen­
schutz und beschrieben ihr Potential. 

Schon die Einzelberichte der Ver­
treter der Rotkreuz-Gesellschaften 
zeigten deutlich auf, wie verschieden 
die Verhältnisse in rechtlicher und or­
ganisatorischer Hinsicht in den ein­
zelnen Staaten sind und wie schwie­
rig es sich gestalten wird, die erfor­
derlichen Gemeinsamkeiten heraus­
zuarbeiten und so darzustellen, daß 
alle beteiligten Staaten und Rotkreuz­
Gesellschaften angemessen berück­
sichtigt werden. 

Gegenseitige Hilfeleistung bei Ka­
tastrophen oder schweren Unglücks­
fällen ist eine traditionell geübte Pra­
xis zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und ihren Nachbarstaa­
ten, die sich naturgemäß vor allem im 
Grenzbereich entfaltet. Katastrophen 
der letzten Jahre haben die Erkennt-
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nis vermittelt, das Hilfspotential der 
europäischen Staaten soweit wie 
möglich im Bedarfsfall auch über den 
grenznahen Raum hinaus zu nutzen. 

Dazu bedarf es klarer Absprachen, 
insbesondere über die zuständigen 
Stellen, die Erleichterung des grenz­
überschreitenden Verkehrs von Per-

Stabsrahmenübung KALTER FRITZ 
16. bis 19. Januar 1992 

In der DRK-Bundesschule Me~ 
- OrganlsaUonsQberslcht -

ulleoder: 
Wolrpn. Pleßk. (D) 

IA:fbmpstab: 
Mark GIIIe...... (8) 
c.o ..... M. layer (F) 
Manfrtd JIoaaut. (A) 

Deut8cllee Rotes Kreuz 
-D-

~fC:edt-

* 

(NL) 

"""""""ppe 
·~DhaUßf'ft't1m&· .... ...., 
ROll Gort (NL) 

:~'(';'~der 
QtM,Ddnllto~ 

c-u.m.n... 
<NL/ A / B / D /FI 

Vcrbladuapbilro der 
LIp .... ro 

StaaWebo EiAspldoteJIe 
- Dund NL-



sonen und Sachen, Schadenersatz-, 
Haftungs- und Kostenfragen.'1 

Die mittlerweile mit den Staaten 
Belgien, Dänemark, Frankreich, Lu­
xemburg, Niederlande, Österreich, 
Schweiz und im Oktober 1990 auch 
mit der Sowjetunion getroffenen 
diesbezüglichen zwischenstaatli­
chen Abkommen sind im wesentli­
chen inhaltsgleich. 

Den zwischenstaatlichen Abkom­
men liegt folgende gemeinsame Be­
griffsdefinition zugrunde: "Katastro­
phe oder schwerer Unglücksfall (im 
Sinne dieses Abkommens) ist ein Ge­
schehen, das Leben oder Gesundheit 
zahlreicher Menschen, erhebliche 
Sachwerte oder die lebensnotwendi­
ge Versorgung der Bevölkerung in so 
ungewöhnlichem Maße schädigt 
oder gefährdet, daß zu einer 
Bekämpfung auch der Einsatz von 
Einheiten und Einrichtungen erfor­
derlich erscheint, die nicht für den 
täglichen Einsatz ständig zur Verfü­
gung stehen." 

Die Arbeitsgruppe 
"Grenzüberschreitender 
Katastrophenschutz" 

Die Tagungsteilnehmer waren sich 
einig, daß ein allgemeingültiger Ver­
einbarungstext für die Rotkreuz-Ge­
seilschaften erstellt werden muß. Die 
individuellen bilateralen Belange 
müssen berücksichtigt und die Zu­
sammenarbeit bei grenzüberschrei­
tenden Katastrophen wirksamer ge­
staltet werden. Eine Arbeitsgruppe 
auf der Grundlage der Resolution 
"Katastrophenhilfe bei technischen 
Unglücksfällen" der XXV. Intematio­
nalen Rotkreuzkonferenz (1986) soll­
te ihre Arbeit, gemäß Vorschlag des 
Schweizerischen Roten Kreuzes un­
ter Federführung des Deutschen Ro­
ten Kreuzes, aufnehmen. Auftrag der 
Arbeitsgruppe sollte es sein, eine für 
alle Rotkreuz-Gesellschaften ver­
bindliche Strategie zu erarbeiten, da­
mit bei grenzüberschreitenden Un­
glücksfällen und Katastrophen durch 
die Beteiligung der Rotkreuz-Gesell­
schaften wirksame und schnelle Hil­
fe geleistet werden kann. 

Die Arbeitsgruppe setzt sich zu­
sammen aus Vertretern des 
- Belgischen Roten Kreuzes, 
- Französischen Roten Kreuzes, 
- Niederländischen Roten Kreuzes, 
- Österreich ischen Roten Kreuzes, 
- Verbindungsbüros der Internatio-

nalen Föderation der Rotkreuz­
Gesellschaften zur EG in Brüssel, 

Oie Stabsrahmenübung wurde von Mitgliedern der ArbeItsgruppe "Grenzüberschreitender Katastro­
phenschutz" geplant und geleitet (v. r. n. 1.): Manlred Raggautz, Österreichisches Rotes Kreuz; Mari< 
Giliebeert, Belglsches Rotes Kreuz; Wallgang Pleßke, oRK; Ben Holman, Nlede~ändisches Rotes 
Kreuz; und Winfried Glass, DRK. 

- Deutschen Roten Kreuzes. 
Seit Entgegennahme ihres Auftra­

ges hat diese Arbeitsgruppe jährlich 
zweimal am Ort der Generalsekreta­
riate der beteiligten Rotkreuz-Gesell­
schaften getagt und mittlerweile fol­
gende Resultate ihrer Arbeit vorge­
legt: 
- Musterrahmenempfehlung 

"Grenzüberschreitende gegensei­
tige Hilfeleistung bei Katastrophen 
und Unglücksfällen" für die Rot­
kreuz-Gesellschaften, 

- Muster für eine bilaterale Verein­
barung zwischen Rotkreuz-Gesell­
schaften zur Zusammenarbeit in 
den grenzüberschreitenden ge­
genseitigen Hilfeleistungen bei Ka­
tastrophen und Unglücksfällen, 

- Alarmplan der europäischen Rot­
kreuz-Gesellschaften, soweit sie in 
der Arbeitsgruppe mitwirken, als 
Arbeitsgrundlage für die Interna­
tionale Föderation der Rotkreuz­
Gesellschaften, 

- Curriculum für die Ausbildung der 
Helferschaft, die bei grenzüber­
schreitenden Einsätzen verwendet 
werden soll , 

- Seminarzyklus für Führungskräfte 
im Grenzüberschreitenden Kata­
strophenschutz. 
Der Alarmplan der europäischen 

Rotkreuz-Gesellschaften wurde der 
Internationalen Föderation der Ge­
sellschaften vom Roten Kreuz und 
Roten Halbmond (früher Liga) in Genf 
mit der Bitte übergeben, weitere Rot­
kreuz-Gesellschaften für die Aufnah­
me ihrer Daten in den Alarmplan zu 
interessieren. Eine Überprüfung der 

Durchführbarkeit der darin enthalte­
nen Verfahrensregelungen, vor allem 
zur Logistik und sanitätsdienstlichen 
Versorgung der grenzüberschreitend 
eingesetzten Einheiten, sollte nach 
Auffassung der Arbeitsgruppe in 
Form einer Stabsrahmenübung auf 
internationaler Ebene erfolgen. 

In der praktischen Ausfüllung die­
ser rechtlichen Rahmenbedingun­
gen, deren politischer, ideeler und 
praktischer Wert nicht hoch genug 
eingeschätzt werden kann, sind die 
Trägerorganisationen für die beteilig­
ten Einheiten und Einrichtungen des 
Katastrophenschutzes gefordert. 
Hier ist eine sinnvolle AufgabensteI­
lung und deren Abstimmung zwi­
schen den Staaten und den Trägeror­
ganisationen erforderlich. Für das 
Rote Kreuz gilt zumindest in der Bun­
desrepublik Deutschland, daß dar­
über hinaus das Recht und die Pflicht 
zum Selbsteintritt des Roten Kreuzes 
in die Hilfeleistung Bestandteil seines 
satzungsgemäßen Selbstverständ­
nisses für den Fall ist, daß - aus wei­
chen Gründen auch immer - kein 
behördlicher Auftrag gegeben ist 
oder erteilt werden kann. 

Die Stabsrahmenübung 

Um dies zweckmäßig ausgestalten 
zu können, wurde der Alarmplan der 
europäischen Rotkreuz-Gesellschaf­
ten von der Arbeitsgruppe "Grenz­
überschreitender Katastrophen­
schutz· entwickelt. Eine praktische 
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Prüfung der Verfahrensweisen sollte 
in einer Stabsrahmenübung erfolgen. 
Diese Übung war ursprünglich be­
reits im Januar 1991 vorgesehen und 
fiel terminIich gen au mit dem Beginn 
des Golfkrieges zusammen, weshalb 
sie um ein Jahr verschoben wurde. 

In einer allgemeinen Übungsan­
weisung, die von den mitübenden 
Rotkreuz-Gesellschaften (identisch 
mit der Beteiligung in der Arbeits­
gruppe) akzeptiert wurde, stand zur 
Erläuterung der Übungsart: 

"Unter einer ,Stabsrahmen­
übung' versteht man eine Übung, 
bei der in erster Linie ein Stab, aber 
auch ein stabsähnliches Füh­
rungsinstrument oder mehrere 
Stäbe geschult werden (soIlIen). 

Zusätzlich üben als ,Rahmen' 
alle für die ,Beschäftigung' des 
Stabes oder der Stäbe erforderli­
chen Einheiten/Einrichtungen der 
Führung, des Fernmeldedienstes 
sowie beteiligte Dienststellen mit, 
soweit sie nicht durch den Lei­
tungsdienst dargestellt werden. 

Alle Schadens lagen werden bei 
dieser Übung nur fiktiv vom Lei­
tungsdienst auf den verschiede­
nen Ebenen eingespielt. Um das 
Übungsziel zu erreichen, wird der 
Schadensablauf zeitlich und sach­
lich komprimiert und ggf. verkürz1 
dargestellt. 

Für die übenden Stäbe wird 
hierdurch eine realistische Arbeits­
weise erreicht, ohne daß, wie bei 
einer Vollübung, umfangreiche 
reale Schadensdarstellungen so­
wie der kostenintensive Einsatz 
von Einheiten/Einrichtungen erfor­
derlich sind."2) 
Die Übung erhielt aufgrund der an­

genommenen Lage die Bezeichnung 
"Kalter Fritz", durch die Niederländer 
übersetzt und zum einprägsamen 
Spitznamen geworden als "Freezing 
Freddy". Mit einer Karikatur als 
Übungsemblem wurde der Anden­
keneffekt für die Übungsteilnehmer 
noch erhöht. 

Die Organisation und Gliederung 
der Übung, die vom 16. bis 19. Janu­
ar 1992 in der DRK-Bundesschule in 
Meckenheim-Merl stattfand. ist aus 
der abgebildeten Organisationsüber­
sicht zu entnehmen. 

Gemäß den Anforderungen der Ar­
beitsgruppe, die durch ihre Mitglieder 
auch die Übung leitete, wurde der 
Alarmplan der europäischen Rot­
kreuz-Gesellschaften mit den 
Schwerpunkten des Anlaufens und 
des Auslaufens eines grenzüber­
schreitenden Hilfeeinsatzes verfah­
rensmäßig durchgespielt. 

1 61 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 5/921 

Eingeteilt in fünf thematisierte 
Übungsabschnille wurden detaillier­
te Übungsziele angestrebt: 
1. Alarmieren der Stäbe I Leitungs­
gruppen der Rotkreuz-Gesell­
schaften 
- Schnelles Herstellen der Arbeits­

bereitschaft der Stäbe I Leitungs­
gruppen, 

- Uberprüfen der Alarmierungszei-
ten. 

2. Vorbereitung des Hilfeersuchens 
an andere Rotkreuz-Gesellschaf­
ten 
- Feststellung und Beurteilung der 

Lage und der Möglichkeiten der 
Hilfe von außen, 

- Feststellung und Ablauf der Anfor-
derungswege. 

3. Ablauf von Hilfeersuchen und 
Zulauf der Hilfe von außen 
- Durchführung 

• des erforderlichen FernmeIde-
verkehrs, 

• der Verbindungsaufnahme, 
• der Genehmigungsverfahren, 
• der Unterrichtung in staatlichen 

Maßnahmen bzw. der Einbezie­
hung in solche Maßnahmen. 

- Taktische Durchführung 
4. Hilfe von außen im Einsatz 

Praktisches Zusammenwirken 
- in der Auftragsgestaltung, 
- im Verbindungswesen, 
- im Fernmeldewesen, 
- in der Versorgung, 
- bei der Abwicklung von Einsatz-

aufträgen, 
- bei der Lösung unvorhergesehe-

ner Schwierigkeiten, 
- bei Ablösungen. 
5. Beendigung des Hilfeeinsatzes 
von außen 
- Feststellung und Beurteilung der 

Lage und des weiteren Bedarfs an 
Hilfen von außen, 

Der Leitungsstab während einer Besprechung. 

- Feststellung und Ablauf des Ver­
fahrens, 

- Taktische Durchführung. 
Die Übung lief rund um die Uhr, 

knapp 30 Stunden. Um die Katastro­
phensituation gegenüber der tat­
sächlichen Übungsdauer verlängern 
zu können, wurden zwei Zeitsprünge 
von je zwei Tagen eingebaut. 

Als Katastrophengebiet wurde der 
Raum südwestlich von Münsterl 
Westfalen ausgewählt, der mit den 
Städtenamen Bocholt, Borken, 
Coesfeld, Dorsten, Gelsenkirchen, 
Bollrop zu umreißen ist. 

Das angenommene Schadensge­
biet hat die Forderungen erfüllt, daß 
es 
- im Lande der die Übung ausrich­

tenden Gesellschaft liegt, 
- unterschiedliche Bevölkerungs-, 

Erwerbs- und Geländestrukturen 
aufweist, 

- und an die Niederlande angrenzt. 
Alle denkbaren Situationen, für de­

ren Bewältigung der Grenzüber­
schreitende Katastrophenschutz ins 
Leben gerufen wurde, konnten so 
geübt werden. 

Die lageentwicklung 

Die politische, wirtschaftliche und 
militärische Gesamtlage entsprach in 
jeder Hinsicht den realen Gegeben­
heiten. Auch die Situation der Kata­
strophenschutz- und Hilfsorganisa­
tionen, die materiell und personell 
aufgrund der hohen Beanspruchung 
der letzten Jahre angespannt ist, war 
den Tatsachen entsprechend ange­
nommen. Diese real abgeleiteten Be­
dingungen bildeten auch nur den 
Rahmen als Gesamtlage. Als beson­
dere Lage wurde vorgegeben, daß 



Professioneller HIght-lech-Betrleb Im Einsatzleitwagen des Belglschen Roten Kreuzes. 

sich seit einer Woche von dem ange­
nommenen Katastrophenbeginn 
Westeuropa, vornehmlich Belgien, 
Niederlande, Luxemburg und der 
westliche Teil Deutschlands als Kern, 
in einer Übergangszone zwischen ex­
trem kalter Polarluft, die über Skan­
dinavien einströmte und einer für die 
Jahreszeit viel zu warmen Strömung, 
die aus dem Mittelmeergebiet einfloß, 
befand. Dies hatte zu schweren Ge­
wittern, einschneidenden Tempera­
turgegensätzen und Schneestürmen 
geführt. Ein Orkantief (der Orkan 
"Frieda") griff seitdem über England 
auf Westeuropa über und verstärkte 
sich aufgrund der Temperaturge­
gensätze. Die Kälte (der "Kalte Fritz") 
erhielt zunehmend Oberhand und es 
entstanden extrem kalte Orkan böen, 
die große Schäden anrichteten. 

Der Totalausfall von Verkehrsver­
bindungen aller Art, der Wegfall jegli­
cher Entsorgung und mannigfache 
Gefährdungen aufgrund einer Kälte 
von mehr als -30 oe bildeten den viel­
leicht aus der Sicht eines Meteorolo­
gen nicht professionell gestalteten, 
aber doch für eine Verfahrensübung 
interessanten Hintergrund, wenn im 
sonst so perfekt organisierten 
Deutschland tatsächlich einmal 
"nichts mehr geht". 

Der Übungsautor hatte sich in sei­
ner Grundidee zum Übungsszenario 
von den Winterstürmen Anfang 1990 
leiten und inspirieren lassen. Es kam 
dann wohl auch nicht von ungefähr, 
daß sich die EG an den Kosten der 
Übung beteiligt hat, nachdem sie 
1991 für die Opfer der Winterstürme 
großzügige Hilfen geleistet hatte und 
der übungsmäßig angenommene 

Notstand somit in die Hilfeleistungs­
konzeption der EG paßte. 

Die weitere allgemeine Lageent­
wicklung ab dem 15. 1. 1992 durch 
die ganze Übung hindurch kann in 
Auszügen wie folgt beschrieben wer­
den:3) 

" Die vom Deutschen Roten Kreuz 
im gesamten Bundesgebiet und mit 
Schwerpunkt in Nordrhein-Westfalen 
eingesetzten Kräfte sind durchfroren 
und übermüdet; ihre Anzahl reicht bei 
weitem nicht aus, und es besteht bald 
ein Mangel im Nachschub verschie­
denster Verbrauchsgüter. Die ande­
ren staatlichen und privaten Hilfsor­
ganisationen stehen vor den gleichen 
Problemen, daher sind gegenseitige 
Hilfen ausgeschlossen. 

Die Vorlaufzeiten, die von benach­
barten Rotkreuz-Gesellschaften 
benötigt werden, um im Katastro­
phengebiet erscheinen und deutsche 
Kräfte ablösen, ersetzen oder ergän­
zen zu können, werden sich voraus­
sichtlich so lange hinziehen, daß die 
deutschen Rotkreuz-Einheiten bis an 
die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit 
gefordert werden. 

Einsatzpotentiale des Belgischen 
und des Niederländischen Roten 
Kreuzes werden in Bereitstellungs­
räume am Rande des Katastrophen­
gebieteli,herangeführt, verpflegt und 
soweit ~öglich versorgt und von dort 
in ihre Einsatzräume abgerufen, wo 
sie den zuständigen Stellen zur 
Durchführung von Einsatzaufträgen 
unterstellt werden sollen. 

Aufgrund eines Angebotes der 
Deutschen Bundesbahn, aus Oster­
reich kostenfrei Hilfspotentiale auf 
leeren Autoreisezügen, die in Winter-

sportgebiete fuhren, in das Katastro­
phengebiet zu transportieren, ist es 
möglich, daß überregionale Katastro­
pheneinheiten des Osterreichischen 
Roten Kreuzes als weitere Ablösung 
und Ergänzung in das Katastrophen­
gebiet verbracht werden können. 

Nachdem nach nahezu einer Wo­
che der Or.kan abflauen wird und die 
Kälte zurückgeht, außerdem deut­
sche Katastrophenschutz- und Hilfs­
zug-Einheiten aus größerer Entfer­
nung anrücken und die Ablösung vor­
nehmen sollen, gilt es, die ausländi­
schen Rotkreuz-Einheiten aus dem 
Katastrophengebiet herauszuziehen, 
in den Bereitstellungsräumen ihre 
Fähigkeit zum Rückmarsch (v. a. in lo­
gistischer Hinsicht) her.zustellen und 
sie dann in die Heimatorte in den Ent­
sendestaaten zurückzuführen. 

Der Einsatz der ausländischen Rot­
kreuz-Einheiten wird bis zu seiner Be­
endigung mit abschließender Vorlage 
des Einsatztagebuches und der Ko­
stenübersicht einschließlich aller Be­
urteilungen der Lage, Entschlußfas­
sungen, Befehlsgebungen, Lagevor­
trägen, Meldungen, Karten mit Ein­
zeichnungen usw. durchgeführt." 

Die Entwicklung der Lage wurde 
nur als "roter Faden" vorgegeben; die 
Stäbe/ Leitungsgruppen entschieden 
nach Lage, wie sie es für richtig hiel­
ten. Sie boten real existierende Ein­
heiten zum Einsatz an und spielten 
diesen Einsatz mit allen erforderli­
chen Entscheidungs- und Führungs­
vorgängen schriftlich durch. Bei Ab­
weichungen vom gedachten Verlauf 
paßte der Leitungsdienst mit Lei­
tungsweisungen die Lageentwick­
lung wieder dem gedachten Verlauf 
an. 

Im weiteren Verlauf der Übung es­
kalierte die Lage immer wieder: 

"Der Orkan ,Frieda ' hat in ganz 
Westeuropa schwerste Schäden an­
gerichtet. Vor allem in den westli­
chen Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland sind schwere Beschädi­
gungen an Häusern und Energielei­
tungen, durch Baumbruch und Un­
terbrechungen von Ver.kehrseinrich­
tungen und -wegen zu ver.zeichnen. 

Nach Massen-Unfallserien auf den 
Fernstraßen sind in Nordrhein-West­
falen wie auch im nördlichen Rhein­
land-Pfalz und in weiten Teilen Nie­
dersachsens die Krankenhäuser voll 
belegt. Im benannten Großraum wur­
den bereits Tausende von obdachlo­
sen Menschen in Schulen und Turn­
hallen untergebracht. Die Hi/fsorgani­
sationen sind mit ihrem gesamten Po­
tential im Rettungs- und Betreuungs­
einsatz. 
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In den Wettervorhersagen wird vor 
einem Kälteeinbruch in der bevorste­
henden Nacht gewarnt. Die Katastro­
phenschutzbehörden der Bundeslän­
der wie auch das Deutsche Rote 
Kreuz intern haben ,Alarm warnung , 
ausgelöst. 

Einen Tag später ist die Tempera­
tur vomersagegemäß rapide auf un­
ter -30 oe gefallen. 

Die Meldungen aus den Medien 
und Hinweise aus den behördlichen 
Stäben deuten darauf hin, daß sich im 
Großraum südwestlich Münster! 
Westfalen die Schadensmeldungen 
häufen und daß in den anderen Ge­
bieten der Bundesrepublik auf grund 
der Schäden, der Engpässe in der 
Versorgung, der Hilflosigkeit vieler 
Menschen und der Abhängigkeit von 
technischen Funktionen das Einsatz­
potential aller Organisationen und 
Einrichtungen völlig überlastet ist und 
Nachbarschaftshilfen der Bürger un­
tereinander nicht mehr ausreichend 
möglich sind. 

Viele Katastrophenschutz-Behör­
den haben ihre Stäbe für einen mehr­
tägigen Zeitraum eingerichtet. Das 
Bundesministerium des Innern hat 
sein Krisenmanagement wegen der 
länderübergreifenden Schadenslage 
zum Zweck der Koordination in- und 
ausländischer Hilfeleistungen akti­
viert. 

Der Präsident des DRK hat ange­
ordnet, daß mit Wirkung vom 15. 1. 
1992, 13.00 Uhr die von ihm einge­
richtete Leitungsgruppe des DRK­
Generalsekretariates in Bonn mit der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemäß 
K-Vorschrift beginnt. Er hat in seinem 
Auftrag an den K-Beauftragten des 
DRK bestimmt, daß 
- das DRK sein Gesamtpotential -

ggf. auch ohne behördlichen Auf-

Der österreichische Eln,atz,tab. 
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trag - zum Einsatz bringt, um kei­
ne wertvolle Zeit zur Hilfeleistung 
verstreichen zu lassen, 

- soweit erforderlich, die Hilfelei­
stungen der benachbarten Rot­
kreuz-Gesellschaften gemäß be­
stehender Vereinbarungen anzu­
fordern sind, 

- die rotkreuzeigenen Hilfeleistun­
gen frühestmöglich mit den 
behördlichen Stäben abzustim­
men sind und danach wie gesetz­
lich und in den zwischenstaatli­
chen Abkommen vorgesehen zu 
verfahren ist. 
Alle DRK-Landesverbände haben 

inzwischen ihre Leitungsgruppen ein­
gerichtet und koordinieren ihre Tätig­
keiten mit dem Generalsekretariat. 
Auch die meisten Leitungsgruppen 
der betroffenen Kreisverbände sind 
im Einsatz und unterstützen die Stä­
be der Katastrophenschutz-Behör­
den. 

Zwei Tage später: Mit einer Abmil­
derung der Kältegrade auf -5 bis 
-10 oe und geringfügigem Abflauen 
des Orkans hat starker Schneefall ein­
gesetzt, der mit starken Böen hohe 
Schneeverwehungen erzeugt, die die 
letzten Verkehrsverbindungen lahm­
legen. 

Mittlerweile ergeben sich Lagebe­
richte, daß die Einheiten und Einrich­
tungen des Deutschen Roten Kreu­
zes nur noch mit 30 % der Sollstärke 
arbeiten, das gesamte Personal ist 
erschöpft. 

Weitere zwei Tage später: Der 
Sturm flaut ab, die Lufttemperatur ist 
binnen weniger Stunden auf 0 bis 
5 oe angestiegen. 

Es regnet auf den tiefgefrorenen 
Boden, alles überzieht sich mit einer 
dicken Eisschicht, die noch Stunden 
auf den Straßen, Schienen und Flug-

plätzen jeglichen Verkehr behindern 
wird. Nach der Wetterprognose ist 
mit nachfolgend milder Witterung, 
Temperaturen um 5 oe und mittleren 
Windstärken auf grund eines aus We­
sten dem Orkan ,Frieda' nachfolgen­
den ausgedehnten Tiefdruckgebietes 
zu rechnen. 

Die Ursache für die Katastrophen­
situation scheint nunmehr gebannt zu 
sein." ,. 

Mit der letzten Lageeinspielung 
zeichnete sich der Abzug der grenz­
überschreitend eingesetzten auslän­
dischen Hilfspotentiale ab. 

Der Ablauf der Übung 

44 Einlagen als Aufträge für die be­
teiligten Stäbe, mit mehr als 60 
Übungsteilnehmern, haben ca. 600 
stabsmäßige Führungs- und Arbeits­
vorgänge ausgelöst. Bis zum 
Übungsende hatten die beteiligten 
Rotkreuz-Stäbe u. a. folgende Aufga­
ben gelöst: 
- Lageinformationsaustausch zwi­

schen den Nationalen Rotkreuz­
Gesellschaften und den staatli­
chen Behörden, 

- Medienarbeit übungshalber, 
- Ersuchen um Zustimmung für 

grenzüberschreitende Einsätze 
ausländischer Rotkreuz-Gesell­
schaften bei den Innenministerien 
Bund und Land, 

- Behandlung von Eisenbahntrans­
porten für größere Einsatzeinhei­
ten, 

- Zivil-Militärische Zusammenarbeit 
mit den Territorialen Kommando­
behörden, 

- Regelung des FernmeIdebetrie­
bes, 

- Verbindungsaufnahme mit der EG, 
- Angebote der Rotkreuz-Gesell-

sc haften zur Hilfeleistung auf der 
Grundlage real existierenden Hilfe­
leistungspotentials, 

- Erstellung und Bearbeitung von 
Marschunterlagen für die motori­
sierten Einsatzkontingente, 

- Führung des Einsatztagebuches, 
- periodische Abfassung von Pres-

semitteilungen, 
- Koordination des Suchdienstes als 

gemeinsame Auskunftsstelle der 
Hilfsorganisationen, 

- Sicherstellung und koordinierter 
Einsatz größerer Potentiale zur 
Trinkwasseraufbereitung, 

- Logistische Anforderungen und 
deren Abwicklung einschließlich 
der besonderen Regelungen zur 



Zusammenarbeit zwischen den 
Rotkreuz-Gesellschaften, 

- Bewältigung technischer Schwie­
rigkeiten, 

- Umsetzung von finanziellen Hilfe­
angeboten der EG, 

- Absicherungsmaßnahmen betreu­
ter Objekte und von Kraftfahrzeu­
gen vor Plünderungen, 

- Lagevorträge vor den Präsidenten 
und Generalsekretären der Rot­
kreuz-Gesellschaften, 

- Suchanträge nach eingesetzten 
ausländischen Helfern, 

- Nachforschungen nach nicht ord­
nungsgemäß eingetroffenen Hilfs­
lieferungen, 

- Schadensbearbeitung wegen zer­
störter oder verlorengegangener 
Ausstattung, 

- Überlastung und Zusammenbruch 
des Fernmeldeverkehrs; Aufbau 
rotkreuzeigener überlagernder 
Verbindungen, 
Überprüfung der Zweckmäßigkeit 
der persönlichen Ausstattung der 
eingesetzten Helfer bei den extre­
men Kältegraden, 

- Heranführung von Ablösungen 
durch DRK-Hilfszugabteilungen, 

- Kostenerfassung für den Gesamt­
einsatz und Kostenmitteilung an 
die EG, 

- Verabschiedung und taktischer 
Ablauf der Heimführung ausländi­
scher Hilfspotentiale. 
Die einzelnen Stäbe und Leitungs­

gruppen standen untereinander per 
Telefax in einem hausinternen Netz in 
Verbindung. Sie durften sich aber 
nicht von Raum zu Raum gegensei­
tig besuchen, weil sie sonst in unrea­
listischer Weise mehrere hundert Ki­
lometer mit einigen Schritten über­
brückt hätten und damit die Ergeb­
nisse der Lagebeurteilung der einzel­
nen Stäbe verfälscht hätten. Die 
deutschen Stellen verkehrten unter­
einander in deutscher Sprache; die 
internationalen Beziehungen wurden 
in englischer Sprache gepflegt. 

Mit großer Anstrengungsbereit­
schaft, Kreativität und Hingabe, gut 
vorbereitet und hervorragend moti­
viert waren die mitwirkenden Stäbe 
der Rotkreuz-Gesellschaften aus 
Belgien, den Niederlanden, Öster­
reichs und Deutschlands zusammen­
gekommen. Es übten weiterhin eine 
Verbindungsbeauftragte der Interna­
tionalen Föderation der Gesellschaf­
ten vom Roten Kreuz zur EG sowie 
ein Vertreter der EG-Kommission mit. 
Das Niederländische Innenministeri­
um hatte einen Repräsentanten ent­
sandt und im Auftrag des deutschen 
Bundesministers des Innern nahmen 

Der Einsalzslab des Niederländischen Rolen Kreuzes. (FoIOS: ORK·Bildslelle) 

neben einem zeitweise anwesenden 
Übungsbeobachter Vertreter des 
Bundesamtes für Zivilschutz und der 
Katastrophenschutzschule des Bun­
des teil. Die Vertreter der Staaten und 
der EG waren zusammengefaßt in der 
sogenannten "Staatlichen Einspiel­
steIle" und wirkten vielfach in die 
Übung hinein. Sie hatten vor allem die 
staatlichen, gesetzlichen und ver­
traglichen Interessen und Bedingun­
gen zu überwachen bzw. zu gewähr­
leisten, wobei nicht verkannt werden 
durfte, daß die Rotkreuz-Gesell­
schaften ihre eigenständige Mitwir­
kung gemäß den Rotkreuz­
Grundsätzen im Grenzüberschreiten­
den Katastrophenschutz übten, nicht 
aber in erster Linie das Zusammen­
wirken zwischen Staaten und Rot­
kreuz-Gesellschaften. 

Bewertung der Übung 

Der Übungszweck, d. h. die Erpro­
bung des Alarmplanes der europäi­
schen Rotkreuz-Gesellschaften im 
Zusammenwirken mit den staatli­
chen Stellen auf der Grundlage der 
zwischenstaatlichen Abkommen und 
bilateralen Vereinbarungen zwischen 
den Rotkreuz-Gesellschaften, wurde 
mit geringfügigen Abstrichen erfüllt. 

Es hat sich bereits in einer ersten 
Übungsauswertung gezeigt, daß 
- der Alarmplan an wesentlichen 

Stellen der Überarbeitung bedarf, 
- dabei das Verhältnis zwischen 

Staaten und Rotkreuz-Gesell­
schaften klarer und verständlicher 
dargestellt werden sollte, 

- die beteiligten Rotkreuz-Gesell­
schaften Stäbe oder Leitungs­
gruppen bilden, vorhalten, nach 

einheitlichen Kriterien aus- und 
fortbilden und durch gemeinsa­
mes Üben aufeinander einspielen 
müssen, 

- die stabsmäßige Arbeitsweise ge­
genüber verwaltungstypischen 
Abläufen im Entscheidungsvor­
gang zu bevorzugen und einzu­
üben ist, 

- die fremdsprachliche Kommunika­
tion mehr gepflegt und geübt wer­
den muß. 
Die Planübung als Führungsübung 

ist ein wertvolles Mittel der Ausbil­
dung von Führungspersonal aller 
Ebenen, insbesondere im Hinblick 
auf die Weiterbildung in der 
- Vorbereitung auf den Einsatz, 
- Taktik und Logistik, 
- Kenntnis der Führungs- und Ein-

satzgrundsätze eigener, anderer 
und ausländischer Einsatzpoten­
tiale. 
Es wurden in dieser Planübung vor 

allem die Ziele verfolgt und erreicht: 
- Überprüfung der Zweckmäßigkeit 

der Anwendbarkeit von 
• Gliederungen, 
• Stärke- und Ausstattungsnach-

weisungen (STAN), 
• Einsatzgrundsätzen, 
• Organisationsübersichten, 
• Verfahren und Abläufen, 
• Planungen und Zukunftsper­

spektiven. 

Als besonderer Vorteil dieser 
Planübung stellte sich heraus, daß es 
möglich wurde 
- bestimmte Übungsziele mit multi­

plizierender Wirkung zu erreichen, 
- jeden nur denkbaren geographi­

schen Raum als Plangrundlage in 
Anspruch nehmen zu können und 

- ein abgestimmtes Übungsgesche-
hen bzw. eine frei gespielte Lage-
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entwicklung für die Teilnehmer an­
schaulich ablaufen zu lassen. 
Als unabdingbare Voraussetzun­

gen seitens der Teilnehmer für eine 
erfolgversprechende Durchführung 
dieser Planübung mußten grundsätz­
lich gefordert werden: Kenntnisse der 
- möglichen Erscheinungsformen 

von Katastrophen und anderen 
denkbaren Notständen, 

- allgemeinen Grundsätzen des Zi­
vilschutzes, des Katastrophen­
schutzes und der allgemeinen Ka­
tastrophenhilfe, 

- Aufgaben der Führungskräfte, 
- Gliederungen, STAN, Einsatz-

grundsätze, Organisationsüber­
sichten, abgestimmten Verfahren 
und Abläufe sowie des angenom­
menen Katastrophengebietes, 

- Einsatzmittel und ihrer Anwen­
dung. 

Solche Kenntnisse waren teilweise 
nicht vorhanden, manches konnte 
aber durch Einweisungsveranstal­
tungen, intensive Vorbereitung, zur 
Verfügung gestelltes Informations­
material wie auch durch den ersicht­
lich guten Willen aller Teilnehmer zu 
konstruktiver und erfolgreicher Mitar­
beit ausgeglichen werden. 

Diese Stabsrahmenübung war 
eine Kombination verschiedener 
Übungsformen und -arten. Es war ein 
frei laufendes Planspiel als Führungs­
übung oberster Leitungs- und 
Führungsorgane nationaler Rot­
kreuz-Gesellschaften unter zumin­
dest theoretischer oder eingespielter 
Beteiligung der entsprechenden Ebe­
nen der staatlichen Verwaltung, mi­
litärischer Kommandobehörden und 
anderer Organisationen. Die freilau­
fende Übung stellte die Krönung in 
den Anforderungen an die Teilnehmer 
mit besonders hohem Schwierig­
keitsgrad dar. Können, Phantasie und 
Disziplin der Teilnehmer waren 
gleichzeitig in hohem Maße gefor­
dert. Hierzu hatte der Leitungsdienst 
als das den taktischen Ablauf steu­
ernde Organ der Übungsleitung si­
cherzustellen, daß 
- der Übungszweck erreicht wur­

dem, obwohl die Handlungsfrei­
heit der übenden Leitungskräfte 
gewahrt bleiben sollte, 

- abwegige und aus dem .roten Fa­
den" ausscherende Entschlüsse 
und Maßnahmen der Führungs­
kräfte durch entsprechende Einla­
gen und Leitungsweisungen ein­
gefangen wurden, 

- der Überblick über den Verlauf der 
Übung nicht einen Augenblick ver­
lorenging. 
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Rahmenübungen haben zuneh­
mend an Bedeutung gewonnen, weil 
Übungen mit kompletten Einheiten 
aufgrund von Kosten, Sicherheitsbe­
stimmungen und Umweltschutz teil­
weise unüberwindliche Schwierigkei­
ten erzeugen. Da auf die Schulung 
von Führungspersonal nicht verzich­
tet werden kann, bediente sich das 
Rote Kreuz hier der gebräuchlichsten 
Form der Rahmenübung, der Stabs­
rahmenübung. Für die heutzutage 
immer bedeutender werdende Com­
puter-Unterstützung solcher Stabs­
rahmenübungen, aus der sich erheb­
lich weitergehende Möglichkeiten 
herleiten lassen, fehlen im Roten 
Kreuz noch grundlegende und we­
sentliche Voraussetzungen. Bisher 
haben zwar die Stäbe der Rot­
kreuz-Gesellschaften Österreichs, 
Deutschlands und Belgiens, letztere 
in einem besonderen Einsatzleitfahr­
zeug, mit PC gearbeitet, aber ohne 
Vernetzung und spezielle, unterein­
ander abgestimmte Programme. 

In dieser Übung war die Ausbilung 
von Führungspersonal zunächst nur 
ein Nebeneffekt. Es ging hier um die 
Untersuchung bestimmter Probleme 
bzw. um die Erprobung neuer, inter­
national abgestimmter Verfahren. 
Taktische, logistische, aber auch 
spezielle Probleme der Führung und 
Organisation ließen sich sehr gut im 
Rahmen des Planspiels verdeutli­
chen und untersuchen. Anstatt ufer­
los zu diskutieren, wurden die Teil­
nehmer am Planspiel gezwungen, 
sich zu klaren Entscheidungen 
durchzuringen, ihren Entschluß ein­
deutig zu formulieren und damit prä­
zise Beiträge zur Lösung der betref­
fenden Probleme zu liefern. 

Im Spielverlauf wurden die Teil­
nehmer durch die Einlagen immer 
von neuem herausgefordert. Uner­
wartete Ereignisse, denen die Spieler 
gegenübergestellt wurden, Hinder­
nisse, die sie zu überwinden, Einwir­
kungen, die sie zu bewältigen hatten, 
Gebrauch des fachlichen Handwerk­
zeugs, Suche nach Lösungsmöglich­
keiten, Entscheidung und Vollzug 
gingen Hand in Hand. Die eine oder 
andere Einlage hat den jeweiligen Lei­
tungsstab gelegentlich in Bedrängnis 
gebracht. So war von vornherein mit 
Fehlern zu rechnen, aber sie schade­
ten nichts. Vielmehr lernte man dar­
aus für den tatsächlichen Einsatzfall, 
man fühlte sich angespornt, Mängel 
zu beseitigen und Lücken zu 
schließen. 

Dies war auch der Grund, warum 
die Arbeitsgruppe .Grenzüberschrei­
tender Katastrophenschutz" diese 

Übung ohne Gäste und Presse ab­
laufen ließ. Man wollte es sich leisten 
können, Fehler zu machen oder gar 
die Übung .in den Sand zu setzen". 

Der Präsident des Deutschen Ro­
ten Kreuzes dankte den Teilnehmern 
mit einer Urkunde mit dem Emblem 
des "Kalten Fritz" darauf für ihren en­
gagierten Einsatz. Dies sollte eine 
kleine Erinnerung an ein zwar an­
strengendes, aber doch interessan­
tes und verbindendes gemeinsames 
Erlebnis auf dieser internationalen 
Ebene der Zusammenarbeit sein. 

Perspektive 

Es ist sicherlich zu erwarten, daß in 
gemeinschaftlichem Wirken der 
Staaten, der übernationalen Zusam­
menschlüsse, der internationalen 
und der nationalen Hilfsgesellschaf­
ten die Nachbarschaftshilfe in Euro­
pa sich in ihrer Selbstverständlichkeit 
vertieft, vom einzelnen Unglücksfall 
im grenznahen Gebiet bis hin zu sol­
chen Katastrophen, in denen ein 
Nachbarstaat mit eigenen Kräften 
nicht mehr die Gefährdungen und 
Schädigungen für seine Bürger in den 
Griff bekommen kann. Dies ist eine 
andere Qualität und Art der Hilfelei­
stung als die allgemeine Auslandshil­
fe, die seit jeher von den Rotkreuz­
Gesellschaften unter anderen Aspek­
ten und Rechtsgrundlagen sowie 
auch in anderen Zuständigkeitsrege­
lungen gepflegt wird. 

Es sollten aber auf Dauer nicht die 
Nachbarstaaten und ihre Rotkreuz­
Gesellschaften ausgeschlossen blei­
ben, die sich nach der Wende im Ost­
West-Verhältnis neu gebildet haben, 
die zur Zeit gezwungen sein müssen, 
auch in Partnerschaftsverhältnissen 
eher zu nehmen als zu geben und in 
dieser Hinsicht auf die Hilfe derjeni­
gen, die hier exklusiv unter sich die 
Verfahrensweisen der grenzüber­
schreitenden Hilfeleistung geübt ha­
ben, dringend warten. 

Quellenübersicht: 

1) Aus der Denkschrift zum deutsch-niederländi­
schen Abkommen vom 7. 7. 1968; Drucksache des 
Bundesrates 234/91 

2) Allgemeine Übungsanweisung des leitenden 
der Übung "Kalter Fntz" vom 25. 10. 1991. DIe Er­
läuterung der Übungsart ist aus dem "L8Itfadeo zur 
Anlage. Durchführung und Auswertung von Kata­
strophenschutz-Ubungen auf Landesebene", Zif­
fer 2.1, des Bundesamtes fur ZiVilschutz, über­
nommen. 

3) auszugsWetse aus den Ubungsunterlagen . Kal­
ter Fntz", Entwicklung der Lage, übernommen. 



Dr. rer. nat. WoHgang Kaiser (TÜV Ostdeutschland Sicherheit und Umweltschutz GmbH -
Mitglied der TÜV Rheinland Gruppe) 

Rechnerunterstütztes 
Katastrophenschutz­

management 
Fortschrittsbericht auf der 6. ARKAT-Fachtagung 

in Braunschweig 

Der letzte Anstoß für die Entwick­
lung eines rechnerunterstützten Ka­
tastrophenschutzmanagements war 
der Gebirgsschlag in Völkershausen 
am 13. März 1989', der offenbarte, 
daß die Koordinierung von Abwehr 
und Bekämpfung bei Katastrophen 
und Störfällen mit einem vorgedach­
ten Management unter Nutzung der 
Möglichkeiten moderner PC-Re­
chentechnik wesentlich effektiver zu 
bewältigen ist als mit traditionellen 
Methoden. 

Die Fülle der Gründe für eine sol­
che Aussage läßt sich in zwei Bün­
deln zusammenfassen: 
1. Katastrophen und Störfälle haben 
im allgemeinen eine hohe Prozeßdy­
namik. Das erfordert, daß in kurzer 
Zeit eine große Menge von Informa­
tionen zu verarbeiten ist , um der je­
weiligen Situation angepaßte Ent­
scheidungen treffen zu können. 
2. Katastrophen und Störfälle treten 
relativ selten auf. Für ihre Verhinde­
rung wurden zahlreiche wirksame 
Schutzmaßnahmen entwickelt und 
erfolgreich eingesetzt. Das hat je­
doch zur Folge, daß wenig oder zum 
Teil keine prakt ischen Erfahrungen 
bei der Koordinierung der Bekämp­
fung vorliegen, was besonders des­
halb schwerwiegend ist, weil das Per­
sonal in Behörden und Organisatio­
nen beim Eint ritt eines außergewöhn-

lichen Ereignisses unter hohen psy­
chischen und physischen Belastun­
gen handeln muß. 

Gesamtkonzept 

Zielstellung ist die Entwicklung ei­
ner Systemlösung für ein rechnerun­
terstütztes Katastrophenschutzma­
nagement, welches ermöglicht , daß 
bei Störfällen und Katastrophen auf 
der Ebene Landkreis, Stadtkreis oder 

I E r e i 9 n i s 

kreisfreie Stadt zweckmäßige und 
schnelle Entscheidungen zu Schutz, 
Abwehr und Bekämpfung vorbereitet 
werden können. Das Schema dieser 
Systemlösung ist in Bild 1 dargestellt. 

Die Systemlösung basiert auf fol ­
genden Grundüberlegungen: 

1. Es ist unbedingt erforderlich, 
eine einheitliche und für unterschied­
liche Ereignisse paßfähige Daten­
struktur aufzubauen. Hierbei werden 
unterschieden: 
- Basisdaten und 
- Ereignisdaten. 
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Die Basisdaten haben weitestge­
hend statischen Charakter und un­
tergliedern sich wiederum in 
- Gebietsdaten und 
- Spezialdaten . 

In der Datenbank Gebietsdaten 
können alle für das Katastrophen­
schutzmanagement notwendigen ' 
Angaben des vorgesehenen Einsatz­
gebietes erfaßt werden. Der mögliche 
Umfang orientiert sich an der .Kreis­
beschreibung für Zwecke des Zivil­
und Katastrophenschutzes der Bun­
desrepublik Deutschland". Somit 
enthält diese Datenbank Angaben zu 
den bebauten Flächen. Anlagen und 
Netzen der technischen Infrastruktur. 
zur sozialen Infrastruktur. zu den ver­
schiedensten Unternehmen. zu Erho­
lungs- und Freizeitanlagen. zu Flüs­
sen. Seen. Bergen. zur Orografie. zu 
Kräften und Mitteln zur Abwehr und 
Bekämpfung von Störfällen und Ka­
tastrophen. zu den Gefahrenschwer­
punkten u. v. a. m. 

Im Gegensatz zu den Gebietsda­
ten sind die Spezialdaten auf unter­
schiedliche Ereignisse bezogen: 
- Stoft- und Konstruktionsdaten 

• physikalische. chemische und 
biochemische Daten 

• Umweltdaten 
• Widerstandswerte von Gebäu­

den. Anlagen u. a. 
- Erfahrungsdaten 

• Erfassung und Auswertung von 
nationalen und internationalen 
außergewöhnlichen Ereignis­
sen. 

Die Ereignisdaten sind nicht ge­
speichert. sondern werden bei der 
Abwehr und Bekämpfung von Kata­
strophen oder Störfällen auf Anforde­
rung gewonnen. Es handelt sich vor­
rangig um Meß- und Erkundungs­
werte. 

2. Zentrale Bedeutung haben die 
Verarbeitungsmodule, die für unter­
schiedliche außergewöhnliche Ereig­
nisse. wie z. B. Schadstofftreisetzun­
gen, Hochwasser. Explosionen, Epi­
demien. schwerste Verkehrsun­
glücke, Orkane u. a. entwickelt wer­
den. 

Die Verarbeitungsmodule beste­
hen aus 
- Ereignismodellen und 
- Handlungsalgorithmen. 

namik von Störfällen und Katastro­
phen erfassen. 

Den Kern des Systems bilden die 
Handlungsalgorithmen. Das sind 
Algorithmen zu allen erforderlichen. 
für jedes einzelne Ereignis spezifi­
zierten Handlungen. die in einer Leit­
stelle oder in einem Stab für Kata­
strophenschutz ablaufen müssen. 

Die Entwicklung der Ereignismo­
delle erfolgt auf der Grundlage des 
Mechanismus destruktiver Wirkun-

Quellen in der Natur 

r 

gen (1). Dieser Mechanismus ist in 
Bild 2 übersichtsmäßig dargestellt. 

Unterschieden werden: 
- Freisetzungsmodelle 

(Freisetzung von Energie- oder 
Stoftquellen) 

- Ausfall- oder Störungsmodelle 
(Ausfall oder Störung von Anlagen 
und Netzen der technischen Infra­
struktur) 

- Ausbreitungsmodelle 
(Stofftransport auf dem Luft-. 
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Bild 2: Zum Mechanismus destruktlver Wirl<ungen . 
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Mit den Ereignismodellen wird 
das Ziel verfolgt. eine Prognose zum 
Ablauf und zur Wirkung/Auswirkung 
von außergewöhnlichen Ereignissen 
zu erstellen. Hierzu werden physika­
lische, technische. chemische, biolo­
gische. toxikologische u. a. Modelle 
eingesetzt. die insbesondere die Dy- _B_lId_3_:_A.:.us"u"e.:.w"'äh.:.lt:,:e.:.S..:.ch.:.a:,:d"'en::.:s::.:m:.:o"'de::lt:.:e:..,. ________________ ~_ 
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Wasser- oder Bodenpfad, Weilen­
ausbreitung) 
- Wirkungsmodelle 

(Mechanische, thermische, elek­
trisch/magnetische Wirkungen, 
toxische, biologische und chemi­
sche Wirkungen, Wirkungen durch 
Ausfall von Leistungen der techni­
schen Infrastruktur). 
Eine weitere Erläuterung zu die­

sem Sachverhalt gibt Bild 3. 
3. Für die Unterstützung der Beur­

teilung der aktuellen Katastrophensi­
tuation und für die analytische Arbeit 
mit den umfangreichen Datenfonds 
(Basisdaten) werden die Grafikmög­
lichkeiten des PC-Bildschirms um­
fassend genutzt. 

Dazu wurde eine spezielle Kata­
strophenschutzgrafik entwickelt, mit 
welcher auch Lagekarten erstellt wer­
den können. Zoomig, Panning, Pull­
down-Menüs u. a. tragen zur Er­
höhung der Transparenz der Stabs­
arbeit bei. 

Auf dieser Grundlage können mit 
dem rechnerunterstützten Katastro­
phenschutzmanagement zwei we­
sentliche Anwendungsfälle aktiviert 
werden: 

1. Vorsorgearbeit 
In der Vorsorgearbeit stehen die 

umfangreichen Datenbestände als 
autonome Auskunftssysteme zur 
Verfügung. Weiterhin sind Gefähr­
dungsanalysen bei angenommenen 
Störfällen und Katastrophen möglich; 
es lassen sich Simulations- und Trai­
ningsaufgaben für die Stabsarbeit 
durchführen und schließlich kann 
eine umfangreiche Analyse des Ge­
fährdungspotentials in dem betref­
fenden Gebiet erstellt werden. 

2. Störfall oder Katastrophe 
Bei Vorliegen eines Störfalls oder 

einer Katastrophe wird mit Hilfe der 
Ereignismodelle das Wirkungsfeld er­
mittelt und die Einleitung von Maß­
nahmen zur Abwehr und Bekämp­
fung vorgeschlagen. Die Kommuni­
kation mit dem Rechner erfolgt inter­
aktiv. Ein entsprechender editierfähi­
ger Beschlußentwurf und eine edi­
tierfähige Lagekarte werden angebo-
~n. . 

Management bei Unfällen in 
der Chemie ~ MUC 

Am Beispiel des-Managements bei 
Unfällen in der Chemie soll ein Ein­
druck vermittelt werden, wie das Ge­
samtsystem einmal funktionieren und 
was es leisten soll. Dabei handelt es 
sich zunächst um einen Demonstra-

-Met rolO!ilische Daten, 

Messungen der 
Beobachtungen 
tur AusweItung 

Paramete r der Anl agel 
dei Lage rst 
des Fahrzeugs Konz.entration 

I I 
I 

Verarbeitungsmodule 

Ere lgn lamodelle H andlungutgor l lhmen 

Meldungen Quelltermbarechnung zur Führung von Meldung.n 
Orlentlerung,n 
"ntrigl 
Bellhl, 

\ 

'" SChad,tol!­
' r.I •• t~ung 

I 

Ausbre il ungsbe­
rechnung 

-Oe fahrenfel d 
-Gefahrenpotent lai 

Datenbank 
Chemische Stofle 

Erfa hrungen aus 
Chemieunfällen 

Bild 4: Baustein Schadstottlreiselzung. 

tionsbaustein, der nach der Top­
Down-Methodeerstellt wurde. An der 
Fertigstellung des Bausteins wird ge­
genwärtig gearbeitet. Diese Entwick­
lungen werden durch das Bundesamt 
für Zivilschutz gefördert. Die Struktur 
des Bausteins nSchadstofffreiset­
zung" zeigt Bild 4. 

Zunächst erfolgen die Eingaben 
zum Ereignis Schadstoffausbruch. 
Dafür ein Beispiel : 

Meldung: Nummer: 1 

-Schutz-, 

- Abwehr - und 

- Bekämpfungs-
maßnahmen 

I 
IG'bl'''d''," 

in Verbindung mit der Gebietsdaten­
bank und der Spezialdatenbank 
1. das nach Isokonzentrationslinien 
betroffene Gebiet - Bild 5 - ; 
2. eine Prognose der Eintrittszeiten 
der Schadstoffwolke an auszu­
wählenden Punkten sowie der dort zu 
erwartenden maximalen Schadstoff­
konzentration und Belastung (Dosis) 
- Bild 6-; 
3. die Lage nach bestimmten Zeiten 

Quelle: Dispatcher Kühlbetrieb 
Angaben zum Schadstoff: 
Schadstoff: Ammoniak 
Freisetzungsart: spontan 
freigesetzte Menge in kg: 30000 
Zeit der Freisetzung: Datum: 26. 10. 91 Uhrzeit: 15.26 
Stofftemperatur in °C: 20 
Ort der F reisetzung: 
HW: 5700,2 
Wettermeldung: 

RW: 2700,2 
Windstärke in m/s 
Windrichtung aus 0 

Bedeckung in % 
Temperatur in °c 
Luftdruck in hPasc 

1,0 
90,0 

0,0 
15,0 

1013,0 

Die Koordination der Störfallanla­
ge/des Unfallfahrzeuges (Ort der 
Freisetzung) können u. a. auf dem 
Bildschirm bestimmt werden. Hoch­
wert (HW) und Rechtswert (RW) las­
sen sich optional in Gauß-Krüger-Ko­
ordination oder in UTM-Koordinaten 
angeben. 

Die Ausbreitungsrechnung auf der 
Grundlage von Gaußmodellen liefert 

nach dem Ereigniseintritt (im Bild 7 
durch die Kreise dargestellt). 

Die Isokonzentrationslinien kenn­
zeichnen das Wirkungsfeld und ge­
statten mit Rückgriff auf die Gebiets­
und Spezialdaten die Ermittlung der 
betroffenen Gemeinden, Unterneh­
men, Anlagen und Netze der techni­
schen Infrastruktur u. a. Es werden 
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Oben: Bild 5. 
Mitt. : Bild 6. 
Unlen: Bild 7. ------

die Anzahl der wahrscheinlich Ge­
schädigten nach Profilen (letal. 
schwer/mittel mit erforderlichem Kli­
nikaufenthalt und leicht mit notwen­
diger ambulanter Behandlung) sowie 
die benötigten und im Gebiet vor­
handenen Transport- und Unterbrin­
gungsmöglichkeiten einschließlich 
ihrer gegenseitigen Zuordnung abge­
schätzt. 

Es erfolgt eine automatische Re­
cherche in der Datenbank "Erfahrun­
gen" nach vergleichbaren Ereignis­
sen. Ausführliche Angaben zu den 
freigesetzten Stoffen können aus der 
Spezialdatenbank (Stoff- und Kon­
struktionsdaten) abgerufen werden . 

Aus all diesen Angaben ergeben 
sich Empfehlungen über 
- das zu warnende Gebiet, 
- die Zweckmäßigkeit einer Evaku-

ierung und die Anzahl der zu eva­
kuierenden bzw. gefährdeten Per­
sonen, 

- die einzuleitenden Schutzmaßnah­
men, 
die Maßnahmen der Ersten Hilfe, 

- die Standorte und Ausrüstung von 
Kräften, die zur Abwehr und 
Bekämpfung eingesetzt werden 
können . 

Die ermittelten Ergebnisse fließen 
in formal isierte Anweisungen, Anträ­
ge und Meldungen an die Aufsichts­
behörde ein. Der komplette Vorgang 
wird als .. Einsatztagebuch" gespei­
chert und steht später als weiteres Er­
eignis in der Spezialdatenbank .. Er­
fahrungen " zur Verfügung. 

Uteratur 
(1) W. Kaiser. J. Knaack 
Zum Mechanismus destruktlV9f Wirkungen 
Studie, Wissenschaftliches Zentrum des Zivil­
schutzes, ~rlln 1989 



Stär1lstes Erdbeben am Nledenfleln seit dem Jahre 1756 

Knapp an der 
Katastrophe vorbei 

15 Sekunden lang bebte die Erde in Deutschland, Belgien und 
den Niederlanden - Schäden hielten sich in Grenzen 

Das schwerste Erdbeben im 
Rheingebiet seit nahezu 240 Jahren 
versetzte in der Nacht zum 13. April 
um 3.20 Uhr zahlreiche Bürger in 
Angst und Schrecken. 15 Sekunden 
lang wackelten Wände und Möbel, 
klirrten Scheiben, brachen Wasser­
rohre. Kamine stürzten ein, Dachzie­
gel fielen auf Autos. Über zwanzig 
Menschen wurden von herabfallen­
den Gebäudeteilen verletzt, weil sie 
sich auf der Straße in Sicherheit brin­
gen wollten. 

Die Erdstöße erreichten einen Wert 
von 5,5 bis 5,8 auf der Richterskala. 
Experten sprachen vom stärksten 
Beben in der Niederrheinischen 
Bucht seit dem Jahre 1756. Das Zen­
trum der Erdstöße , die auch noch in 
Niedersachsen, Thüringen, Baden­
Würt1emberg sowie Belgien und Ost­
frankreich spürbar waren, lag im nie­
derländischen Roermond und in 
Heinsberg bei Aachen. 

In den Leitstellen von Polizei und 
Feuerwehren standen für Stunden 
die Telefone nicht still . Tausende von 
Bürgern riefen an und wollten wissen, 
was geschehen war und wie sie sich 
verhalten sollen. Selbst mehrere 
Stunden nach dem Beben, als im 
Hörfunk erste Meldungen längst ge­
laufen waren, klingelten noch die Te­
lefone. Über lange Zeit waren hier­
durch die Notrufleitungen blockiert . 

Auf deutscher Seite war die Stadt 
Heinsberg bei Aachen am stärksten 
betroffen. Vor allem die alten Back­
stein häuser sind schwer mitgenom­
men. In den oberen Stockwerken 
mancher Häuser klaffen tiefe Risse in 
den Wänden. Zum Teil müssen Ge­
bäude ganz abgerissen werden. Ins­
gesamt wurden 200 Häuser in Heins­
berg als beschädigt gemeldet. Im nie­
derländischen Roermond wurden 
nach Angaben der Polizei zwanzig-

Herabfallende Trümmer demolierten Autos. 

Menschen leicht verletzt, an Häusern 
entstanden Risse in Decken und Fas­
saden. 

In Bonn wurden zahlreiche Re­
gierungsgebäude, die Abgeordne­
tenhäuser sowie die Villa Hammer-

schmidt in Mitleidenschaft gezogen. 
In der Bonner Altstadt stürzten von 
vielen Häusern Mauersteine und 
Dachziegel auf die Straße. Auch der 
Kölner Dom wurde von dem Beben 
nicht verschont. Vier Kreuzblumen 
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Feuerwehrmän· 
ner sichern einen 
einsturzgelährde· 
ten Kamin 

aus Naturstein fielen von den Dom­
spitzen herunter. Schäden an Gebäu­
den und Autos meldeten die Einsatz-

zentralen auch aus zahlreichen ande­
ren Städten entlang der Rheinschie­
ne. 

In Heinsberg kamen vor allem Backsteinbauten zu Schaden. (Fotos: dpa) 
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Die Betreiber von Kraftwerken und 
die Bergwerksgesellschaften melde­
ten keine nennenswerten Schäden. 
Da die Grenzwerte für Erschütterun­
gen geringfügig überschritten wur­
den, schaltete die RWE Energie Ak­
tiengesellschaft den Block Ades 
Atomkraftwerkes Biblis ab. 

Voraussage nicht möglich 

Nach Angaben des nord rhein­
westfälischen Geologischen Landes­
amtes handelte es sich um ein "tek­
tonisches Beben", bei dem sich ver~ 
schiedene Erdschollen gegeneinan­
der bewegt hätten. Der Niederrhein 
gehört neben dem Zollerngraben und 
der Schwäbischen Alb zu den be­
deutendsten deutschen Erdbeben­
gebieten. Die Region ist Teil eines 30 
Millionen Jahre alten Senkungsge­
bietes, das von Belgien und den Nie­
derlanden über die Eifel bis in den 
oberen Rheingraben reicht. Hier 
kommt es immer wieder zu Erdbe­
ben. Durch die Absenkung von Ge­
steinsschollen entwickelt sich eine 
langsam anwachsende Spannung, 
die sich dann in einem Erdbeben ent­
lädt. 

Eine genaue Voraussage von Erd­
beben ist laut Wissenschaftlern, trotz 
weltweiter Forschungen, bis heute 
nicht möglich. 



Norbert Amold* 

Der Großschadensfall 
Sichtung und Erstrnaßnahmen durch Rettungsassistenten 

In der Bundesrepublik (West) 
existieren zirka 1250 ständig be­
setzte Rettungswachen. Dies be­
deutet einen durchschnittlichen 
Rettungswachenbereich von 14 
mal 14 Kilometern. Während sich 
die Polizei besonders zur Nachtzeit 
auf wenige Standorte in Kreisstäd­
ten beschränken muß, die Feuer­
wehr aufgrund andersartiger Or­
ganisationsstruktur (Freiwillige 
Feuerwehr) nicht ständig präsent 

Mit seinem ersten Handeln ent­
scheidet das Rettungsteam die Dy­
namik des Einsatzgeschehens und 
somit die Prognose der Patienten. 
Zunächst steht das Rettungsteam ei­
ner Situation gegenüber, die geprägt 
ist von einem krassen Mißverhältnis 
zwischen Versorgungsbedarf und 
Hilfskräften. Gerade in einer Phase 
höchster emotionaler Belastung -
schließlich ist das Team gewohnt, Kri­
sen umgehend zu bewältigen und 
nicht nach taktischen Gesichtspunk­
ten zu bewerten - wird eine exakte 
Vorgehensweise erforderlich. Hier gilt 
es, äußerste Disziplin zu wahren. 

In der Regel wird es der Rettungs­
assistent sein, der aufgrund seiner 
größeren Einsatzerfahrung den nur 
sporadisch eingesetzten Notarzt 
führt, denn es ist gar nicht einfach, 
den Anspruch einer Maximalversor­
gung zugunsten einer allgemeinen 
Orientierung/Sichtung aufzugeben. 
In dieser Situation ist es unumgäng­
lich, daß das Rettungsteam (als tak­
tische Einheit) zusammenbleibt und 
gemeinsam entscheidet. Es darf 
nicht passieren, daß sich das Team in 
dem weitflächigen Einsatzgeschehen 
aus den Augen verliert und der jewei­
lige Partner nicht weiß, wo der ande­
re sich befindet. So handelt der Ret­
tungsassistent idealerweise in einem 
kleinen "Team", um die erste Rück­
meldung/Lage abzugeben. 

Mit Eintreffen des Rettungsteams 
wird eine sofortige Lagemeldung er-

ist, wird die Bundesrepublik von ei­
nem engmaschigen Rettungssy­
stem überzogen. Kein anderer 
Hilfsdienst kann eine vergleichs­
weise hohe Gebietsabdeckung 
während 24 Stunden vorweisen. 
Dies ist eine Tatsache, die den Ver­
antwortlichen viel zu wenig bewußt 
ist. Für das Thema "Großscha­
densfall - Sichtung und Erstmaß­
nahmen durch Rettungsassisten­
ten" hat diese Betrachtung große 

forderlich. Der Rettungsassistent ist 
praktisch das vorgeschobene "Auge 
der Rettungsleitstelle". Dabei sollte 
der Meldende wissen, welche Infor­
mationen die Rettungsleitstelle 
benötigt, einsatzspezifisch Ressour­
cen bereitzustellen: 

Zahl der Verletzten: 
- Zahl der Rettungsmittel. 

Schweregrad der Verletzungen: 
- Qualität der Rettungsmittel, 
- Organisation der Bettenversor-

gung. 

Spezifische Verletzungsmuster 
(Verbrennungen, Vergiftungen): 
- Bereitstellung spezifischer Hilfs­

mittel , 
- Transportmittel über längere Ent­

fernung . 

Beschaffenheit der Einsatzstelle 
(weitläufig , unwegsam, Hindernisse): 
- Bereitstellung von Kommunika­

tionsmitteln , 
- Bereitstellung technischer Hilfe, 

Befestigungsmaterials etc. 

Die Qualität der Rückmeldung soll­
te es der Rettüngsleitstelle ermögli­
chen, nach taktischen Gesichtspunk­
ten eine optimale Hilfe zu organisie­
ren. Die Wertung der Lage und die 
daraus result ierenden Einsatzvor­
schläge müssen der Rettungsleitstel­
le überlassen bleiben. Rückmeldun-

Bedeutung. Beim Vorliegen eines 
Massenanfalles von Verletzten 
heißt dies, daß die Rettungsassi­
stenten beziehungsweise das Ret­
tungsteam mit Notarzt - vorgehal ­
ten für die übliche Individualver­
sorgung ihres Rettungswachenbe­
reiches - oft die ersten professio­
nellen Helfer sind, die das Einsatz­
geschehen erreichen. Daher 
kommt ihnen eine entscheidende 
Schlüsselfunktion zu. 

gen beispielsweise über die konkrete 
Anforderung von Rettungshub­
schraubern sollten unterbleiben, 
denn eine funktionierende Rettungs­
leitsteIle kann aufgrund besserer 
Übersicht kompetent entscheiden, 
welche Ressourcen zum Einsatz 
kommen. Grundlage aller Entschei­
dungen ist allerdings die sach­
gemäße Darstellung des ersteintref­
fenden Teams am Einsatzort. 

Von dem Rettungsassistenten -
dieser ist wohl aufgrund täglicher 
Funkkommunikation mit der Ret­
tungsleitstelle am ehesten geeignet, 
eine präzise Funkmeldung abzuge­
ben - wird eine exakte, wertungsfreie 
Darstellung der Lage erwartet, an­
stelle mit Notfallkoffer "bepackt" zum 
nächsten Patienten zu laufen. Späte­
stens bei einem Massenanfall von 
Verletzten wird der Rettungsassistent 
den Sinn einer fundierten Funkaus­
bildung einsehen, die die Grundlage 
einer präzisen Meldung sein wird . Be­
sonders wenn die Rückmeldung in 
die Phase häufiger AJarmierungen 
fällt , und der Funkkanal entspre­
chend frequentiert wird , ist die Abga­
be einer geordneten Rückmeldung 
gefährdet. 

"Norbert Arnold ist Fachbuchautor und Fachjour­
,naIist für Rettungsdienst und Feuerwehr. Er hielt 
dieses Referat im März dieses Jci1res anläßlich des 
"Hannoverschen Notfallsymposiums 1992" des 
Landesverbandes Niedersachsenl8remen der Ja­
hanniter-Unfall-Hilfe. 
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Bel der Durch· 
führung eigenver· 
antwortllcher 
Maßnahmen 
durch den Ret· 
lungsasslslenlen 
bewährt sich eine 
umfassende Aus­
bildung sowie die 
vertrauensvolle 
Zusammenarbeit 
mit dem Notarzt 
Im eigenen 
Rettungsdienst· ' 
bereich. 

(Foto: Querbach) 

Erste Einsatzleitung 

Relativ zügig wird rettungsdienstli­
che Unterstützung aus benachbarten 
Rettungswachenbereichen eintref­
fen. Hier wird der Rettungsassistent 
zumindest während der Anfangspha­
se in Zusammenarbeit mit dem Not­
arzt Einsatzvorschläge machen müs­
sen, denn es sollte vermieden wer­
den, daß nachfolgende Kräfte unko­
ordiniert ins Einsatzgeschehen ge­
schickt werden. Wenn hier wertvolle 
Kräfte unkoordiniert tätig werden, 
wird die Tätigkeit des nachfolgenden 
.. Einsatzleiters Rettungsdienst" so­
wie des .. Leitenden Notarztes· 
unnötig erschwert und zu wenig Effi­
zienz führen. 

Mit Eintreffen der Einsatzleitungen 
verschiedener Hilfsdienste und be­
nachbarter Rettungsdienste konsoli­
diert sich die Lage zusehends. Der 
Rettungsassistent wird nach und 
nach mehr in der Form seines ge­
wohnten Handeins tätig werden kön­
nen. Je nach Lage wird er allerdings 
gefordert sein, in Absprache mit dem 
Notarzt eigenverantwortlich Maß­
nahmen durchzuführen, die üblicher­
weise im Notarztdienst durch den 
Notarzt ausgeführt werden. Hier ist 
besonders die Venenpunktion sowie 
die Intubation zu nennen. 

Gerade in solchen Fällen bewährt 
sich die umfassende Ausbildung des 
Rettungsassistenten sowie die ver­
trauensvolle Zusammenarbeit mit 
dem Notarzt im eigenen Rettungs-
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dienstbereich, der seine Rettungsas­
sistenten sowie die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit mit dem Notarzt im 
eigenen Rettungsdienstbereich, der 
seine Rettungsassistenten nicht nur 
zum .. Koffer tragen" mißbraucht. 

Während des Einsatzes ist vom 
Rettungsassistenten eine besondere 
Zuverlässigkeit und sichere Bestim­
mung der individuellen Kompetenz 
gefordert. Der Massenanfall von Ver­
letzten kann kein Grund sein, sich un­
ter dem Vorwand des Notstandes 
einmal richtig medizinisch .. auszuto­
ben". 

Nicht lange wird es dauern, bis die 
Phase des Mißverhältnisses zwi­
schen Versorgungsbedarf und Hilfs­
kräften beendet sein wird. Man kehrt 
zur Individualversorgung -ein im Ret­
tungsdienst übliches Behandlungs­
prinzip - zurück. Zum Ende des Ein­
satzes steht erfahrungsgemäß viel­
mehr ein deutliches Überangebot an 
Hilfskräften zur Verfügung. 

Die hier angeforderten Rettungs­
assistenten erreichen die EinsatzsteI­
le in Erwartung auf ein Großscha­
densereignis und sind entsprechend 
vorbereitet sowie motiviert. K,.ommt 
es dann aus taktischen Gründen zu 
einem .. Hilfsstau· , macht sich schnell 
Frust und Ärger breit, besonders 
wenn taktische Maßnahmen ohne 
Kenntnisse des Gesamtgeschehens 
nicht transparent werden. Besonders 
hier gilt es für die eingesetzten Ret­
tungsassistenten, Disziplin zu wah­
ren. 

Hierarchische Strukturen 

Die Bewältigung eines Massenan­
falls von Verletzten erfordert eine dem 
Rettungsassistenten ungewohnte 
Arbeitsweise. Er muß sich in ein 
größeres Team einordnen und unter­
liegt Führungsstrukturen. Dies ent­
spricht nicht seinem täglichen Han­
deln, denn Führungsstrukturen sind 
im Gegensatz zu Feuerwehren und 
Polizei in Rettungsdiensten weniger 
ausgeprägt; vielerorts nicht einmal in­
stalliert. Die Vorhaltung eines Ein­
satzleiters .. Rettungsdienst" dürfte 
wohl eher die Ausnahme sein. Diese 
ungewohnten Arbeitsstrukturen sind 
gerade in einer emotional belasteten 
Situation ein nicht zu unterschätzen­
der Störfaktor. 

Zusammenfassend kann gesagt 
werden: Bei einem Massenanfall von 
Patienten kommt dem ersteintreffen­
den Rettungsassistenten eine ent­
scheidende Rolle zu. Im Gegensatz 
zur gewohnten Individualversorgung 
eines Patienten gilt es zunächst, vor­
rangig organisatorische und takti­
sche Aufgaben zu bewältigen. Erst 
danach gilt es, gewohnter medizini­
scher Versorgung nachzukommen. 



Unfalldatenschreiber -
der Polizist im Auto? 
Modernste Technologie soll die Genauigkeit bei der 

Rekonstruktion von Verkehrsunfällen steigern 

Derzeit feiert er seinen Sieges­
zug durch die Medie". Kein ein­
schlägiges Fachblatt, kein wissen­
schaftliches Fernsehmagazin 
kann es sich erlauben, den Unfall­
zeugen der Zukunft zu ignorieren. 
Die Rede ist vom Kfz-Unfalldaten­
schreiber (UDS) - elektronisch ge­
steuert mit computergestützter 
Datenauswertung. Das vielleicht 
in einigen Jahren serienmäßig in 
Fahrzeuge eingebaute Gerät soll 
kontinuierlich Bewegungsdaten 
sowie Zustandsdaten des Fahr­
zeugs aufzeichnen. Die Meinung 
über diese technische Neuent­
wicklung ist geteilt. Während 
Rechtssprechung, Polizei und Ver­
sicherungen in dem UDS einen un­
bestechlichen, absolut zuverlässi­
gen Unfallbeobachter sehen wer­
den Kritikerstimmen laut, die eine 
ständige - auch nachträgliche -
Kontrolle des Fahrverhaltens be­
fürchten: der UDS als Polizist im 
Auto. 

Rund zwei Millionen Straßenver­
kehrsunfälle verursachen Jahr für 
Jahr in der Bundesrepublik Deutsch­
land einen volkswirtschaftlichen 
Schaden von rund 50 Milliarden 
Mark. Die Ermittlung des Unfallge­
schehens zur Feststellung der Ursa­
chen und zur Klärung der Schuldfra­
ge gestaltet sich dabei oft sehr 
schwierig. Eine einwandfreie Rekon­
struktion scheitert oftmals an zahlrei­
chen technischen Problemen und 
kann durch die zur Zeit des Unfalls 
herrschenden Witterungsbedingun­
gen beeinträchtigt werden. 

Hinzu kommt, \jaß insbesondere 
bei Bagatellschäden keine Spuren 
gesichert werden, die einen Anhalt 
für die Rekonstruktion geben könn­
ten. Meist bleibt wegen fehlender 
polizeilich erfaßter Fakten, Fotos und 
Skizzen nur der Zeugenbeweis, der 
insbesondere bei den in Bruchteilen 
einer Sekunde ablaufenden Unfall-

vorgängen unzuverlässig ist. Diese 
Unsicherheitsfaktoren verhindern 
oder verfälschen gar eine sachge­
rechte Aufklärung und führen letzt­
lich zu ungerechten Ergebnissen. 

Zusätzlich unterstützt durch die 
Forderung, berechtigte Ansprüche 
von Opfern bei Verkehrsunfällen si­
cherzustellen und Beteiligte vor un­
gereChtfertigten Schuldzuweisungen 
und Fehlurteilen zu schützen, sah 
sich deshalb neben vielen anderen 
der Deutsche Verkehrsgerichtstag 
wiederholt veranlaßt, zuletzt im Jah­
re 1990, eindringlich die Einführung 
eines Unfalldatenschreibers für 
Kraftfahrzeuge zu fordern. 

Das deutlich erkennbare öffentli­
che Interesse an dem UDS hat den 
Bundesminister für Forschung und 
Technologie (BMFT), Bonn, zusam­
men mit dem Senator für Arbeit, Ver­
kehr und Betriebe in Berlin veranlaßt, 
die Entwicklung eines UDS sowie die 
Klärung der damit zusammenhän­
genden vielschichtigen, auch nicht­
technischen Fragen. - insbesondere 
Rechtsfragen - im Rahmen eines 
Forschungs- und Entwicklungsvor­
habens zu fördern. Gegründet wurde 
eine Arbeitsgemeinschaft UDS Ber­
lin, die sich in einen wissenschaftli­
chen und einen juristischen Arbeits­
kreis aufgliedert. 

Für das 1985 begonnene und 
Ende 1990 abgeschlossene Vorha­
ben, das in Abstimmung und mit Un­
terstützung des Bundesministers für 
Verkehr (BMV) durchgeführt wurde, 
sind von seiten des Bundesfor­
schungsministeriums insgesamt 
1,67 Millionen Mark an Fördermitteln 
bereitgestellt worden. Weitere 1,67 
Millionen Mark hat der Senat für Ar­
beit, Verkehr und Betriebe in Berlin 
aufgebracht. Die Gesamtkosten be­
laufen sich, inclusive der Eigenmittel 
privatWirtschaftlicher Projekt partner, 
auf 5,2 Millionen Mark. 

Nach Informationen aus dem Bun­
desforschungsministerium zeichnet 

der ins Fahrzeug eingebaute Daten­
schreiber kontinuierlich die Bewe­
gungsdaten (Längs- und Querbe­
schleunigung, Fahrrotation um die 
Hochachse, Fahrzeuggeschwindig­
keit) sowie Zustandsdaten des Fahr­
zeugs (unter anderem Bremsen, 
Blinker, Licht) auf. Die Speicherkapa­
zität reicht für einen Zeitintervall von 
60 Sekunden. Ohne ein Unfallereig­
nis würden die Daten während der 
Fahrt immer wieder neu überschrie­
ben. Bei einem Unfall jedoch, auch 
bei nur geringer Stoßbelastung, wird 
der UDS über seine Sensoren dazu 
veranlaßt, die Daten automatisch in 
einen Langzeitspeicher abzulegen. 

Das zweiteilige UDS-Gerät be­
steht aus einem Basisgerät und einer 
in dieses Gerät einschiebbaren Spei­
cherkassette. Das Basisgerät enthält 
Schnittstellen zum Fahrzeug, Strom­
versorgung, Schutzmaßnahmen vor 
elektromagnetischer Beeinflussung 
sowie einen Speicher für wichtige 
fahrzeug spezifische Daten. In der 
Speicherkassette befinden sich Be­
schleunigungssensoren, ein Drehra­
tensensor, eine Weggeberschnitt­
stelle zur Geschwindigkeitsmes­
sung, eine Systemuhr, Schnittstellen 
zu den Zustandssignalen, ein Pro­
zessor, Speicher für Meß-, Zu­
standsdaten und Programme sowie 
eine Schutzschaltung. 

Technische Ergebnisse 

Der wissenschaftliche Arbeitskreis 
formulierte die technischen Anforde­
rungen und Ausgestaltungen für den 
UDS und überprüfte jeweils die Rea­
lisierung in Hard- und Software. In 
umfangreichen Labortests, Fahrver­
suchen und Unfallsimulationen wur­
de das UDS-System und das UDS­
Nutzungskonzept vom Einbau ins 
Fahrzeug über die Datenaufzeich-
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nung bis zum Sachverständigen­
Gutachten überprüft. 

Das Nutzungskonzept für den 
UDS leitet sich direkt aus der Aufga­
bensteIlung ab: ein objektives Be­
weismittel zur Schadensreguherung 
nach Verkehrsunfällen. Zur Lösung 
dieser Aufgabe war es erforderlich, 
zunächst alle relevanten Daten in der 
Phase vor einem Unfall, während des 
Unfalls und nach dem Unfall 
aufzuzeichnen. Dies alles erledigt 
der Unfall daten schreiber, indem er 
die Längs- und Querbeschleunigung 
im Fahrzeug, die Fahrzeugrotation 
um die Hochachse aufzeichnet; die 
Fahrzeuggeschwindigkeit mit Hilfe 
des Fahrzeugtachometers oder 
ABS-Signals mißt; sowie die Fahr­
zeugzustandsdaten (Hauptlicht, 
Fernlicht, Nebellicht, Standlicht, 
Blinker links und rechts, Zündung, 
Betriebsbremse, Handbremse, ggf. 
weitere) erfaßt und speichert. 

Dabei müssen Erfassung und 
Speicherung eine Reihe von Bedin­
gungen erfüllen: So muß die ein­
wandfreie Funktion des UDS gesi­
chert sein. Daten müssen präzise 
und mögliche Meßfehler möglichst 
klein, bekannt, eingrenzbar und kal­
kulierbar sein. Des weiteren muß die 
Datenaufzeichnung und -sicherung 
zuverlässig und automatisch erfol­
gen. Gerade in einer streßbehafteten 
Unfallsituation darf keine Fehlbedie­
nung möglich sein, die zu einem Ver-

UDS· 
N utzun gskonzart 

Hersteller 

lust oder gar einer Verfälschung der 
Daten führen könnte. 

Letztlich sollte die Entnahme des 
Gerätes mit den aufgezeichneten 
Daten einfach und im Ernstfall (Un­
fall situation) schnell erfolgen kön­
nen. Gesichert sein müssen die Da­
ten auch gegen unerlaubten Zugriff. 

Bei einer freiwilligen Nutzung des 
UDS soll die Entscheidung über eine 
eventuelle Nutzung der gespeicher­
ten Information frei von Zeitzwängen 
sein und außerhalb der konkreten 
Unfallsituation eingeräumt werden. 
Mindestens solange das Fahrzeug 
nach einem Unfall still steht, kann 
der Nutzer entscheiden, ob er durch 
Entnahme der Kassette die Daten 
zunächst für sich sichern will. An­
schließend kann er dann weiter ent­
scheiden, ob er die Kassette einer 
Auswertung zuführen möchte. 

Auslesen der UDS­
Speicherkassette 

Ausgelesen und ausgewertet wer­
den können die durch Codewort ge­
sicherten Daten nur durch eine auto­
risierte Institution, der das geräte­
spezifische Codewort bekannt ist. 
Zu diesem Zweck wird ein soge­
nanntes "Datensicherungs-Center" 
eingerichtet werden. Dort sichert 

Eigentümer 

Schadensregulierung 
gerichtlich/außergerichtlich 

Sachverständigen· 
gutachten 
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man den originalen UDS-Dateninhalt 
so, daß Manipulationen, ein Verlust 
der Daten oder ihre Verfälschung 
ausgeschlossen sind. Von den Ori­
ginaldaten wird dann jeweils auto­
matisch eine nicht veränderbare Ko­
pie gefertigt und archiviert. 

Im Vorfeld der Analyse werden die 
Daten zunächst auf eine sogenannte 
Arbeitsdiskette kopiert und für eine 
weitere Verarbeitung entsprechend 
genormt. Ein Auswerteprogramm er­
zeugt aus den Daten der Arbeitsdis­
kette absolute physikalische, fehler­
korrigierte Daten, die graphisch und 
als Listen dargestellt die Grundlage 
zur Erstellung eines Gutachtens bil­
den. Denn die primären, unkorrigier­
ten Daten des UDS sind nur von ge­
ringem Wert. Fehler, die im Meßver­
fahren selbst, im Speicherverfahren 
sowie möglichen technischen Män­
geln und äußeren Störungen des Un­
falldatenschreibers begründet sind, 
müssen ausgeräumt werden. Eine 
kritiklose, eventuell gar automati­
sche Verwendung solcher Daten 
könnte nach Ansicht der Experten 
wiederum zu falschen Ergebnissen 
führen. 

Nach der eigentlichen Auswer­
tung im Rechner erfolgt die graphi­
sche Darstellung der Daten in Form 
von Bewegungsdiagrammen auf 
dem Bildschirm. In dieser Darstel­
lung lassen sich dann interaktiv am 
Bildschirm Interpretationen und Kor-

Datensicherungs·Center 

~ ~~ 
~ 
.... Unfallsachverständiger 



rekturen vornehmen. Andere Dar­
stellungen, wie sie bei Unfallrekon­
struktionen durch die Sachverstän­
digen üblich sind, können im Aus­
werterechner erzeugt und anschlie­
ßend ausgedruckt werden. 

Diese Auswerteergebnisse wer­
den an den Unfallsachverständigen 
als Basis für eine Unfallrekonstruk­
tion weitergeleitet. In der Regel folgt 
dann die gutachterliche Rekonstruk­
tion des Unfallherganges 'unter 
Berücksichtigung der örtlichen Ver­
hältnisse am Unfallort. Denn die ei­
gentliche Rekonstruktion kann im 
allgemeinen nicht allein auf der Basis 
der vom UDS-Gerät aufgezeichne­
ten Daten erfolgen. Hierzu müssen 
durch den Sachverständigen zusätz­
lich die örtlichen Verhältnisse am Un­
fallort mit einbezogen werden, die 
der UDS aus seinen Aufzeichnungen 
nicht kennen kann. 

Juristische Erkenntnisse 

Die AufgabensteIlung für das For­
schungs- und Entwicklungsvorha­
ben war klar: Es galt ein objektives 
Beweismittel zur Schadensregulie­
rung nach Verkehrsunfällen zu 
schaffen. Diese übergeordnete Auf­
gabe ist ihrer Natur nach keine rein 
technische, die durch Forschungs-

und Entwicklungstätigkeit im her­
kömmlichen Sinne lösbar gewesen 
wäre. Vielmehr war daneben eine 
Reihe juristischer Fragen zu klären 
sowie die gesellschaftspolitische Ak­
zeptanz zu prüfen. Wesentliche Auf­
gabenbereiche wurden deshalb ei­
nem begleitenden juristischen Ar­
beitskreis UDS aus namhaften Ver­
kehrsjuristen, -staatsanwälten, -rich­
tern, Unfallforschern und -sachver­
ständigen übertragen. 

Die juristischen Aufgaben bestan'­
den in der Mitwirkung bei der defini­
tiven Auswahl der aus juristischer 
Sicht notwendigerweise aufzuzeich­
nenden Daten sowie in der Untersu­
chung aller rechtlichen Fragen im 
Zusammenhang mit Einbau und Ein­
führung eines UDS auf freiwilliger 
oder obligatorischer Basis. 

Der juristische Arbeitskreis unter­
suchte die rechtlichen Fragen im 
Hinblick auf Einbau und Einführung 
eines UDS unter den Gesichtspunk­
ten Verfassungsmäßigkeit, Daten­
schutz, Einführung der mit UDS ge­
wonnenen Daten in den Zivil- und 
Strafgerichtsbereich und sonstigem 
Recht (Kfz-Versicherung, Produkt-
haftung etc.). , 

Wie Klaus Kolley und Dr. Horst 
Laucht von der Arbeitsgemeinschaft 
UDS anläßlich des 14. Statussemi­
nars des Bundesministers für For­
schung und Technologie im Mai 
1991 in Dresden ausführten, beste-

UDS­
Meßprlnzlp 

Messen der Längs- und Querbeschleunigung 
im Fahrzeug 
Messen der Fahrzeugrotation um die Hochachse 

Messen der Fahrzeuggeschwindigkeit 
mit Hme des Fahrzeugtachometers oder ASS-Signals 
Erfassen und Speichern der Fahrzeugzustandsdaten 

Durch Auswertung der aufgezeichneten Daten lassen sich 
Lage und Position des Fahrzeugs im gemessen Zeitinterval 
bestimmen und in eine Zeitbeziehung setzen. 
Fahrweg, Kollisonspunkt, Aufprallgeschwindigkeit, 
Aufprallzeitpunkt, Bremswirkung, Bremszeitpunkt usw. 
Durch gutachterliche Unfall rekonstruktion werden diese 
ausgewerteten Daten den örtlicheri Verhältnissen am Unfallort 
zugeordnet. 

hen nach Auffassung des juristi­
schen Arbeitskreises keine verfas­
sungsrechtlichen Bedenken gegen 
die Einführung des UDS - sei sie frei­
willig oder obligatorisch. 

Auch den Datenschutz betreffend 
sehen die Experten keine Bedenken, 
da der UDS nur ausgewählte Be­
triebs- und Fahrdaten eines be­
stimmten Kraftfahrzeuges aufzeich­
net. Diese Daten sind nicht unmittel­
bar personenbezogen und lassen 
daher die Identifizierung einer be­
stimmten Person nicht zu. Die Be­
stimmungen des Datenschutzgeset­
zes werden daher nicht berührt. 

Gesetzliche Bestimmungen ste­
hen auch der Einführung von Daten 
des Unfalldatenschreibers in das ge­
richtliche Beweisverfahren nicht ent­
gegen. In der Rekonstruktion des 
Unfalls mit Hilfe der Auswertung 
der gespeicherten Daten durch qua­
lifizierte Sachverständige wird ein 
Gutachten im Sinne des Paragra­
phen 256 der Strafprozeßordnung 
(StPO) gesehen. Dabei werden die 
Sachverständigen für Unfallrekon­
struktionen wie im bisherigen Um­
fang heranzuziehen sein - sie wer­
den durch den UDS nicht ersetzt, 
sondern in ihrer Arbeit unterstützt. 

Nach Auffassung der Arbeitsge­
meinschaft UDS wirkt sich der Ein­
satz des Unfalldatenschreibers bei 
Betrugsversuchen gegenüber der 
Autoversicherung zweifellos zum 
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Nachteil des Täters und zum Vorteil 
der Versicherer aus. Manipulierte 

. Verkehrsunfälle sind also bei einem 
Einsatz von UDS kaum mehr mög­
lich. 

Gesellschaftliche Akzeptanz 

Bereits vor Beginn des For­
schungs- und Entwicklungsvorha­
bens im Jahre 1985 wurde eine Ak­
zeptanzanalyse zum UDS, damals 
noch Kurzwegschreiber genannt, 
von der Bundesanstalt für Straßen­
wesen durchgeführt. Eine Informa­
tion der Öffentlichkeit zu dieser The­
matik, wie sie heute insbesondere 
durch die Medien erfolgt, hatte da­
mals nicht stattgefunden. Zudem 
waren die technische Ausgestaltung 
sowie die Rahmenbedingungen mit 
dem heutigen Stand nicht zu verglei­
chen. 

Für die Zuhilfenahme eines ent­
sprechenden Gerätes zur Aufklärung 
von schweren Unfällen fand sich 
schon damals in der Öffentlichkeit 
eine Mehrheit. Ablehnung resultierte 
vor allem aus der Befürchtung, daß 
die UDS-Daten auch für die Ahn­
dung von Ordnungswidrigkeiten ver­
wendet werden könnten. Diese Be­
fürchtung aber ist nach Angaben der 
Arbeitsgemeinschaft UDS bei dem 

heutigen Entwicklungsstand des Un­
falldatenschreibers unbegründet, 
der nur zur Rekonstruktion von Ver­
kehrsunfällen ausgelegt ist. 

Auch die vor Jahren geäußerte 
Meinung, die Europäische Gemein­
schaft (EG) würde sich gegen einen 
UDS wenden, ist nach Ansicht der 
Experten überholt . Als generelle Zu­
stimmung der EG zu einem solchen 
Instrumentarium für die Unfallauf­
klärung wird jene Tatsache gewertet, 
daß zur Zeit mit Fördermitteln der EG 
unter anderem im sogenannten 
"DRIVE Programm" Akzeptanz und 
Einsatz einer "Black Box" für Kraft­
fahrzeuge (UDS) untersucht wird. 

.Die im Rahmen des Forschungs­
und Entwicklungsvorhabens erarbei­
teten Ausgestaltungen und Rahmen­
bedingungen haben bereits heute 
durch vermehrte Information der Öf­
fentlichkeit zu einer deutlichen Ver­
besserung der Akzeptanz geführt. 
Neuere Untersuchungen zeigen, daß 
die Einführung von UDS unterstützt 
wird von Unfallopfern, verantwor­
tungsbewußten Kraftfahrern, Ver­
kehrsjuristen, Unfallsachverständi­
gen, Polizei und Versicherungen. Al­
lerdings wird nach wie vor von Teilen 
der Bevölkerung die Befürchtung 
geäußert, der UDS sei ein Polizist im 
Auto. Diese Auffassung ist irrelevant 
und beruht auf immer noch fehlender 
Information über den UDS und des­
sen Schutzwirkung gegen unge-

uos­
Auswertung 
(Graphiken Ko l­
ley , Partner I 
MBB Deutsche 
Aerospace) 

AktIvitAten bel der Auswertung 
Im Datensicherungscenter: 

• Auslesen der UDS-Speicherkassette 

• Funktionsprüfung und Nacheiehen der Sensoren 

• Sichern der UDS-Daten 

• Weitergabe der Datenträger/Auswerteunterlagen 

.. Neukonfigurierung der Speicherkassette 
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Datertrager 

rechtfertigte Schuldzuweisungen" , 
führten Kolley und Laucht auf dem 
BMFT-Seminar in Dresden aus. Ihrer 
Meinung nach ist hier gezielte Auf­
klärungsarbeit geboten. Informieren­
de Öffentlichkeitsarbeit und breit an­
gelegte Diskussionen mit freiwilligen 
Nutzergruppen werden nach Ansicht 
der Arbeitsg/lmeinschaft UDS weite­
re Verbesserungen in der Akzeptanz 
bringen. 

Ausblick 

Von der Förderung dieses Projek­
tes sind inzwischen auch Impulse für 
den Wettbewerb ausgegangen. 
Namhafte Unfallforscher fordern zur 
Überprüfung und Absicherung vor 
einer breiten Einführung des UDS die 
Durchführung eines Großversuches 
mit einigen tausend Geräten. 

Aufbauend auf den Ergebnissen 
des Fördervorhabens wird der UDS 
von der Arbeitsgemeinschaft UDS 
Berlin derzeit zur Serienreife weiter­
entwickelt, die für Mitte 1993 geplant 
ist. Parallel dazu sind bereits Feld­
versuche zur weiteren Erprobung so­
wie zur Vertiefung und Absicherung 
der bisherigen Erkenntnisse ange­
laufen. - sm -

Bel der Auswertung entstehen 
die Bewegungsdiagramme: 

~ alt - Beschleunigung I Zeit 

~ vII - Geschwindigkeit I Zeit 

~ s/t - Weg I Zeit 

~ Vs - Zeit / Weg 

~ als - Beschleunigung I Weg 

~ v/s - Geschwindigkeit I Weg 

~ VV - Zeit I Geschwindigkeit 

Basis der Unfall rekonstruktion 
durch den Unfallsachverständigen 



Störfall im 
werk Sos 

ernkraft­
ovy Bor 

Bericht des Bundesministers 
Reaktorsicherheit zum 

Kernkraftwerks Sosnov 

r Umwelt, Naturschutz und 
törfall in Block 3 des 

"Der Störfall von Sosnovy Bor 
verlief glimpflich, aber die nächste 
Katastrophe in einem Reaktor auf 
dem Gebiet der Gemeinschaft Un­
abhängiger Staaten (GUS) ist pro­
grammiert: Die Konstruktions­
mängel sind nicht zu beheben, 
Kontrollmannschaften laufen aus­
einander, Ersatzteile fehlen." So 
kommentierte das Hamburger 
Nachrichtenmagazin "Der Spie­
gel" den jüngst bekanntgeworde­
nen Störfall in einem Kernkraft­
werk der ehemaligen Sowjetunion. 
Ob der Öffentlichkeit - seit dem Re­
aktorunglück in Tschernobyl 
äußerst sensibilisiert - mit derarti­
gen Prognosen gedient ist, kann 
zumindest in Frage gestellt wer-

Foto: Außen ansicht des Kernkraftwerks Sosnovy 
Bor bel SI. Petersburg . Das KKW, ausgelegt wie 
der " Tschernobyl·Typ", gilt unter Experten als 
veraltet und störanfällIg. 

Bor bei St. Petersburg 

den. Das Wissen um diese Risiko­
faktoren auf den Gebieten anderer 
Staaten - ohne die Möglichkeit di­
rekter Einflußnahme - ist schlimm 
genug. Unbestritten aber ist die 
Notwendigkeit einer sachlichen 
Aufklärung über derartige Störfäl­
le, nicht zuletzt um eine (hoffent­
lich) unbegründete Panik zu ver­
meiden. Dringend geboten ist eine 
Beseitigung dieser Risikofaktoren. 
Im Klartext heißt das: die insge­
samt 15 in Betrieb befindlichen Re­
aktoren des Typs RBMK (Tscher­
nobyl-Typ) müssen abgeschaltet 
werden. Eine Nachrüstung der be­
treffenden Reaktoren hält Bundes­
umweltminister Professor Klaus 
Töpfer im Gegensatz zur EG-Kom­
mission in Brüssel für nicht mach­
bar. Die baldige Lösung des Pro­
blems ist derzeit nicht abzusehen 
- die GUS fürchtet um ihre Ener­
gieversorgung, die Menschen 
fürchten ein zweites Tschernobyl. 

Eine Folge des Reaktorunglücks in 
Tschernobyl ist die umfangreiche Un­
terrichtung der deutschen Bevölke­
rung bei Zwischenfällen in Kernkraft­
werken. So legte der Bundesumwelt­
minister auch im Falle des Störfalls in 
Sosnovy Bor bei SI. Petersburg um­
gehend einen qualifizierten Bericht 
vor: Am 24. März 1992, 2.37 Uhr Mos­
kau er Zeit, spricht das Reaktor­
schutzsystem von Block 3 des Kern­
kraftwerkes Sosnovy Bor, etwa 90 Ki­
lometer westlich der Fünf-Millionen­
Stadt. St. Petersburg an der Ost­
seeküste gelegen, an und schaltet 
bestimmungsgemäß den Reaktor ab. 
Danach wird der Reaktor entspre­
chend der Betriebsvorschriften ab­
gefahren. 

Dabei kommt es zu einer Freiset­
zung von Radioaktivität (Edelgase 
und Jod) über das Filtersystem; nach 
dem Ergebnis von Spurenanalysen 
der finnischen Strahlenschutzbehör­
de auch zur Freisetzung geringer 
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Mengen von Cäsium und weiteren 
Spaltprodukten. Aufgrund der Anga­
ben der zuständigen russischen SteI­
len, wonach keine Überschreitung 
der genehmigten zulässigen Grenz­
werte in der Umgebung vorliegt, er­
folgt eine vorläufige Einstufung nach 
Stufe 3 der siebenstufigen INES-Ska­
la. Stufe 3 bedeutet: Strahlenbela­
stung der Bevölkerung in Höhe eines 
Bruchteils der natürlichen Strahlen­
exposition. 

In der Bundesrepublik Deutsch­
land war der Ablauf wie folgt: Am 24. 
März 1992 gegen 8.30 Uhr gehen er­
ste Informationen, insbesondere 
Meldungen der Nachrichtenagentu­
ren, beim Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi­
cherheit ein. Sofort werden die Auf­
nahme eines Intensivbetriebs der 
Luftmeßnetze des Deutschen Wetter­
dienstes und des Warndienstes unter 
Einschluß von Meßstellen in den neu­
en Bundesländern sowie die Aktivie­
rung der Spurenmeßstelien in Braun­
sChweig, Berlin und auf dem 
Schauinsland bei Freiburg veranlaßt. 

Gegen 11 .00 Uhr erfolgt dann eine 
offizielle Unterrichtung durch das rus­
sische Ministerium für Atomenergie. 
Es folgt ein Kurzbericht über den Ab­
lauf des Störfalls mit der Versiche­
rung, daß keine Überschreitung der 
festgesetzten Grenzwerte vorliegt. 
Danach wird vorläufig eine Einstu­
fung nach Stufe 3 INES vorgenom­
men. 

Anschließend nimmt der Bundes­
umweltminister telefonischen Kon­
takt zu der zuständigen russischen 
Aufsichtsbehörde "Gosatomnadsor" 
sowie mit schwedischen und finni­
schen Stellen auf, um ergänzende In­
formationen zu erhalten. 

Eine erste Abfrage der Ergebnisse 
. der Luftmeßnetze ergibt: keine er­

höhten Luftmeßwerte im Bundesge­
biet. Eine entsprechende Information 
der einzelnen Bundesländer durch 
das Bundesumweltministerium er­
folgt über Fernschreiber. Zwischen 
14.40 Uhr und 16.10 Uhr bestätigen 
Kontakte mit finnischen und schwe­
dischen Strahlenschutzbehörden, 
daß keine Hinweise auf eine höhere 
Freisetzung von Radioaktivität gege­
ben sind. Dortige Meßergebnisse las­
sen die russischen Angaben als im 
wesentlichen zutreffend erscheinen. 

Gegen 18.20 Uhr erfolgen umfas­
sende Angaben über die Freisetzung 
differenziert nach Radionukliden über 
die Internationale Atomenergie-Or­
ganisation (IAEO) in Wien, basierend 
auf Angaben russischer Behörden. 
Umgehend wird das Bundesamt für 
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Prolessor Jurl Petrow, leiter der SI. Petersburger Stadtkommission lür Kernkraftsicherheit, vers l­
allert, daß keine gelährdende Radioaktivität aul dem Gelände des Kernkraftwerks Sosnovy Bor ge· 
messen worden ist. 

Strahlenschutz, Salzgitter, um eine 
radiologische Bewertung der nun 
vorliegenden Daten ersucht. Parallel 
erfolgt die Einrichtung eines Bürger­
telefons im Bundesumweltministeri­
um, an dem bis 24.00 Uhr rund 500 
Anrufe aus der Bevölkerung einge­
hen. 

Am folgenden Tag, dem 25. März 
1992, gegen 7.30 Uhr laufen beim 
Bundesumweltministerium erneut 
Ergebnisse von den Meßstelien ein. 
Sie besagen, daß keine erhöhte 
künstliche Radioaktivität in Deutsch­
land feststellbar ist. Ein Austausch 
der Meßwerte mit finnischen Stellen 
findet gegen 10.00 Uhr statt. 

Ein aktueller Lagebericht an das 
Bundeskabinett wird vom Bundes­
umweltminister veranlaßt, ebenso er­
folgt eine erneute Information der ein­
zelnen Bundesländer. Derweil wird 
der Intensivbetrieb der Luftmeßnetze 
fortgesetzt. Am Bürgertelefon gehen 
an diesem Tag bis 16.00 Uhr über 600 
Anrufe ein. 

Auch am 26. März 1992 wird der 
Intensivbetrieb der Luftmeßnetze 
fortgesetzt. Bislang ist keine erhöhte 
künstliche Radioaktivität feststell bar. 
Ein erneuter Kontakt zur russischen 
Aufsichtsbehörde "Gosatomnadsor" 
ergibt, daß in der Umgebung um das 
Kernkraftwerk Sosnovy Bor leicht er­
höhte Werte von künstlicher Radio­
aktivität festgestellt wurden. 

Am 27. März 1992 wird dem Bun­
desumweltministerium der Ab­
schlußbericht der finnischen Strah­
lenschutzbehörde übermittelt. Auf­
grund der Meßergebnisse der bun­
desdeutschen Behörden als auch der 
Ergebnisberichte der europäischen 
Nachbarn wird die Umschaltung der 
Luftmeßnetze vom Intensiv- auf Nor­
mal betrieb veranlaßt. Ein entspre­
chender Bericht geht an die Bundes­
länder. 

Sicherheitstechnische 
Bewertung 

Das etwa 90 Kilometer westlich 
von st. Petersburg gelegene Kern­
kraftwerk Sosnovy Bor besteht aus 
vier Blöcken und ist wie der Reaktor 
in Tschernobyl vom Typ RBMK. Es 
handelt sich dabei um einen graphit­
moderierten Siedewasser-Druckröh­
ren-Reaktor. Die Blöcke in Sosnovy 
Bor haben eine elektrische Leistung 
von jeweils 1000 Megawatt. Der Re­
aktorkern des RBMK besteht aus ei­
nem zylindrischen Graphit-Block von 
zwölf Metern Durchmesser und sie­
ben Metern Höhe, der vertikal von 
1661 Druckröhren durchzogen wird. 
Jedes Druckrohr enthält zwei über­
einander angeordnete Brennele­
mente. Die Gesamtlänge eines 
Druckrohres beträgt 22 Meter, davon 



etwa acht Meter im Kernbereich. In 
die Druckrohre ströhmt von unten 
das Kühlmittel ein, verdampft an den 
Brennelementen und wird über einen 
Sammler zur Turbine geleitet. 

Nach russischen Angaben kam es 
am 24. März 1992 um 2.37 Uhr Orts­
zeit zu einem Leck an einem der 
Druckrohre im Randbereich des Re­
aktorkerns. Über Größe und genaue 
Lage liegen dem Bundesumweltmini­
sterium keine Informationen vor. Als 
Folge des Lecks kam es zum Austritt 
von Kühlmittel in den den Reaktor­
kern umgebenden gasdichten Behäl­
ter, also zu einem Kühlmittelverlust­
störfall. Durch den damit verbunde­
nen Druckaufbau wurde auslegungs­
gemäß eine automatische Reaktor­
schnellabschaltung ausgelöst. Da­
nach wurde die Anlage gemäß den 
Betriebsvorschriften abgefahren. 
Zehn Stunden nach dem Eintritt der 
Störung war der Reaktor drucklos. 

Im Hinblick auf die Reaktorsicher­
heit sind im wesentlichen zwei 
Aspekte zu betrachten. Zum einen 
der Kühlmittelverlust; insoweit sind 
Leckagen an den Druckrohren in der 

Auslegung der Anlage berücksich­
tigt. Zum anderen der Druckaufbau in 
dem den Kern umschließenden 
Behälter. Dem Aspekt "Druckaufbau" 
kommt hier nach Angaben des Bun­
desumweltministeriums höhere Be­
deutung zu, weil bei einem unbe­
herrschten Druckaufbau im Reaktor 
möglicherweise schwere Folgeschä­
den an den übrigen Druckrohren und 
den Steuerstäben auftreten können. 

Nach russischen Informationen 
gehört Block 3 zur zweiten Generati­
on der RBMK-Anlagen, die hinsicht­
lich des Druckaufbaus im Kernbe­
reich . mindestens den Abriß eines 
Druckrohrs beherrscht. 

Aufgrund der russischen Aussage, 
daß im Störfallverlauf keine zusätzli­
chen Komplikationen auftraten, ist zu 
vermuten, daß die zur Beherrschung 
des Kühlmittelverlusts und zur Be­
grenzung des Drucka~fbaus vorhan­
denen Systeme auslegungsgemäß 
funktionierten. Ob es zu nennens­
werten Folgeschäden, beispielswei­
se an den Brennelementen, gekom­
men ist, wird erst nach Vorliegen des 
Berichts der mit der Untersuchung 

Innenaufnahme des Kernkraftwerks Sosnovy Bor aus dem Jahre 1991. 

beauftragten russischen Experten­
gruppe beurteilt werden können. 

Radiologische Auswirkungen 

Die IAEO übermittelte, sich auf rus­
sische Informationen berufend, fol­
gende Daten über die aus dem Re­
aktor freigesetz1e Radioaktivität: Zir­
ka 1200 x 10'0 Becquerel Edelgase; 
zirka 0,7 x 10'0 Becquerel Jod 131; 
zirka 0,4 x 10'0 Becquerel kurzlebige 
Radionuklide. (Die Einheit Becquerel 
ist kein Maß für die "Gefährlichkeit" 
einer radioaktiven Substanz, sondern 
ist die Einheit für die Aktivität also die 
Entstehung einer radioaktiven Strah­
lung. Die Ak1ivität ist als die Anzahl 
der Zerfälle je Zeiteinheit definiert. Die 
Aktivitätseinheit Becquerel liegt vor, 
wenn pro Sekunde ein Zerfall erfolgt, 
oder anders ausgedrückt, wenn 
durch solch einen Zerfall ein Teilchen 
entsteht. 1 Becquerel = 1 Zerfall pro 
Sekunde. Anm. d. Red.) 

Die von der IAEO übermittelten 
Werte würden bei Anwendung in 

(Fotos: dpa) 
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Deutschland üblicher radiologischer 
Berechnungsverfahren zu einer ef­
fektiven Dosis von zirka 0,004 Milli­
sievert (Jahresgrenzwert zum Schutz 
der Bevölkerung bei Ableitungen im 
Normalbetrieb in Deutschland 0,3 
Millisievert) und zu einer Schilddrü­
sendosis von zirka 0,05 Millisievert 
(entsprechender Jahresgrenzwert in 
Deutschland 0,9 Millisievert) am 
ungünstigsten Einwirkungsort in der 
Umgebung des Reaktors führen. 

Die effektive Dosis wäre nach An­
gaben des Bundesumweltministeri­
ums weniger als ein Prozent der 
natürlichen Strahlenexposition im 
Jahr in Deutschland, die durch­
schnittlich bei 2,4 Millisievert effekti­
ver Dosis liegt. Die natürliche Strah­
lenexposition im Raum St. Peters­
burg dürfte aufgrund eines Vergleichs 
mit den bekannten Werten angren­
zender finnischer Regionen ver­
gleichbar, eher leicht höher, sein. 

Die russische Einschätzung der ra­
diologischen Situation in der Region 
St. Petersburg wurde durch die in 
Finnland und Schweden durchge­
führten Überwachungen der Radio­
aktivität in der Luft bestätigt. In 
Schweden war keine erhöhte Radio­
aktivität feststellbar. In Finnland wur­
den mit aufwendigen Messungen im 
südlichen Landesbereich nuklidspe­
zifische Luftkonzentrationen von eini­
gen Millibecquerel pro Kubikmeter 
Luft gemessen. Die um ein Mehrfa­
ches über dem normalen Bereich lie­
genden Werte befinden sich ande­
rerseits weit unterhalb eines radiolo­
gisch bedeutsamen Pegels. Sie be­
tragen etwa ein Hunderttausendstel 
der Radioaktivitätswerte in Finnland 
infolge des Reaktorunfalls in Tscher­
nobyl. Rückrechnungen der finni­
schen Meßwerte durch die Gesell­
schaft für Reaktorsicherheit und das 
Bundesamt für Strahlenschutz sowie 
finnische Behörden aufgrund der 
Luftströmungen ergaben eine Akti­
vitätsfreisetzung am Reaktor in der 
von russischer Seite genannten 
Größenordnung, bestätigen also die­
se Angaben. 

Die von den Luftmeßnetzen im In­
tegrierten Meß- und Informationssy­
stem (IMIS) ermittelten Meßwerte er­
gaben keine registrierbaren Erhöhun­
gen der natürlichen Radioaktivität. 
Auch die Spurenmeßstelien in Braun­
schweig, Berlin und auf dem 
Schauinsland mit ihrer erheblich 
niedrigeren Nachweisgrenze von ei­
nigen Mikrobecquerel je Kubikmeter 
Luft konnten keine zusätzliche künst­
liche Radioaktivität nachweisen. Da­
bei ist zu berücksichtigen, daß in der 
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boden nahen Luft ein Grundpegel von 
Cäsium 137 in Höhe von einigen Mi­
krobecquerel je Quadratmeter vor­
handen ist. Dieses Cäsium stammt 
noch aus den oberirdischen Kern­
waffenversuchen und dem Reaktor­
unfall von Tschernobyl vor sechs Jah­
ren. 

Bei Ereignissen der Stufe 3, in die 
die russische Seite den Störfall zu­
nächst einstufte, handelt es sich um 
ernste Störfälle, die entweder außer­
halb der Anlage zu einer Strahlenbe­
lastung am ungünstigsten Aufpunkt 
in Höhe eines Bruchteils der natürli­
chen Strahlenexposition führen kön­
nen oder eine größere Kontamination 
in der Anlage zur Folge haben oder 
mit einem weitgehenden Ausfall der 
gestaffelten Sicherheitsvorkehrun­
gen verbunden sind. 

Inzwischen hat die russische Auf­
sichtsbehörde im Hinblick auf die ge­
ringen radiologischen Auswirkungen 
eine Zurückstufung auf Stufe 2 vor­
genommen. Für die russischen 
Behörden bestand im übrigen keine 
Meldepflicht nach dem • Wiener 
Übereinkommen über schnelle Infor­
mation" wegen der auf die nächste 
Umgebung der Anlage beschränkten 
und begrenzten Auswirkungen. 

Notwendige Konsequenzen 

Der Störfall in Sosnovy Bor de­
monstriert nach Ansicht des Bundes­
umweltministeriums erneut: Die 
Kernkraftwerke vom Typ RBMK 
(Tschernobyl-Typ) müssen, wegen ih­
rer Störanfälligkeit und systembe­
dingten Sicherheitsmängel, so 
schnell wie dies irgend realisierbar ist 
abgeschaltet werden. 

Von den insgesamt 16 Reaktoren 
vom Typ RBMK (elf in Rußland, drei 
in der Ukraine, zwei in Litauen) sind 
nach russischen Angaben drei der in 
Rußland befindlichen Reaktoren dau­
erhaft abgeschaltet (Block 1 Kern­
kraftwerk Sosnovy Bor, Blöcke 1 und 
2 des Kernkraftwerks Kurks). Block 2 
des Kernkraftwerks Tschernobyl 
(Ukraine) wurde ebenfalls dauerhaft 
abgeschaltet. Bei den stillgelegten 
Reaktoren handelt es sich durchwegs 
um solche der ersten Generation. Alle 
anderen Blöcke der ersten Generati­
on sind mit maximal 70 Prozent der 
Nennleistung am Netz, während die 
Blöcke der zweiten Generation, so 
auch der Block 3 des Kernkraftwerks 
Sosnovy Bor, mit 100 Prozent Lei­
stung betrieben werden. 

Die Abschaltung dieser Reaktoren 
würde nach den dem Bundesum­
weltministerium vorliegenden Er­
kenntnissen erhebliche Konsequen­
zen haben: Die Elektrizitätsversor­
gung der Region von St. Petersburg 
ist russischen Angaben zufolge zu 60 
Prozent vom Kernkraftwerk Sosnovy 
Bor abhängig. Ersatz ist offenbar der­
zeit nicht vorhanden. Besonders gra­
vierend ist die Situation in Litauen, wo 
die bei den in Betrieb befindlichen 
RBMK 1500 (erweiterte zweite Gene­
ration) 53 Prozent der Stromversor­
gung decken. 

Zur Abschaltung der verschiede­
nen RBMK-Typen bedarf es nach An­
sicht des Bundesumweltministers ei­
nes abgestimmten Programms zur 
Hilfe sowie der Festlegung von Prio­
ritäten. Um die notwendigen Schritte 
bis hin zur Abschaltung in den be­
troffenen Staaten durchzusetzen und 
als Grundlage für Sofortmaßnahmen 
zur Gefahrenabwehr ist der schnelle 
Abschluß der bereits eingeleiteten Si­
cherheitsanalyse des RBMK durch 
ein Konsortium unter Beteiligung Ka­
nadas, Schwedens, Finnlands, 
Frankreichs, Großbritanniens und 
Deutschlands erforderlich. Die Si­
cherheitsanalyse ist hingegen nicht 
für eine etwaige Nachrüstung vorge­
sehen, die schon nach den dem Bun­
desumweltministerium vorliegenden 
lückenhaften Kenntnissen über den 
RBMK nicht vertretbar erscheint. 

Bereits auf der Wintertagung des 
Deutschen Atomforums im Januar 
dieses Jahres in Bonn hatte Bundes­
umweltminister Professor Klaus Töp­
fer betont: .Ziel sämtlicher Bemühun­
gen muß es sein, die Staaten MitteI­
und Osteuropas in die Lage zu ver­
setzen, die erforderliche Verbesse­
rung der kerntechnischen Sicherheit 
sowie der Energie- und Umweltsitua­
tion insgesamt aus eigener Kraft zu 
bewerkstelligen. Nur so kann langfri­
stig eine faktische Internationalisie­
rung der Verantwortung für die kern­
technische Sicherheit in den betrof­
fenen Staaten vermieden werden." 

Abschließend ist zu sagen, daß die 
russische Regierung über den Stör­
fall vom 24. März 1992 zeitgerecht in­
formiert hat. Die Angaben über die 
freigesetzte Radioaktivität und die 
Einstufung des Störfalls sind im we­
sentlichen bestätigt worden. Die 
Bundesregierung erwartet, daß Ruß­
land diese Informationspolitik bei der 
weiteren Aufklärung der technischen 
Abläufe gegenüber der IAEO, der in­
teressierten Staaten, aber auch ge­
genüber der Öffentlichkeit im eigenen 



Lande fortsetzt und darüber hinaus 
alle verfügbaren Informationen über 
Design- und Materialfragen der 
RBMK-Typen insbesondere für die 
laufenden Sicherheitsanalyse zügig 
und uneingeschränkt zur Verfügung 
stellt. 

Eine wesentliche und zugleich po­
sitive Erkenntnis ist die Funktions­
fähigkeit des Integrierten Meß- und 
Informationssystems (IMIS) unter 

Einschluß der Luftmeßstelien in den 
neuen Bundesländern von Arkona 
über Görlitz bis ins Vogtland, das im 
Intensivbetrieb in zweistündigem 
Takt Meßdaten geliefert hat. Auch in 
den östlichen Nachbarstaaten be­
stand in der Vergangenheit Interesse 
an einer Übertragung des bundes­
deutschen Systems auf dortige Ver­
hältnisse. Mit der Tschechoslowakei 
haben entsprechende Gespräche 

bereits zu konkreten Planungen ge­
führt. 

Als zufrieden stellend hat sich, so 
der Bericht des Bundesumweltmini­
steriums, auch der Informationsaus­
tausch mit und über die IAEO in Wien 
sowie unmittelbar zwischen Rußland, 
Schweden, Finnland und Deutsch­
land erwiesen. 

Die Aufgaben des Warndienstes 
im Umweltschutz 

Bereits im Jahre 1986, sogleich 
nach dem Kernkraftwerksunfall von 
Tschernobyl, war der Warndienst in 
der Lage, mit seinem Meßnetz in den 
betroffenen Gebieten der Bundesre­
publik eine erhöhte Radioaktivität 
festzustellen. Das Warndienst-Meß­
stellen netz, welches ursprünglich 
nur für den Verteidigungsfall konzi­
piert worden war, erwies sich in die­
ser Situation als geeignetes Instru­
ment zur Überwachung der Umwelt­
radioaktivität. 

Denn Mitte der achtziger Jahre 
hatte man damit begonnen, die ur­
sprünglichen, noch verhältnismäßig 
unempfindlichen Sondentypen ge­
gen sehr viel sensiblere Sonden aus­
zutauschen, um dadurch in einem 
Verteidigungsfall schon frühzeitig 
über leichte Erhöhungen der Radio­
aktivität informiert zu werden. 

Aufgrund des Reaktorunfalls in 
Tschernobyl wurde der große Nutzen 
dieses Instruments zur Überwa­
chung der Umweltradioaktivität er­
kannt; das Warndienstinformations­
system (WADIS) mit dem Meßstel­
lennetz wurde in das integrierte Meß­
und Informationssystem (IMIS) des 
Bundesministers für Umwelt, Natur­
schutz und Reaktorsicherheit aufge­
nommen. 

In einem mittleren Abstand von 
zirka 11 bis 15 Kilometern ist das sta­
tionäre Warndienst-Meßsteliennetz 
flächendeckend im Bereich der alten 

Bundesländer aufgebaut. In den 
neuen Bundesländern wird der Auf­
bau zusätzlicher Warndienst-Meß­
stellen zur Zeit planerisch vorberei­
tet. Dabei ist Hauptbestandteil der 
Frühwarnfunktion der Bundesnetze, 
das schnelle Feststellen künstlicher 
Radioaktivität. Um hier die Zuverläs­
sigkeit und Schnelligkeit weiter zu 
erhöhen, findet seit 1990 ein direkter 
Austausch von Meßwerten des 
Warndienst-Informationssystems 
(WADIS) mit den Kernreaktorfernü­
berwachungszentralen der Länder 
statt. 

Nach dem Reaktorunfall von 
Tschernobyl wurde das Strahlen­
schutzvorsorgegesetz erlassen. Es 
regelt Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung bei Ereignissen "mit 
nicht unerheblichen radiologischen 
Auswirkungen". Eine dieser Maß­
nahmen ist der Aufbau und Betrieb 
eines Meß- und Informationssy­
stems, welches die unterschiedli­
chen Bundesnetze, die Einrichtun­
gen der Länder zur Erfassung der 
Umweltradioaktivität, die Leitstellen 
und andere Institutionen zusammen­
faßt. 

Ziel des Integrierten Meß- und In­
formationssystems (IMIS) ist es, die 
Umweltradioaktivität zu ermitteln, 
die gewonnenen Meßdaten auf Plan­
sensibilität zu prüfen und zu bewer­
ten, um damit dem Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reak-

torsicherheit die Voraussetzung zu 
geben, Maßnahmen zum Schutz der 
Bevölkerung zu erlassen. 

(Auszugsweise aus der Broschüre 
"Warndienst - Erfassen, Auswerten, 
Informieren und Warnen", zu bezie­
hen beim Bundesamt für Zivilschutz, 
Deutschherrenstraße 93, 5300 Bonn 
2) 
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I Bundesverband für den Selbs1$chm 

Blicltpunltt 60rd­
rlteln-Westflllen 

Münster 

Ein Unternehmen der Che­
mieinduMrie in Münster mach­
te sich die Dienste des BVS zu­
nulLe. Speziell für dieses Un­
ternehmen, das unter anderem 
Acetylen. Propan, Ben,in, 
Diesel sowie Luftgase, Sauer­
stoff und Stickstoff produziert , 
wurde unter Federführung der 
BVS-Dienststelle Münster ein 
Sicherheits- und Ausbildungs­
programm entwickelt. Die Zu­
sammenarbeit ist das Ergebnis 
einer er\len Kontaktaufnahme 
im Herbst 1991, als der BVS 
gemeinsam mit der Industrie­
und Handelskammer Großbe­
trieben im Raum Münster das 
BVS-Ausbildungsangebot of­
ferierte. 

Zahlreiche Besucherinnen verfolgen da. Ablöschen brennender Kleidung , unter Ihnen Bundestagsabgeordnete 
Renate Dieme" (2. v. rechts). (foto: Böhm) 

Die jetzt zustande gekom­
mene Zusammenarbeit wird 
von dem Sicherheitsingenieur 
des Unternehmens, Eckhard 
Hei~c . getragen. An einem er­
sten Lehrgang nahmen bereits 
etwa 100 Mitarbeiter des Un­
ternehmens leil , weitere lehr­
gänge sollen folgen. 

Haltern 
---- ----

Gleichstellungsbeauftragte 
Gertrud Fleischmann löschte 
mutig die brennende Kleidung 
der Brandübungspuppe. Viele 
Frauen sahen der Demonstra­
tion interessiert zu, darunter 
auch Bundestagsabgeordnete 
Renate Diemers. 

Anlaß der in Haltern durch­
gefÜhrten Veranstaltung war 
der Weltfrauentag, an den sich 

Die Unterweisung der FIrmenangehörigen Im richtigen Gebrauch von Feu­
erlöschern stellt einen wiChtigen Tell der Ausbildung dar. 

(Foto: Jenewskl) 
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die BVS-Dienststelle Reck­
linghausen mit einer Ausstel­
lung zum Thema "Sicherheit 
im Haushalt" beteiligte. Befür­
wortet wurde von den Besu­
cherinnen, daß jede Frau für 
den "Unfallschwerpunkt 
Haushalt" so ausgebildet sein 
muß, daß sie Gefahren er­
kennt , Gefahrenquellen besei­
tigt . aber auch in der Lage sein 
muß. kleinere Verletzungen 7U 

ver~orgen. 

Bottrop 

Im Rahmen einer Tagung 
für Behörden-Selbstschulllei­
ter überreichte BVS-Dienst­
stellenleiterin Margret Block 
dem Katastrophenschutzleiter 
des Postamtes Boltrop, Heinz 
Berger, die BVS-Medai lle für 
gute Zusammenarbeit. 

Sie würdigte Berger als ei­
nen langjährigen engagierten 
und sachkundigen Fürspre-

Oie BVS·PlakeHe als Dank tür gute Zusammenarbelltür Helnz Berger (MII­
te), links BVS-olenststellenlellerln Block, rechts Helnz Schwabe , leller des 
Postamtes BoHrop. (Foto: Sadowskl) 



eher, der sich in besonderem 
Maße für den Selbstschutz ein­
setzte. Durch seine positive 
Haltung zum Selbstschutz hat 
er mit dazu beigetragen, daß 
der BVS in Bottrop einen ho­
hen Stellenwen besitzt. 

Bei verschiedenen Aktio­
nen der Öffentlichkeitsarbeit ­
insbesondere bei SelbsbchulZ­
tagen und Ausstellungen -
fand der BVS in Heinz Berger 
einen Förderer, bei dem jede 
Unterstützung selbstverständ­
lich war. 

Wermelskirchen 

Das Thema "Unfalle zu 
Hause, wie kann ich helfen?" 
beschäftigte 19 Frauen bei ei­
ner Zusammenkunft des Evan­
gelischen Frauenkreises Wer­
melskirchen. Fachreferent war 
Tobias Pieper von der BVS­
Dienststelle Köln. Neben der 
Erläuterung der staatlicher­
seits möglichen Hil feleistung 
lag der Schwerpunkt der Ver­
anstaltung in der Untersu­
chung der viel faltigen Gefah­
ren im Haushalt. Das Ergebnis: 
Erstaunen bei den meisten 
Teilnehmern darüber, mit 
welch einfachen Mitteln man 
einer unminelbaren Gefahr für 
sich und seine Familie begeg­
nen kann. 

Hessensple,el 

Wiesbaden 

Auf eine 25jährige Tätigkeit 
im öffentlichen Dienst kann 
Günther Wufka, Fachgebiets­
leiter Ausbildung bei der BVS­
Landesstelle Hessen, zurück­
blicken. Anläßlich einer klei­
nen Feierstunde sprach ihm 
Landesstellenleiter Werner 
Hachen Dank und Anerken­
nung ~us. Hervorragendes 
Fachwissen, ein gutes Organi­
sationstalent sowie eine klare 
und verständliche Überzeu­
gungskraft, so Hachen in sei­
ner Laudatio, zeichneten Wuf­
ka aus. 

Seit Anfang 1992 ist 
Günther Wufka mit der vor-

Pirmasens 

Über 500Zivildienstleisten­
de der US-Army nahmen an ei­
nem sogenannten "Organisa­
tion Day" teil. In Zusammen­
arbeit mit dem ortsansässigen 
DRK und der Polizei oblag der 
BVS-Dienststelle Kaiserslau­
tern die Organisation dieses 
Sicherheitstages zum Thema 
Selbstschutz. 

Das breitgefachene Ange-
bot des BVS-Informalions­

I standes umfaßte Sicherheits­
j wenbewerbe, Brandschutz­

vorführungen im Freigelände 
und Preisrätsel aus den Berei­
chen SelbstschutzlBrand-

BVS-Landesstellenlelter Hachen (rechts) gratuliert Günther Wufka zum 
Dlenstiublläum. (Foto: Kern) 

übergehenden Wahrnehmung 
der Aufgaben des Dienststel­
lenleiters der BVS-Dienststel­
le Frankfun beauftragt. 

Aktuelles tlUS 
Rllelnltlnd-Pftllz 

Frankenthai 

"Sicherer leben" - unter die­
ser Devise war die BVS­
Dienststelle Ludwigshafen auf 
der "FrankenThal-Woche '92" 
in Frankenthai mit einem In­
fostand venreten. Eröffnet 
wurde die größte Winschafts­
und Verkaufsmesse im Lud­
wigshafener Raum vom rhein­
land-pfalzischen Innenmini-

ster Walter Zuber. Der Messe­
rundgang fühne den lnnenmi­
nisteT auch zum Stand des 
BVS. Zuber bedankte sich für 
die bisherige gute Zusammen­
arbeit und wünschte dem Ver­
band weiterhin erfolgreiches 
Wirken. Dieser Danksagung 
und der Eintragung ins Gäste­
buch schloß sich der Franken­
thaler Oberbürgermeister Pe­
ter Popitz an. 

Neun Tage lang standen die 
BVS-Mitarbeiter den zahlrei­
chen lnteressenten in Bera­
tungsgesprächen zur Verfü­
gung. Der gut plaziene Hal­
lenstandon - direkt neben dem 
Messecafe ' und einem Rund­
funksender - brachte es mit 
sich, daß mehrere tausend Be­
sucher den Info-Stand auf­
suchten. 

Innenminister Walter Zuber trägt sich In das Gästebuch am BVS-Stand ein, 
hinter ihm Oberbürgermeister Peter Popltz (rechts) und BVS-Landesstel­
lenleiter Hans-Oleter Awlszus (links). 

schutz und Sofonmaßnahmen. 
Mehr als 100 Bedienstete be­
teiligten sich am Sicherheits­
wenbewerb. Höhepunkte der 
Veranstaltung waren jedoch 
die praktischen Demonstratio­
nen über das Ablöschen bren­
nender Kleidung und die 
Handhabung von f:euerlö­
sehern. 

Oberstleutnant Manin und 
Sicherheitsfachkraft Greb 
dankten am Abschluß des Si­
cherheitstages den Mitarbei­
tern der BVS-Dienststelle Kai­
serslautern für ihre hervorra-. 
gende Arbeit und UnterSlÜl-
zung. 

Koblenz 

Berufsfeuerwehr - der u. a. 
auch die städtische Schadstoff­
sammelstelle untersteht -, 
Amt für Brand- und Katastro­
phenschutz und B VS hanen 
bei der Ausstellungskonzep­
tion "Natur und Umwelt" zu­
sammengearbeitet. In einem 
Koblenzer Einkaufszentrum 
war dann auch der geeignete 
On gefunden, um möglichst 
viele Passanten ansprechen zu 
können. 

Anziehungspunkt beim 
B VS-Stand waren vor allem 
Schautafeln zum Thema "Gift, 
Säuren und Medikamente". 
Dem jeweiligen Gefah­
rensymbol war hier eindrucks­
voll ein entsprechender Ver­
brauchsgegenstand zugeord­
net. Auf Gefahren und not­
wendige Hilfe verwies die Ko­
blenzer BVS-Dienststelle zu­
dem immer wieder. 
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Umweltministerin Martini (links) Im Gespräch mit BVS·Dlenststelienlelter 
Neuland (rechts) und Centermanager Ebel. 

Zur Ausstellungeröffnung 
zeigte ,ich die Schinnherrin, 
die Mainzer Umweltministe­
rin Manini, sichtlich beein­
druckt von der Vielseitigkeit 
der BVS-Infonnationsarbeit. 

Birkenfeld 

Zu einem Tag der Ehrungen 
lud die BVS-Dienststelle Kai­
,erslautem in den Sitzungssaal 
der Kreisverwaltung in Bir­
kenfeld ein: Willi Becker, 
Onsblirgenneister von Wil­
zenberg- Hußwei ler, und Horst 
Teumer, Leiter der US-Feuer­
wehr Baumholder, waren die 
Ehrengäste. 

Erster Kreisdeputiener Ed­
gar Mais würdigte eingangs 
die Verdienste des BVS. So 
habe die Dienststelle Kaisers-

lautern mit insgesamt 41 0 Ver­
anstaltungen und Lehrgängen 
im Vorjahr ein beachtliches 
Engagement gezeigt. Dienst­
stellenleiter Hilrnar Matheis 
nahm die Danksagung erfreut 
entgegen und verwies auf die 
große Motivation seiner 
haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeiter. 

B VS- LandessteIlen leiter 
Hans-Dieter Awiszus betonte 
in seiner Rede die Relevanz 
des BVS als Bundeseinrich­
tung im Bereich der Selbsthil­
fe. Das Tätigkeitsfeld des BVS 
bestehe insbesondere in Auf­
klärung und Infornlalion der 
Bürger. 

Aus der Hand des Landes­
steIlenleiters erfolgten dann 
die Ehrungen: Willi Beckerer­
hielt für 30jährigen ehrenamt­
lichen Einsatz einen Ehren-

Ehrung In BIrkenleid (von rechts) : landessteIlenleIter Awlszus, Wilil 
Becker, Horst Teumer, DIenststellenleIter Mathels und Erster Krelsdepu­
tlerter Mals. 
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BVS·Dlenststelienlelter Mathels (tlnks) Im Gespräch mit POlizei-Haupt· 
kommissar Wllhelm Becker und SIcherheItsingenieur Michael Becker. 

prei, mit Urkunde. Horst Teu­
mer überreichte Awiszus für 
seine gute Zusammenarbeit 
mit der BVS-Dienststelle Kai­
serslautern und der B VS­
Schule Birkenfeld das BVS­
Emblem mit Widmung sowie 
die Ehrennadel. 

Kaiserslautern 

Eine mehnägige Inforn13-
tionsveranstaltung des BVS 
kam bei der Belegschaft ei nes 
Kaiserslauterner Chemieu n­
ternehmens gut an. Ziel der In­
formationstage, an deren Ge­
staltung sich die Polizei, die 
Verkehrswacht und die Be­
rufsgenossenschaft beteiligte, 
war es, die Finnenmitarbeiter 
für Gefahren auf dem Weg zur 
Arbeit zu sensibil isieren. 

Auf die Sicherheit ihrer Be­
legschaft legt die Finnenlei­
tung großen Wen. So gibt es 
für die rund 420 Mitarbeiter 
eine 40 Mann starke Seibsl­
schutzeinheit, die im Sanitäts­
dienst, BrandschuLZ und Ber­
gung regelmäßig ausgebildet 
wi rd. Bei einem Notfall ist auf 
diese Weise bereits ei ne 
Primärversorgung sicherge­
stel lt . 

Dennoch leisteten die BVS­
Informationstage einen we­
sentlichen Beitrag zum Selbst­
schutz, da immerhin 90 Pro­
zent alle r Unfalle im Werk 
durch Fehlverhalten entste­
hen. BVS-Dienststellenleiter 
Hilmar Matheis und seine Mit­
arbeiter hallen dann auch alle 

Hände voll zu tun. die imeres­
sienen Belegschaftsmitglieder 
über die Selbstschul7maßnah­
men zu informieren. 

Die BVS-Mitarbeiter erläu­
tenen ausführlich die Absiche­
rung von UnfallsteIlen oder 
Erste-Hi lfe-Maßnahmen. Sie 
demonstrierten auch, wie Feu­
erlöscher wirksam eingesetzt 
werden oder was ein Verband­
kasten beinhalten muß. Viele 
Belegschaftsmitglieder betei­
ligten sich am BVS-Preisrätsel 
über Selb;lSchutzmaßnahmen 
und Verhal ten im Verkehr. 

'ttyern "eule 
München 

Helga Treffer, Bürosachbe­
arbei terin bei der BVS-Lan­
desstelle Bayern, ging nach 
über zwanzigjährigcr Tätig­
keit im Sachgebiet Verwaltung 
in den Ruhestand. Im Rahmen 
einer kleinen Feier überreichte 
LandessteIlenlei ter Helmut 
Schneider die Dankurkunde 
des Verbandes und würdigte 
Helga Treffer als eine F.rau, auf 
die man sich stets habe verlas­
sen können. Sachgebiets I eiter 
Erich Brockmann hob das 
große persönliche Engage­
ment hervor, mit dem sie ihre 
Aufgaben erledigte. Für das 
Personal bedankt sich Wolf­
gang Klippe für die stete rei­
bu ngslose Zusammenarbeit. 



\Technisches Hilfswerk 

Schieswig-Holslein 

Übungsgelände für 
dasTHW 

Osterrönfeld. Das jahre­
lange Wanen für die THW­
Helfer in Schleswig-Holstein 
hat ein Ende. Endlich steht den 
36 Onsverbänden im nördlich­
sten Landesverband ein geeig­
netes und gut gelegenes 
Übungsgelände zur Verfü­
gung. Grund genug, dies mit 
einem Tag der offenen Tür und 
einer Prüfung Grundausbil­
dung für über 100 junge Hel­
fer offiziell der Öffentlichkeit 
zu präsentieren; wie am 28. 
März geschehen. Bereits im 
November 1991 übernahm das 
THW das Wer 50000 m2 

Gelände von der Bundeswehr. 
Für das THW ist das Übungs­
gelände sehr gut ausgestattet. 
So steht auf der großen Frei­
näche ein dreistöckiges Trüm­
mer- und Brandhaus mit ver­
schiedenen Kriechgängen. In 
einem anderen Bereich ist ein 
kleineres Trümmerhaus und 

Mit Interesse wird die Bewältigung der Prüfungsaufgaben durch die jungen 
Helfer verfolgt. 

eine rund 1000 m2 große Aus­
bildungshalle, wo geübt wer­
den kann. 

Mit seiner Lage im Zentrum 
Sch leswig-Holsteins, nur zwei 
Kilometer vom Rendsburger 
Autobahnkreuz entfernt, ist 
das Gelände für die meisten 
Onsverbände binnen Stunden­
frist zu erreichen. 

Bei frühlingshaftem Wetter 
mit Aprilcharakter präsentier-

ten sich an läßlich des Tages 
der offenen Tür die einzelnen 
Fachdienste auf dem weiten 
Gelände. Zahlreiche Besucher 
aus dem benachbanen Oster­
rönfeld waren gekommen, um 
die neuen Nachbarn vom 
THW kennenzulernen. Darun­
ter auch Vertreter der Kommu­
nal- und Kreisverwaltung und 
der anderen am Ort venretenen 
Organisationen. 

Das neue Übungs gelände bietet den 36 schleswig·holsteinlschen THW-Ortsverbänden viel Raum für Aktivitäten. 

il l 
Landesverband 

unter neuer Leitung 

Kiel. Dr. Hans-Ingo Schi i­
wienski (36) ist neuer THW­
Landesbeauftragter für 
Schleswig-Holstein. Sowohl 
im ehren- als auch hauptamtli­
chen Bereich wurde diese Ent­
scheidung mit großer Erleich­
terung aufgenommen. 

Dr. Schliwienski ist in 
THW-Kreisen kein Unbe­
kannter. Der Remscheider, der 
nach seinem lurastudium als 
Anwalt tätig war, wechselte 
1988 in die THW-Leitung, 
dort war er als Referent im Ein­
satzreferat unter anderem für 
verschiedene Auslandseinsät­
ze federführend tätig, das Ret­
tung hundewesen gehöne 
ebenfalls zu seinem Arbeits­
feld. 

Zu seinen ersten Aktionen 
im hohen Norden gehönen ne­
ben ersten Kontakten mit den 
Onsverbänden Gespräche im 
Landesinnenministerium mit 
dem don für den Bereich Ka­
tastrophenschutz zuständigen 
Ministerialdirigenten Dr. Lutz 
und ein Meinungsaustausch 
mit Landesbrandmeister 
Gunther Stoltenberg-Frick. 
Dr. Schliwienski wi ll insbe-

1 BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 5/92 141 



Der neue Landes­
beauHragte für 
Schleswlg-Hol­
ste in: 
Dr_ Hans-Ingo 
Schllwlenskl. 

sondere die bisher gepnegte 
Devise beim Umgang zwi­
schen Feuerwehr und THW in 
Schleswig-Holstein beibehal­
ten, ,.nicht übereinander, son­
dern miteinander zu reden." 
Dies sol he ihm nicht schwer­
fallen, denn seit 17 Jahren ist 
er Mitglied der Freiwilligen 
Feuerwehr Remscheid. 

Erfahrungen auf 
Straße und Gelände 

Rührige Althelfer 
Kiel. Ein Hauch von Tradi­

tion strich am 21. Märl über 
das Katastrophenschutzzen­
trum in Kiel: Zum 100. Male 
trafen sich die Althelfer des 
THW-Ortsverbandes Kiel. 
Seit nunmehr 17 Jahren treffen 
sich die rund 60 Althelfer alle 
zwei Monate. um nicht nur Er­
lebnisse aus früheren THW­
Zeiten auszutauschen, sondern 
auch interessiert das aktuelle 
Geschehen im Ortsverband zu 
verfolgen. Für die Althelfer. 

Die THW-Ehren­
plakeHe als Zei ­
chen des Dankes: 
Josef Boska 
(rechts) und 
THW-GeschäHs­
führer Hübner. 

teilweise THW-Helfer der er­
sten Stunde, war es eine 
Selbstverständlichkeit, die es 
Jubiläumstreffen im feierli­
chen Rahmen zu begehen. Da 
durfte auch die Ausstellungs­
gruppe des Landesverbandes 
nicht feh len, deren rollendes 
Museum ebenfalls aufgebaut 
war und dessen Exponate bei 
manchem Ahhelfer Assozia­
tionen an den früheren Dienst 
im THW weckte. 

Daß die Althelferschaft eine 
so rührige Truppe ist, ist nicht 
zuletzt das Verdienst von Josef 

Boska, der als Vorsitzender 
dieser Vereinigung über ein 
Jahrzehnt bis zum vergange­
nen Jahr der Motor der Ahhel­
ferschaft war. Aus gesundheit­
lichen Gründen legte der 
79jährige sein Amt in die Hän­
de von Holger Schugardl. Am 
Abend des 100. Treffen wurde 
ihm für sein nimmennüdes En­
gagement die THW-Ehrenpla­
kene verliehen, die der Kieler 
Geschäftsführer Karl-Ono 
Hübner überreichte. 

Kiel_ Theorie und viel Pra­
xis gab es bei der Kraftfahrer­
ausbildung des Kieler THW­
Orts verbands am letzten 
Märzwochenende. Alle Kraft­
fahrer des Ortsverbandes 
konnten intensiv die Kenntnis­
se über ihre Fahrzeuge vertie­
fen. Neben Kolonnenfahrt 
standen auf dem Ausbildungs­
programm Geländefahrten auf 
dem Truppenübungsplatz in 
Hohn. Erfahrungen, die ab­
seits der Straße gemacht wer­
den, haften tiefer und haben 
mehr Lernerfolg als die glei­
che Anzahl von Straßenkilo­
metern. So erfuhren die Fahrer, 
wie sich MKW und GKW auf 
losern Grund verhahen. Als 
Erkenntnis des Wochenendes 
verfestigte sich, daß die THW­
Oldtimer vorn Schlage Han­
omag selbst mit normaler 
Straßen bereifung ein besseres 
Bild abgeben als die neueren 
Fahneuge mit Geländeberei­
fung. Auch abseits der Straße müssen die Kraftfahrer Ihr Können unter Beweis stellen. 
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Bremen 

Erlebnisreiche 
Fahrt 

ten mit Hilfe von Koordinaten 
mehrere Punkte in den Land­
kre isen Oldenburg und C1op­
penburg angefahren werden. 

Bremen. Unter dem Namen 
.,Schnelles Rad '92" lief Ende 
März die Kraftfahrerausbi l­
dung des THW-Ortsverbandes 
Bremen-Neustadt. Die 3. 
Technische Einsatzleitung un­
ter der Führung von Michael 
Titzmann hatte die Ausbildung 
vorbereitet und leitete sie auch 
am Übungstage. 

Ein BegleiHahrzeug des THW-Fahrzeugverbands sichert eine SlraDenkreu· 
zung. (Foto: Kardei) 

Die Koordinatenfahrt (rund 
100 km) endete auf einem 
Parkplatz. Hier mußte auf ei­
nem Parcours von den Kraft­
fahrern unter anderem rück­
wärts eingeparkt werden und 
eine Slalomfahrt durchgeführt 
werden. Dann ging es mi t Hil­
fe einer Marschskizze weiter 
zu einem Truppenübungsplatz 
in der Nähe von Delmenhorst. 
Bevor hier das Mittagessen 
eingenommen werden konnte. 
mußte bei den Schirrmeistern 
noch ein Fragenkatalog beant­
wortet werden. 

Dieser begann mit der Aus­
gabe des Marschbefehls an die 
Kraftfahrer. Nachdem alle 15 
Fahrzeuge (Fernmeldedienst, 
Instandsetzungsdienst, Ber­
gungsdienst und OV-Führung) 
des Orts verbandes in die 
Marschfolge gebracht waren, 

Beirat zu Gast 
Bremen. Zur Kontaktauf­

nahme mit dem Gröpelinger 
und Oslebshauser Beirat hatte 
Helmut Böhne, THW-Ortsbe­
auftragter für Bremen-West, 
die Stadtteil politiker zu einem 
Vortrag über das T HW einge­
laden. Neben der Historie um­
faßten seine Erläuterungen u. 
a. die Einsatzmöglichkeiten 
der Organisation und die Be­
lange der Helfer. 

wurde im geschlossenen Ver­
band marschiert. In Absprache 
mit der Polizei wurden inner­
halb der Stadtgemeinde Bre­
men Sicherungsfahrzeuge des 
THW eingesetzt, die die 
Straßen spernen, so daß der 
Verband mit einer Marschlän­
ge von ca. 800 mohne Proble-

Nach den interessiert aufge­
nommenen Ausführungen 
folgte ein Rundgang durchs 
Gebäude. Begutachten konnte 
man dabei die technischen 
Gerätschaften und den um­
fangreichen Fuhrpark mit 
Werkstätten. Die Beiratsgäste 
bekundeten abschließend ihre 
volle Zufriedenheit mit diesem 
Treffen. 

OrtSbeauftragter Böhne (BildmiHe hinten) erläutert den BeiratsmitglIedern 
die Struktur des THW. (Foto: SchüHpelz) 

me die Straßen kreuzen konn­
te. 

Nach41 km Marsch im Ver­
band, teilweise über Bundes­
autobahn, wurde das erste 
Marschziel im Landkreis 01-
denburg erreicht. Hier wurde 
der Verband in fünf EinzeI­
gruppen aufgeteilt. un muß-

Nachmittags. an einem 
kalten Tag, bei dem sich 
Schneeregen, Hagel und Son­
nenschein abwechselten, ka­
men dann alle Übungstei lneh­
mer wohlbehalten zur Unter­
kunft zurück. J.K. 

lwamdienst 
Abschied nach 

30 Jahren 
Engagement 

Nach 30 Jahren Mitarbeit im 
Warndiensl wurde der Leiter 
der WD-Leitmeßste lle 33 
(WDLMSt 33), Soltau, Hans­
Werner Hillmar verabschiedet. 
Der bei seinen Kollegen und 
den Helfern geachtete Hillmar 
war bis zu seiner Versetzung in 
den Ruhestand 1988 als Studi­
endirektor und Leiter der Bau­
abteilung im Hannoveraner 
Berufsschu lbereich tätig. 

Dr. August-Jürgen Maske, 
Abtei lungsleiter Warndienst 
im Bundesamt für Zivilschutz, 
verabschiedete in Vertretung 
des Präsidenten des BZS den 
verdienten Mitarbeiter aus sei­
nem Amt. In seiner Ab­
schiedsrede hob Dr. Maske be­
sonders Hillmars persönliches 
Engagement hervor. 

Im Abschluß an die Ehrung 
des ausscheidenden Leiters 
der WDLMSt 33 wünschte Dr. 
Maske dem neuen Leiter Hel­
ge Blenck für seine bereits im 
Dezember 199 I übernomme­
ne Aufgabe viel Glück. 

G leichzeitig mit der Verab­
schiedung Hillmars wurde 
AuswerteleiterCarsten Schlie­
per für seine 20jährige Mitar­
beit im Wamdienst ausge­
zeichnet. 

In diesem Rahmen konnte 
Wamamtsleiter Wemer Vogt 
noch sechs weitere Mitarbeiter 
des Wamdienstes verabschie­
den. Die beiden Helfer der 
WDLMSt 31, Rodenberg, 
Frank Blume und Ralf Schrö­
der schieden nach zehnjähri­
ger Mitarbeit aus, während die 
Mitarbeiter in besonderer 
Funktion Holger Borsum, 
Hartrnut Kisser, Reimund Ku­
betzko und Stefan Schaefer 
nach ebenfalls zehn Jahren das 
Warnamt 1lI verließen. 
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1 Deldsehes Rogs Kreuz + 1 
Das DRK und der Aufbau 

in den neuen Ländern 

Als nationale Hilfsgesell­
sChaft wirkt das DRK im Zivil­
und Katastrophenschutz mit 
ca. 150 000 Helfern in geglie­
derten Kmastrophenschutz­
Einheiten mit. Darüber hinaus 
hält es ein Gesamtpotential mit 
weiteren mehr als 300 000 
Helferinnen und Helfern ein­
schließlich ihrer Ausstattung 
vor. 

In Staßfurt (Sachsen-An­
halt) wurden je 7wei Sanitäts­
fahrzeuge des erweiterten Ka­
tastrophenschutzes an die 
DRK-Kreisverbände Dessau, 
Billerfeld, Köthen. Stendal, 
Wolmirstedt, Haldensleben, 
Wernigerode, Halberstadt, 
Naumburg, Hohenmölsen, 
Sehönebeck und Salzwedel 
übergeben. 

Mit dem Aufbau von Sa­
nitätszügen für den Katastro­
phenschutz in den östlichen 
Bundesländern durch den 
Bund sind gute Voraussetzun­
gen geschaffen, die Mitwir­
kung beim Schutz der Zivilbe­
völkerung sicherzustellen. 
Das DRK begrüßt es nach­
drücklich, daß in den östlichen 
Bundesländern in den näch­
sten Wochen insgesamt 80 Sa­
nitätszüge den Hilfsorganisa­
tionen übergeben werden. Das 
DRK wird hiervon 45 Sa­
nitätszüge vorhalten. 

Mit der Deutschen Einigung 
erfolgte in den neuen Bundes­
ländern der Startschuß für den 
strukturellen Wandel von der 
Schnellen Medizinischen Hil­
fe und des Krankentransportes 
IU einem System Rettungs­
dienst mit otfallrettung und 

Eine Zwischen bilanz 

Krankentransport . Im Lei­
stungsspektrum des Kranken­
transportes waren per 31. 12. 
1990 nach neuem Verständnis 
etwa 50 bis 60 % Kranken­
fahrten enthalten. Dennoch 
gibt es eine Reihe gemeinsa· 
mer Merkmale: So bedienen 
sich die Träger des Rettungs­
dienstes überwiegend der 
Hilfsorganisationen als Lei­
stungserbringer. In zahlrei­
chen ehemaligen Bezirkstäd­
ten und anderen Großstädten 
ist die Tendenz ausgeprägt, 
daß der Träger sich vorrangig 
kommunaler Einrichtun,gen 
für die Notfallrettung (Feuer­
wehr, Rettungsämter) bedient 
und den Hilfsorganisationen 
den Krankentransport (KTP) 
oder kleine Anteile der ot­
fallrettung überläßt. 

In allen Bundesländern 
außer Mecklenburg- Vorpom­
mem konnten landeseinheitli­
che Benutzungsentgelte für 
Einsätze von Krankentran~­
portwagen (KTW). Rettung,­
wagen (RTW). Notarztwagen 
(NAW), zum Teil Notamein­
satzfahrzeuge (NEF) als befri­
stete Übergangslösung für 
Kmnkenfahrten ausgehandelt 
werden. 

Durchgängig werden in al­
len Ländern große Anstren­
gungen LUr Ausbildung von 
Rettungssanitätern unternom­
men. Insgesamt wurden seit 
Mitte 1990 über 1500 Ret­
tungssanttater ausgebildet 
oder befinden sich in Ausbil­
dung. 

Der gesamte Strukturwan­
dei im Rettungsdienst wird un-

terstützl durch eine "Struktur­
und Bedarfsanalyse Rettungs­
dienst" des Institutes für Ret­
tungsdienst. die in der ersten 
Entwurffassung sowohl bei 
den staatlichen Stellen sehr gut 
aufgenommen wurde und die 
eine wirksame Hilfe für die 
neuen DRK-Landesverbände 
da"tellt (s. "Bevölkerungs­
schutz-Magazin" 4/92, Seite 5 
ff.). 

Durch bereits -zum Teil mit 
UnterslÜtLung von Partner­
schafts-Landesverbänden 
durchgeführte, Lahlreiche 
Ausbilder-Ausbildungen bzw. 
-Einweisungen ist es möglich, 
inzwischen in relativ großem 
Umfang Lehrgänge ftirdie Be­
völkerung anzubieten blw. 
durchzuführen. 

Ab 1991 gelten die leitfa­
den .. Erste Hilfe" und "Le­
bensrettende Sofortmaßnah­
men für Führerscheinbewer­
ber" auch ftir die gleichnami­
gen Ausbildungen der Bevöl­
kerung in den neuen DRK­
Landesverbänden. 

Die fünf geplanten Blut­
spendedienSlzentralen wurden 
in allen Landesverbänden ein­
gerichtet. 

Dcr Aufbau des Zivildien­
stes erfolgt ,eitens des Deut­
schen Roten Kreuzes nach den 
.. Grundsätzen für den Dienst 
von Zivildienstleistenden" 
vom 15. September 1986. In 
den fünf neuen Bundesländern 
und in Berlin wurden bisher 
zirka 1700 Zivildienstplätze 
geschaffen. Vorrangig sind die 
Tätigkeitsfelder in der pnege-

hilfe und Betreuung, im Ret­
tungsdienst und bei dem Auf­
bau Mobiler Sozialer Hilfs­
dienste vorgesehen. Zwi­
schenzeitlich sind zirka 200 
Beschäftigungsstellen aufge­
baut worden. Die DRK-Lan­
des verbände haben insoweit 
bereits eine Verwaltungsinfra­
struktur. ,0 daß nach § 5a Abs. 
2 Zivildienstgeset7 die Über­
tragung der Verwaltung des Zi­
vildienstes ab 1992 sicherge­
stellt werden sollte. 

Der Suchdienst des Deut­
schen Roten Kreuzes wird als 
satzungsgemäße Aufgabe in 
allen Verbandsbereichen des 
Deutschen Roten Kreuzes be­
trieben. Dazu gehören: 

- Nachforschungen nach Ver­
schollenen des Zweiten 
Weltkriegs, 

- Familienzusammenführung 
und Ausreise Deutscher aus 
den Ländern Ost- und Süd­
osteuropas, 

- Hilfs- und Beratungsdiensl. 
- Auskunftswesen bei Kata-

.trophen und Konnikten. 

Die DRK-Landesverbände 
Brandenburg, Sachsen und 
Mecklenburg- Vorpommern 
haben jeweils eine Mitarbeite­
rin im Landesnachforschungs­
dienst eingestellt. Aus dem 
Suchdienst des ehemaligen 
Roten Kreuzes der DDR konn­
ten Teile als "AußensteIle Ber­
lin" des DRK-Suchdienstes 
München übernommen und in 
Berlin fortgeführt werden. 
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111 Schnell­
bauhäuserfür 
die Rotkreuz-

Katastrophenhilfe 
Eine Initiative ganz beson­

derer Art haben 1200 Lehrlin­
ge des Deutschen Baugewer­
bes ergriffen. Sie spendeten 
der Rotkreuz-Katastrophen­
hilfe III Schnellbauhäuser im 
Wert von rund drei Millionen 
Mark. Das Deutsche Rote 
Kreuz wird diese isolierten 
Holzhäuser für Familien von 
ehemaligen politischen Gefan­
genen in Albanien und für Erd-

bebenopfer in der Türkei ein­
setzen. 

In Albanien ist die Lage der 
Familien von ehemaligen poli­
tischen Gefangenen besonders 
erschreckend und hoffnungs­
los. Dies gab den Ausschlag, 
die meisten Häuser im .,bitter­
sten Amtenhaus Europas" , in 
Albanien, einzusetzen, da hier 
Hilfe von anderer Seite nicht 
zu erwarten ist. Die Angehöri­
gen von politischen Gefange­
nen wurden oftmals in abgele­
gene Dörfer in die Verbannung 
geschickt. Sie verloren alles, 
ihr Eigentum wurde beschlag­
nahmt und noch heute leben 

Während der Sendung"Wetten, daß ... ?" übergibt Moderator Thomas 
Gottschalk die Schnellbauhäuser an das DRK, links DRK-Generalse­
kretär Johan" Wilhelm Römer. 

Ein Blick auf das "Schnellbauhäuser-Dorf'" verdeutlicht das Hi lfspo­
teotial, das durch die Bau-Lehrlinge geschaffen wurde. 

sie häufig am Ort ihrer Ver­
bannung. Ferner wird das 
DRK einen Teil der Häuser im 
türkischen Erdbebengebiet um 
Erzincan für Erdbebenopfer 
aufstellen. 

Die III Schnellbauhäuser, 
welche die Bau-Lehrlinge in­
nerhalb ihrer Ausbildungszeit 
gebaut haben, wurden ·in der 
ZDF-Sendung "Welten, 
daß ... ?" mit Thomas GOlt­
schalk am 28. Märzdem Roten 
Kreuz übergeben. 

Die Rotkreuzhilfe für Alba­
nien umfaßt ferner Nahrungs­
mittelhilfen für kinderreiche 
Familien und Babynahrung für 
Kleinkinder. Für die nächsten 
Wochen sind weitere medizi­
nische Hilfsgütertransporte 
vorgesehen. Das DRK ist mit 
zwei Delegierten in Albanien 
präsent. 

Somalia: Nur eine 
globale Hilfsaktion 

kann das Land 
noch retten 

Der gesamten somalischen 
Bevölkerung droht gegenwär­
tig eine Hungersnot. und nur 
eine globale Hilfsaktion kann 
das Land vor einer beispiello­
sen menschlichen Katastrophe 
retten. 

"Es muß eine Nahrungsmit­
telhilfe ins Auge gefaßt wer­
den, die nicht nur die Haupt­
stadt Mogadishu, sondern das 
ganze Land erfaßt", stellt der 
Generaldelegierte des IKRK 
für Afrika, Jean-Daniel Tauxe, 
fest. "Das IKRK und die nicht­
staatlichen Organisationen vor 
Ort können den Ernährungsbe­
dürfnissen der somalischen 
Bevölkerung nicht mehr ent­
sprechen. Ein massives Ein­
greifen der Vereinten Nationen 
und ihrer Sonderorganisatio­
nen scheint unvenneidlich. 
soll eine allgemeine Hungers­
not verhindert werden." Der 
Direktor für operationelle 
Einsätze des IKRK, Jean de 
Courten, kehrte Mitte Februar 
von einer Mission in Somalia 
zurück und unterstrich seiner­
seits die Gefahr einer massiven 
Auswanderung der somali­
sehen Bevölkerung in die 

Die Hungersnot trifft die 
Schwächsten - Kinder, AUe und 
Kranke - ganz besonders. 

Nachbarländer, wenn nicht un­
verzüglich eine internationale 
Hilfsaktion unternommen 
werde. 

Nach Schätzungen des 
IKRK, das im ganzen Land 32 
Delegierte eingesetzt hat, 
müssten monatlich rund 35000 
Tonnen Nahrungsmittel nach 
Somalia - inbegriffen den 
Nordwesten des Landes - ge­
bracht werden, um den rund 
4,5 Millionen bedrohten So­
maliern zu helfen. Das IKRK 
beabsichtigt, in einer Anfangs­
phase auf dem Seeweg monat­
lich 7000 Tonnen Nahrungs­
mittel zu befördern. Die ersten 
2500 Tonnen, die in Kismayo 
gelöscht wurden, werden seit 
dem 15. Februar verteilt. Drei 
weitere vom IKRK gecharter­
te Schiffe werden gegenwärtig 
ebenfalls an der somalischen 
Küste gelöscht. "Angesichts 
der gewaltigen Bedürfnisse ist 
diese Hilfe bloß ein Tropfen 
auf den heißen Stein", erklärt 
Jean de Courten. 

Am 13. Februar mußte das 
chirurgische Team des Nieder­
ländischen Roten Kreuzes aus 
Sicherheitsgrunden das Kran­
kenhaus von Keysaney räu­
men, nachdem dessen 44 Pati­
enten in Privathäuser gebracht 
worden waren, die als Be­
handlungsstellen dienen und 
wo die rund 4000 Kriegsver­
wundeten aus dem Nordteil 
Mogadishus versorgt werden. 
Laut Schätzungen des IKRK 
beträgt die Anzahl der Toten 
und Verwundeten in den ver­
gangenen drei Monaten allein 
in der somalischen Hauptstadt 
mehr als 30000. 
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Arbeieer-Samarieer-Buncl 

"Die Einsicht, daß Proble­
me nicht mit Trinken zu lösen 
sind, muß man manchmal rich­
tig reinkloppen." Horst-Dieter 
Hoock, selbst alkoholabhän­
gig und seit langer Zeit 
"trocken", weiß, was das heißt: 
Nach oft mehrfachen Entgif­
tungs- und Entwöhnungsbe­
handlungen folgen Rehabilita­
tionsrnaßnahmen. 

Ein hartes Stück Arbeit: Das 
Selbstbewußtsein muß trai­
niert, die Konfliktfahigkeit ge­
stärkt werden. Den einfachen 
Ausweg, den schnellen Griff 
zu Flasche, darf es nicht mehr 
geben. 

Aber das funktioniert nicht 
immer: Während viele nach er­
folgreicher Therapie zu Fami­
lie und Arbeitsplatz zurück­
kehren, bleiben einige buch­

Endstation Hoffnung 
Hilfe nach jahrzehntelanger Sucht 

01 

stäblich auf der Strecke. Ihnen Der "Faßbacher Hor' bietet denjenigen ein Heim, die woanders ort schon aufgegeben wurden. 

wach"en die Probleme über 
den Kopf. Es beginnt wieder 
der Griff LUr Flasche, der in ei­
ner Sackgasse endet. Der Al­
koholiker, der vielleicht schon 
zig fehlgeschlagene Entgiftun­
gen und Therapien hinter sich 
hat, entwickelt sich zum ex­
zessiven Trinker. Es folgen 
Zerfall der Familie, Verlust des 
Arbeitsplalles, Überschul­
dung und oft Obdachlosigkeit: 
Endstation Straße. Oder, wenn 
er Glück hat, die Aufnahme im 
.. Faßbacher Hor', wo - trotz 
allem - Hoffnung keimt ... 

In dieser Einrichtung des 
ASB-Landesverbandes ord­
rhein-Westfalen arbeitet 
Horst-Dieter Hoock. Als ehe­
maliger Alkoholiker, als soge­
nannter .,Ex-User", gehört er 
LU einem neunköpfigen Be­
treuungsteam (Sozialpädago­
gen, Arbeitstherapeuten, 
Krankenpfleger), das sich in 
dem einstigen Bauernhof in 
der Nähe von Leverkusen um 

diejenigen kümmert, die "wo­
anders of1 schon aufgegeben 
wurden". 

So charakterisiert Wolfgang 
Krüger, der Leiter des "Faßba­
cher Hofs", die 22 Patienten, 
die in der ASB-Einrichtung -
offizielle Bezeichnung: "So­
,ialtherapeutisches Langzeit­
wohnheim für chronisch alko­
hol- und medikamentenabhän­
gige Männer" - untergebracht 
sind. 

Fast alle Männer, die in den 
.. Faßbacher Hor' kommen, 
waren obdachlos, rund 80 Pro­
zent von ihnen gerieten schon 
mit dem Gesetz in KonOikt, 
viele haben Haftstrafen hinter 
sich. Die meisten Bewohner 
kommen nach vorherigen Ent­
giftungsbehandlungen in den 
Rheinischen Landeskliniken 
auf den "Faßbacher Hor', aber 
auch aus "normalen" Psychia­
trieslaIionen und forensischen 
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Abteilungen (dort sind psy­
chisch kranke Straftäter unter­
gebracht). Schließlich ist die 
ASB-Einrichtung das einzige 
Heim in Nordrhein-Westfalen, 
das Bewohner mit sogenann­
ten .. Doppeldiagnosen" auf-
nimmt. 

Das heißt, im "Faßbacher 
Hor' arbeiten nicht nur Män­
ner, die von jahrlehntelanger 
Abhängigkeit und sozialem 
Abstieg geprägt sind, auf die 
Rehabilitation hin, sondern 
auch Alkoholiker, die gleich­
zeitig noch psychisch krank 
sind. Diejenigen, die mit 
Sucht, Psychosen und viel­
leicht noch mit einer gericht­
lich angeordneten Bewährung 
zu kämpfen haben, finden be­
sonders schwer Reha-Plätze, 
sie fallen immer wieder durchs 
soziale Raster. Der "Faßbacher 
Hor' nimmt sie auf. 

"Wenn es uns gelingt, einen 
Patienten wieder sozial zu re­
habilitieren, also ihm bei­
spielsweise das Leben in einer 
betreuten Wohnung zu ennög­
lichen, dann haben wir un­
glaublich viel erreicht", erklärt 
Wolfgang Krüger, der weiß, 
daß dieses Unterfangen. wenn 
überhaupt. nur langfristig ge­
lingen kann. Drei Jahre gelten 
im "Faßbacher Hor' als Mini­
mum, wenn man den Ab­
sprung zurück in ein selbstbe­
stimmtes Leben schaffen will . 
"Aber rur manche", erklärt 
Krüger, .. ist das wahrschein­
lich nicht möglich. Sie können 
auch rur immer hier bleiben." 

Derjenige, der die Kosten 
dafür übernehmen muß, ist 
darauf eingestellt: Der Land­
schaftsverband Rhein land, 
überörtlicher Träger der So­
zialhilfe, gibt beim Einzug in 
den "Faßbacher Hor' dem Pa-



Das Betreuungsteam trim sich zu regelmäßigen Arbeitsbesprechungen. 

tienten eine unbefristete Ko­
stenzusage. Wer jedoch nicht 
bleiben will, kannjederzeil ge­
hen. Der "Faßbacher Hof" iSI 
ein offenes Heim. Zäune, 
Türen ohne Klinken oder ver­
gittene Fenster gibt es nicht. 
Nach der vormittaglichen Ar­
beitstherapie in der Schreine­
rei , der biologisch-dynamisch 
betriebenen Landwinschaft, in 
dem Schaf- oder Hühnerstall 
oder in der Gemeinschafts­
küche hat jeder, der will, Aus­
gang. Aber Stefan (Name 
geänden) sitzl heute schon 
wieder, Tabak und Coladose 
griffbereit neben sich, in einer 
Ecke des großen Gemein-

schaflsraums. "Nein, nein, ich 
bleib' hier", sagt der 35jährige 
viel zu laut. Und er fügl hinzu: 
"Auf der Stmße, da geh' ich 
doch kapult. Da will ich nicht 
hin. Das iSI nichts für mich." 
Natürlich wird ihn niemand 
auf die Straße schicken. Trotz­
dem scheinl SIefan panische 
Angst davor zu haben, den 
"Faßbacher Hof' verlassen zu 
müssen: .,Nach dem Einkau­
fen geh' ich immer den 
schnellsten Weg zurück, ganz 
schnell." Stefan sagt auch war­
um: "Nur eine Kneipe oder 
Freunde von früher. Das reicht. 
Das reichl vollkommen. Und 
dann iSI der Rückfall da." 

WOlfgang Krüger freul sich 
über diese Selbsterkenntnis, 
obgleich es für ihn nichts Be­
sonderes ist: Eine von Tole­
ranz und Selbstverständlich­
keil geprägte Atmosphäre 
sorgt im Zusammenspiel mit 
regelmäßig stattfindenden so­
zialtherapeulischen Klein­
gruppensilzungen dafür, daß 
Rückfalle nur "relativ selten" 
(Krüger) auftreten. 

Viel häufiger kommt es da­
gegen vor, daß die Männer mit 
der Organisation ihres Lebens 
nicht klarkommen. "Manche 
waren im Kinderheim, in Ent­
ziehungskuren, im Knast, in 
der Psychiatrie - aber eigen 1-

Mehrere Arbeitsbereiche-wie hier dieSchafbaltung -geben Raum für eine gezielte Therapie. (Fotos: Brock) 

lieh nie in einer eigenen Woh­
nung. Sie haben nichl gelernt, 
für sich zu sorgen", erklän 
Krüger. Im "Faßbacher Hof ', 
in dem die Patienten nur 
während der Woche gemein­
sam zu Mittag essen, müssen 
sie das aber. 

Morgens, abends und am 
Wochenende muß jeder rur 
sein Essen selbst sorgen. Ex­
Userin Heike Wiegeier bietet 
Kochkurse an und lehn, aus 
welchen Zutaten sich eine 
Mahlzeil zusammensetzt. "Es 
komml vor, daß die Männer 
nur Fleisch und sonst nichts 
einkaufen", berichtel Alexan­
der Dahlmann, einer von zwei 
Zivildienstleistenden des 
"Faßbacher Hof'. "Oder sie 
geben alles Geld für Tabak, 
Kaffee und Cola aus - für Le­
bensmiltel bleibt dann nichts 
mehr übrig", erzählt Horsl­
Dieter Hoock. Einfachste Zu­
sammenhänge müssen erst 
wieder erkannt werden - ,.es 
kann Monate dauern, bis es je­
mand lernt, eine Päckchensup­
pe wann zu machen", sagt 
Wolfgang Krüger. 

Schwer fallt den Bewohnern 
das Lernen zum Teil auch des­
halb, weil manche an dem so­
genannten Korsakow-Syn­
drom erkrankt sind, einem 
hirnorganischen Leiden, das -
ausgelöst durch exzessives 
Trinken - das Kurzzeitge­
dächtnis beeinträchtigt. Der 
Psychologiestudent Rainer 
Weber kämpft dagegen an. Er 
bietet für die Betroffenen im 
"Faßbacher Hof' ein Gedächt­
nistraining an. Nur mit Geduld 
und Versländnis iSI die Aufga­
be zu schaffen, die sich die Be­
treuer im "Faßbacher Hof' ge­
steilt haben : Denjenigen, die in 
der Gesellschaft schon verges­
sen, schon abgeschrieben wa­
ren, eine Schulzzone zu bieten, 
damit sie sich etwas eues auf­
bauen können. 

Peter Brock 
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1 ltalCeser-Hillsdiens. I 1 
Zweiter Malteser Fachkongreß 

Wer gute Arbeit in der 
präklinischen Notfallmedizin 
leisten will, muß sich den Be­
griff der "Qualitätssicherung" 
zu eigen machen, Dazu gehö­
ren eine solide Ausbildung, 
kontmuierliche Einsatzfahr­
zeuge und regelmäßige Fort­
bildung, Wer nach dem Ret­
tungssHnitäter- oder Reltungs­
as.istentenlehrgang die 
Bticher schließt, ist schnell 
"out". Abhilfe schaffen ret­
tungsdienstliche Fortbildun­
gen, entweder in KJeingruppen 
auf Omebene oder überregio­
nal in größerem Rahmen. Bei 
ICllteren lassen sich zwei 
große Gruppen unterscheiden . 
Zum einen sind dies hochpoli­
tische, zum anderen hochwis­
senschaftliche Veranstaltun­
gen. Die Sprache des 
nichtämlichen Rettungs­
dienstper;onals wird nicht all­
zuoft gesprochen. Aber gerade 
diese Gruppe ist es, die ihren 
Wissensdurst stillen will, und 
zwar auch mit Themen , die 
sich vielleicht eher am Rande 
oder gar außerhalb der klassi ­
schen otfallmedizin bewe­
gen. 

Diesem Ansinnen haben die 
Malteser in der Er/diözese 
Köln 1991 zum ersten Male 
entsprochen und haben einen 
Malteser Fachkongreß initi­
iert . Eine kleine, äußerst enga­
gierte Arbeitsgruppe über­
nahm die Planung und landete 
mit ihrem Konzept einen Voll­
treffer. Rund 500 Teilnehmer 
aller Rettungsdienstorganisa­
tionen bildeten einen Tag lang 
ein rettungsdienstliches Fo­
rum au~ der Praxis ftir die Pra­
xis. Ermutigt durch dieses Er­
gebnis fand der 2. Fachkon­
greß Anfang April dieses jah­
res statt und konnte an das Vor­
jahre;ergebnis mit leichtig­
keit anschi ießen. Kollegen wa­
ren unler sich, man sah Vertre­
ter aller Hilfsorganisationen, 
der Feuerwehren. ja sogar der 

Polizei und Piloten des Bun­
desgrenzschut/es. Auch 
Notärzte waren willkommene 
Gäste. Es wurde zugehört, dis­
kutiert. informiert, resümiert . 
Die Pausen wurden IU .. multi­
lateralen" Erfahrungsge­
spr'Jchen oder 7um Besuch ei­
~er Industrieau>Stellung ge­
nutzt. Die ganze Veranstaltung 
erschien nicht überdimensio­
nal , sondern hatte eher einen 
familiären Charakter. 

Vier Themenblöcke 

Den Teilnehmern bot sich 
ein interessantes Programm. 
das in vier Themenblöcke ge­
gliedert war: 

Unter dem tichwort ,.Luft­
rettung" galt es, aus der Sicht 
eines Leitstellendisponenten 
sowie einer kompletten Besat­
zung eines Rettungshub­
schraubers (RTH) besondere 
Vorteile der Luflrettung vor/u­
stellen, aber auch Ressenti ­
ments zwischen luft- und bo­
dengebundenem Rettungs­
dienst abzubauen. Der ausge­
prägte Teamgeist einer RTH­
Besat/ung müsse sich auch auf 
die Kollegen um Boden über­
tragen. Die RTW-Besalzung 
solle bei akusti scher wie auch 
optischer Kontaktaufnahme 
durch Sprechfunkbenutzung 
das Erkennen der Einsatzstelle 
sowie den Landeannug er­
leichtern helfen. Ebenso wur­
de um Verständnis dafiir gebe­
ten, duß aufgrund des redu­
zierten Vorrms an Verbrauchs­
material an Bord des RTH in 
der Regel auf ~olches des RTW 
zurückgegriffen werde. 

Wenn man bedenkt, daß ca. 
70 Prozent aller Infektionen 
per Handkonlllkt übertragen 
werden, muß "Hygiene und 
Rellungsdie n~t" ein fester Be­
,tandteil einer Einsatzkonzep­
tion sein. Ebenso verhält es 
sich mit der Einhaltung "ar-
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beit~medilinischer Richtlini ­
en". Konsens herrschte dar­
über, daß es hier in der Praxis 
noch wesentliches zu verbes­
sern gilt. 

Der dritte Part, "Einsatztak­
tik", informierte über .,TUIS", 
ein ystem zur Bewältigung 
von Gefahrgutunfallen. Erläu­
tert wurde die taktische Vorge­
hensweise bei einem Massen­
anfall von Verletzten bzw. Er­
kranklen sowie die Zusam­
menarbeit mit der Polizei in 
unter;chiedlichsten Einsatzsi­
tuationen. 

I m vierten und letzten The­
menblock "Pädiatrische NOl­
fulle" wurde deutlich, daß 
nach aktuel!;ten wissenschaft­
lichen Erkenntnissen die Ver­
meidung der Bauchlage beim 
unbeaufsichtigten Säugling 
die Rate des plötzlichen 
Kindstodes senken hilfl. Die 

Epiglottitis als hochakutes 
Krankheitsbild zwingt im Ge­
gensatz zum Pseudokrupp in 
80 Prozent aller Fälle zur [ntu­
bation, jedoch sollte diese 
nach Möglichkeit nur unter 
klinischen Bedingungen erfol­
gen. Trotz modernsterTechnik 
und medizinischer Errungen­
schaften stellt die intraulerine 
Verlegung des Risikosäug­
lings in ein Perinmalzentrum 
mit Abstand die sicherste 
Transportmöglichkeit dar und 
sollte, soweit planb"" immer 
dem postpartalen Inkubator­
lranspon vorgezogen werden. 

Abgerundet wurde der Kon­
greß durch eine bunte Indu­
trieausstellung sowie die 

Möglichkeit zur Teilnahme an 
einem Mega-Code-Training. 

Bernd Falk! 
Dr. Michael Schaal 

Deutsche Lebens-Hettungs-Gesellschaft 
und Malteser-Hilfsdienst schließen 

Kooperationsabkommen 

Am 15. Januar 1992 unter­
zeichneten die Präsidenten 
von DLRG und Malteser­
Hilfsdienst, Hans Joachim 
Bartholdt und Dieter Graf 
Landsbcrg-Vclcn ein Koopc­
mtionsabkomrnen. Ziel der 
künftigen Zusammenarbeit ist 
es, die DLRG beim Aufbau ei­
ner innerverbandlichen Aus­
bildungsstruktur zu unterslÜl­
Len. um künftig die Erste-Hil­
fe-Ausbildung im Rahmen des 
Schulungsprogramms "Ret­
tung,schwimmer" in eigener 
Regie durchführen zu können. 

Der Malteser-Hilfsdienst 
wird seine Ausbildungsmate­
rialien zur Verfügung stellen 
und die Aus- und Fortbildung 
von DLRG-Lehrkräften zu Er­
ste- Hilfe-Ausbildern sicher-

stellen. Die Kooperation er­
möglicht ferner, die vieWilti­
gen Erfahrungen der DLRG 
bei otfallsituationen im Rah­
men der Wasserrettung bei der 
konzeptionellen Fonschrei­
bung der Erste-Hilfe-Materia­
lien durch den Malteser-Hilfs­
dienst stärker als bisher zu 
berücksichtigen. 

Die Präs identen nutzten die 
Zusammenkunft ferner zu ei­
nem intensiven Gedankenaus­
tausch zu alauellen Themen 
der verbandlichen Arbeit. Hel­
fergewinnung und Ehrenamt­
lichkeil. Fragen der Finanzie­
rung der Breitenausbildung 
und Strukturprobleme bei der 
Aufbauarbeit in den neuen 
Bundesländern waren Gegen­
stand des Gesprächs. 



\ DeuGcher Feuerweh"erband 1 \ 
Interschutz '94 - Der Rote Hahn 

Vom 3. bis zum 8. Juni 1994 
findet auf dem Gelände der 
,,Hannover-Messe" wieder die 
große internationale Ausstel­
lung für Brand- und Katastro­
phenschutz " Interschutz '94 -
Der Rote Hahn" statt. Sowohl 
die Deutsche Messe AG Han­
nover als auch die Feuerwehr 
Hannover bereiten diesen Ter­
min schon seit 1988 vor, nach­
dem die Interschutz '88 ihre 
Tore geschlossen haue. An­
fang 1992 fand in Hannover 
eine erste Besprechung zur ln­
terschutz '94 in größerem 
Kreis statl. Dabei wurden vor 
allem Terminpläne vorgestellt 
und die Konditionen für die 
"ideellen Aussteller" erläutert . 

Konditionen für den 
Ideellen Aussteller 

I. Kostenlose Zurverfü-
gungstellung von Ausstel­
lungshallen und Frei­
geländeflächen 

2. Kostenlose Zurverfü-
gungstellung von Trenn­
wänden zur Standabgren­
zung 

3. Ausstattung der Hal­
lengänge mit Läufern 

4. Installations- und An­
schlußarbeiten für Gas, 
Wasser, Licht- und Kraft­
strom sind kostenlos, der 
Verbrauch geht zu Lasten 
der ideellen Aussteller 

5. Zurverfügungstellung der 
ISDN-fahigen Telefonan­
lage, Installation und Ge­
bühren gehen zu Lasten 
der Aussteller 

6. Reinigung und Entsor­
gung der Hallen und des 
Geländes 

7. Allgemeine Hallen- und 
Geländebewachung, ge­
sonderte Standbewa­
chung geht zu Lasten der 
Aussteller 

8. Beantragung von Ausnah-
megenehmigungen für 

Mehrarbeit einschließlich 
acht-, Sonn- und Feier­

tagsarbeit 
9. Bereitstellung des Messe­

bahnhofs für veranstal­
lUngsbezogene Sonderlü­
ge 

10. Herrichten einer Vorführ­
fläche mit Tribüne für 
rund 2000 Zuschauer 

11 . Zurverftigungstellung ei­
nes Wasserbeckens für 
Vorführzwecke 

12. Hilfe und Unterstützung 
durch die Feuerwehr Han­
nover, soweit möglich und 
erforderlich. 

Wichtiger Termin 

Bis zum 30. 6. 1992 sollen 
sich bei der Feuerwehr Hanno­
ver alle Feuerwehren, Organi­
sationen, Verbände usw. mei­
den, die im "ideellen Teil " der 
Interschutz '94 ausstellen wol­
len. Sie sollen das Thema der 
geplanten Ausstellung nennen 
und vor allem Angaben zur 
benötigten Ausstellungsfläche 
(Halle oder Freigelände) so­
wie über besondere Aufbau­
probleme (Sperrgut) machen; 
die verantwortlichen An­
sprechpartner für die einzel-

nen Ausstellungen im ideellen 
Teil sind ebenfalls zum o. g. 
Termin der Feuerwehr Hanno­
ver zu melden: 

Feuerwehr Hannover 
INTERSCHUTZ '94 
Feuerwehrstraße I 
W-3OOO Hannover I 
Telefon : 0511/1234-1 
Telefax: 0511/1234-500 

Feuerschutzsteuer 
Aufbebung der Monopolversicherungen durch EG-Richtlinien 

Der Vorstand des Deut­
schen Feuerwehrverbandes 
faßte hierzu arn 8. Mai 1992 
folgenden Beschluß: 

I. Der Vorstand des Deut­
schen Feuerwehrverbandes 
nimmt mit großer Besorgnis 
zur Kenntnis, daß es trotz der 
Beschlüsse des Bundesrates 
vom 9. 11. 1990 und der In­
nenminislerkonferenz vom 
15. 12. 1990 die Bundesre­
gierung nicht erreicht hat, die 
beabsichtigte Aufhebung der 
Monopolversicherungen zu 
verhindern. 

2. Der Deutsche Feuer­
wehrverband appelliert ein­
dringlich an die Bundesregie­
rung und die Länderregierun­
gen, auf eine Verlängerung 

d~r in Artikel 3 und 57 EG­
Schadensversicherungsricli­
nie enthaltenen Fristen um je­
weils 3 Jahre hinzuwirken. 
Gleichlautende Beschlüsse 
wurden durch das Europäi­
sche Parlament und den Bun­
desrat gefaßI. 

3. Mit Blick auf die dro­
hende Beseitigung der Versi­
cherungsmonopole werden 
die Bundesregierung und die 
Länderregierungen aufgefor­
dert, Maßnahmen zu ergrei­
fen, damit die zu erwartenden' 
Mindereinnahmen an Feuer­
schutzsteuer verhindert oder 
ausgeglichen werden. 

4. Der Deutsche Feuer­
wehrverband kann es nicht 
hinnehmen, daß durch die be 

absichtigte Abschaffung der 
Monopol versicherungen 
rund 91 Mio. DM Feuer­
schutzsteuer ausfallen. Die­
ses würde dazu führen. daß 
die Feuerwehren ihren tech­
nischen Ausstattungsstand 
und ihre notwendige Aus­
und Fortbildung aus finan­
ziellen Gründen reduzieren 
müssen. 

Der Deutsche Feuerwehr­
verband befürchtet, daß der 
Ausfall der Feuerschutzsteu­
er nicht von den Ländern und 
Kommunen aus ordentlichen 
Haushaltsmitteln ausgegli­
chen werden kann, zumal 
die allgemeine Finanzlage 
schlechter werden wird. 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Michael Groß ehrte 
Lebensretter mit Nivea-Delphin 

Für ihren Mut und uner­
schrockenen Einsatz zeichnete 
der mehrfache Schwimm­
olympiasieger Michael Groß 
am 8. Mai im Norddeutschen 
Regattaverein Hamburg den 
Gießener Schüler Markus 
Günther (14) mit dem ivea­
Delphin rur DLRG-Mitglieder r 
und Ulrike Hagen (34) aus 
Möchengladbach mit dem Ni­
vca-Delphin-Ehrenpreis aus. 
Beide hatten während des Ur-
laubs auf Mallorca und in -:::--\ 
Holland Menschen unter Ein­
satz ihres Lebens vor dem Er­
trinken bewahrt. Den Förder­
preis rur vorbildliche leistun­
gen im Wasserrettungsdienst 
erhielt der DLRG-Bezirk AI­
ster. Eine paritätisch besetzte 
Jury hatte die Preisträger 1992 
aus einer Vielzahl von Bewer­
bungen ausgewählt . 

Marttus Günther rettete 
Mädchen vor Ertrinken 

Mar1<us Günther schildert Michael Groß den Ablauf de r ReUungsakti on. 
(Foto: Mey) 

Im Sommer 1991 verbrach­
te Markus Günther die Ferien 
mit seinen Eltern auf der Son­
neninsel Mallorca. Eines Ta­
ges bemerkte der Schüler ein 
kleines Mädchen, das hilflos 
im stünnischen Meer trieb. 
Ohne länger zu zögern, sprang' 
Markus ins Meer, während an­
dere Touristen zusahen. Als er 
die Stelle erreichte, war die 
sechsjährige Deutsche bereits 
untergegangen. Er bekam sie 
jedoch noch zu fassen. Der 
Transport an das rettende Ufer 
gestaltete sich schwierig, weil 
seine Hände öfter an dem mit 
Sonnenöl eingeriebenen Kör­
per des Mädchens abglitten. 
Schließlich gelang es ihm doch 
mit letzten Kräften das be­
wußtlose Kind an Land zu 
bringen, von dort wurde die 
Kleine in das nächste Kran-

kenhaus gebracht. Sie hat dank 
des Einsatzes von Markus 
Günther überlebt. 

Markus ist seit Jahren akti ­
ves DLRG-Mitglied. Vor zwei 
Monaten erhielt er aus der 
Hand von Prinzessin Dian3 
von Wales den "Children of 
Europe Award", der rur Mut 
und Opferbereitschaft verge­
ben wird. 

Ehrenpreis für Ulnke Hagen 

Ulrike Hagen machte mit 
ihren beiden Kindern, ihrer 
Freundin Ursula Weber lind 
deren beiden Kindern am­
pingurlaub in Walcheren an 
der holländischen Nordseekü­
ste. Alles stimmte: Die Sonne 
schien und die Stimmung war 
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gut. Am vierten Urlaubstag 
ging es schon früh zum Strand. 
Es war Ebbe und man beschloß 
gClneinsam zu einer Sandbank 
lU schwimmen. atürlich soll­
ten die Kinder mitkommen. 
Zuerst wollten die beiden 
Frauen mit ihren Söhnen hin­
überschwimmen - Simon We­
ber konnte noch nicht schwim­
men. ach einigen Verhaltens­
maßregeln ging es los. ach 
dreiviertel der Strecke ver­
ließen Ursula Weber zuse­
hends die Kräfte, weil ihr Sohn 
sich aus Angst auf ihre Schul­
tern gelegt hatte. Er drückte sie 
öfter unter Wasser und beide 
drohten zu ertrinken. 

Zwischenzeitlich hatten UI­
rike Hagen und ihr Sohn Mi­
chael die Sandbank erreicht. 
Kurze Zeit später hörte sie die 

Hilferufe der Freundin. Sie 
sprang sofort in die See und 
schwamm auf sie zu. [n letzter 
Minute erreichte sie die völlig 
erschöpfte Frau und ihr Kind. 
Sie gab dem Jungen Anwei­
sungen, sich auf den Rücken 
zu legen und brachte ihn sicher 
ans rettende Ufer. Wenig spä­
ter erreichte auch Ursula We­
ber die Sandbank. Glücklich 
schloß sie ihren Sohn in die 
Arnle. 

Förderpreis an den 
DLRG-Bezlrtt Alster 

Der ivea-Delphin-Förder­
preis wird jährlich an DLRG­
Ortsgruppen verliehen, die 
hervorragenden Leistungen im 
Wasserrettungsdienst erbracht 
haben. Der DLRG-Bezirk AI­
ster hat seit nunmehr 40 Jahren 
die Badeaufsicht an einem 

ordsee-Strandabschnitt bei 
Kampen auf der Insel Sylt. An 
diesem Strand erholen sich in 
den Sommermonaten jährlich 
auch 800 Kinder eines Erho­
lungsheimes bei Kurmaßnah­
men. Aber auch Schu lklassen 
verbringen dort ihre Wasser­
freizeit. 

Der Hamburger Schwimrn­
verein von 1875 hat den 
DLRG-Bczirk Alster vorge­
schlagen. In seiner Begrün­
dung heißt es u. a.: "Im Verlauf 
der 40jährigen Zusammenar­
beit hat sich durch die unkom­
plizierte, kollegiale und vor­
ausschauende Zusammenar­
beit einerseits und die fach­
kundige, engagierte lind cou­
ragierte Badeaufsicht anderer­
seits ein sehr positives Ver­
trauensklima entwickelt. Den 
Mitgliedern der DLRG ist es 
zu verdanken, daß sich in den 
ganzen Jahren kein Badeunfall 
ereignet hat." 



ARKAT VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN 
DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN·EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

ARKAT-Landesverband Rheinland-Pfalz 
gegründet 

Über 50 Venreter der kom­
munalen Regieeinheiten und 
-einrichtungen des Landes 
Rheinland-Pfalz versammel­
ten sich am 7. März 1992 zur 
Gründung eines ARKAT-Lan­
desverbandes in Mainz. Jürgen 
Franz, Leiter des Amtes ftir Zi­
vilschutz der Stadt Mainz, 
konnte zu dieser Veranstaltung 
nkht nur Repräsentanten aus 
fasl allen Landesteilen be­
grüßen, sondern hieß im Na­
men der Stadt Mainz als Grün­
dungspaten auch die ARKAT­
Landesvorsitzenden Roland 
Glöggler (Baden-Wüntem­
berg), Hans Hanßen (Nord­
rhein-Westfalen) und den Bun­
des vorsitzenden Klaus Dieter 
Kühn (Niedersachsen) im Rat­
haus willkommen. Der enga­
giene und auch außerhalb der 
Grenzen von Rheinland-Pfalz 
bekannte Amtslei ler war selbst 
aktiver Helfer in einer kom­
munaJen Regieeinheit gewe­
sen. 

"In einer pluralistischen Ge­
sellschaft sind auch plurale 
Hilfeleistungen zu fordern. 
Das bedeutet konkret, daß Hel­
ferinnen und Helfer sich wei­
terhin in organisationsgebun­
denen (kommunalen) Einhei­
ten und Einrichtungen zum 
Dienst im Katastrophenschutz 
verpflichten können", hob 
Franz hervor. Es sollte also 
nicht unbeachtet bleiben, daß 
eine Mitwirkung im Katastro­
phenschutz unler dem Vorzei­
chen einer bestimmten Verei­
nigung und der damit verbun­
denen Akzeptanz jeweiliger 
privatrechtlicher lnteressenten 
nicht von jedem milwirkungs­
bereiten Bürger getragen wird. 

Dieses gesellschaftliche Po­
tential ginge dem Katastro­
phenschutz bei einer organisa­
tionsorientierten Gleichschal-

tung von Fachdiensten zwei­
fellos verloren, bemerkte auch 
der Bundesvorsitzende der 
ARKAT, DipL-lng. Klaus­
DieteT Kühn, in seinem 
Grußwon. Er dankte zunächst 
der Stadt Mainz, die die 
Durchführung der Gründungs­
versammlung in einem so wür­
digen Rahmen ermöglichte. 
Die Tatsache, daß sich die Ver­
treter der 120 kommunalen 
Regieeinheiten und -einrich­
tungen des Landes Rheinland­
Pfalz im "Erfuner Zimmer" 
des Rathauses zu Mainz ver­
sammelten, gab ihm die will­
kommene Gelegenheit zu ei­
nem Gruß in die Mainzer Pan­
nerstadt. Kühn gab der Hoff­
nung Ausdruck, daß sich die 
bestehenden Partnerschaften 
aufkommunaler Ebene als Nu­
kleus auch beim Aufbau des 
Katastrophenschutzes in den 
neuen Bundesländern erwei­
sen mögen. Allerdings sei 
Thüringen derzeit das einzige 
Bundesland, das sich trotz 
mehrfacher Schreiben an den 
thüringischen Innenminister 
Willibald Böck Gesprächen 
mit der ARKAT verweigere. 

In den Altbundesländern 
kommt den Schutzpotentialen 
der Kommunen eine Schlüs­
selfunktion im Rahmen der 
Koordination der Gefahrenab­
wehr zu. Als gemeindenahe 
Einrichtungen leisten kommu­
nale Regieeinheiten in vielen 
Fachdiensten einen unver­
zichtbaren Beitrag zur Gefah­
renvorsorge z. B. im Bereich 
von Führung und Logistik, im 
Fernmelde-, ABC-, Betreu­
ungs- und Veterinärdiensl, und 
sind damit integraler Bestand­
teil der Gefahrenabwehr auf 
Kreisebene. Durch den seitens 
der kommunalen Trägerschaft 
gewährleisteten Bezug zu den 

"Die Aufgaben bleiben" 
Ihre Bedenken gegen die 

Auj1ösungsbestrebuIJgen \'on 
Bund lind Wildem hat die 
ARKAT in einem Schreiben 
an deli Iflllellaussc!ruß des 
Deutschen Bundestages 
deutlich gemacht, das hier 
auszugsweise wiedergege­
ben wird: 

"Die ARKAT hält es vom 
Ansatz her für falsch, ohne 
Vorliegen einer mit den Or­
ganisationen abgestimmten 
Gesamtkonzeption und unter 
völlig unnötigem Zeitdruck 
auf Einheiten und Fachdien­
ste und damit Funktionen zu 
verlichten. Die Aufgaben 
bleiben. Die jetzt für ent­
behrlich gehaltenen Funktio­
nen im Bereich der Führung 
und Logistik sind im Grund­
satz nicht überholt. In der 
Konsequenz wäreeine Verla­
gerung und Verdichtung der 
Aufgaben auf die personell 
ohnehin knapper ·werdenden 
Ressourcen der anderen 
Fachdienste die Folge, was 
letztlich wieder zu Einbußen 
in der Flexibilität und Qua­
lität der verbleibenden und 
personell weiter verkleiner­
ten Fachdiensteinheiten füh ­
ren müßte. 

Vielmehr gilt es, unter 
utzung der bisher in den 

Einheiten und Einrichtungen 
aufgebauten Know-how-Po­
tentiale Aufgaben, Organisa­
tion, Stärke, Ausstattung und 
Ausbildung in den mit ln­
krafttreten des neuen Bun­
desgesetzes 1990 erst be­
stätigten Fachdiensten an 
neue Gefahren- und Kata­
strophenszenarien anzupas­
sen. Bereits früher war die 

personelle Basis im erweiter­
ten Katastrophenschutz nicht 
ausreichend gewesen. Die 
verändene Bedrohungslage 
auf militärischem Gebiet ge­
stattet es nunmehr, in der 
Vergangenheit Versäumtes 
nachzuholen. Die knappste 
Ressource, die wir in der 
Bundesrepublik Deutsch­
land zunehmend haben, das 
sind Menschen, die sich frei­
willig und ehrenamtlich für 
diesen Staat und diese Ge­
sellschaft engagieren, wie 
dramatisch rückläufige Ver­
pflichtungszahlen im Kata­
strophenschutz belegen. In 
dieser für die Katastrophen­
schutzorganisation ohnehin 
äußerst schwierigen Situa­
tion auf mitwirkungsbereite 
und in der Regel hochmoti­
viene Helfer gerade der Ein­
heiten und Einrichtungen der 
Führung zu ver Lichten, muß 
auch gesellschaftspolitisch . 
als absolut kontraproduktiv 
beuneilt werden. 

Eine Reformierung des 
Katastrophenschutzes kann 
nur mit und nicht ohne den 
vorhandenen Helferstamm 
gelingen. Es geht in diesem 
Bereich um unsere langfristi­
ge Zukunft, die langfristiges 
Denken erforden und des­
halb nicht auf kurzfristigen 
Entscheidungen aufgebaut 
sein kann. Die Erweiterung 
der modularen Funktiona­
lität der bewährten Fachdien­
ste muß das Ziel bleiben, 
nicht ein ersatzloser Abbau 
von Schutzressourcen ohne 
Vorhandensein funktions­
fahiger Altemativen." 
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vielftiltigen kommunalen Auf­
gaben feldern sollten Träger 
und Helfen.chaft bemüht sein. 
künftig intensiver als bisherzu 
einer Symbiose zu finden, for­
mulierte der ARKAT-Vorsit­
zende aus Braunschweig. 

Eingehend auf die jüngsten 
Diskussionen über die künfti­
ge Entwicklung im Bereich 
des Zivil- und Katastrophen­
schutze\ fragte Kühn. wie es 
denn um Staat und Politik be­
stellt sein müsse, wenn jetzt 
auf teilwe"e über Jahrzehnte 
prakti7iertes freiwilliges und 
ehrenamtliches Engagement 
zum Schutz von Leben und 
Umwelt verzichtet und bereits 
zum Bundeshaushalt 1993 in 
einer er>ten Stufe über 1200 
Einheiten und Fachdienste er­
satzlos aufgelöst werden sol­
Jen. 

Besonders die Tatsache, daß 
man jet/t in Teilbereichen 
ohne Abwarten der parlamen­
tarischen Diskussion eilfertig, 
teilweise geltendes Recht 
nicht hinreichend beachtend, 
versucht. seine jeweiligen 
Zielvof\lellungen durchzuset­
zen, dokumentiert nach Auf­
fassung von Kühn, wie sich 
wenig "nsible Ministerial­
bürokratien zunehmend politi­
scher Kontrolle entliehen. Die 
ARKAT hat sich deshalb an 
die Mitglieder im Innenaus­
schuß des Deutschen Bundes­
tages gewandt und ihre Beden­
ken gegen die Aunösungsbe­
strebungen von Bund und Län­
dern vorgetragen (siehe vor­
stehenden Kasten). 

Die insbesondere seitens 
des Deutschen Feuerwehrver­
bandes geäußerte Auffassung, 
man könne auf kommunale 
Regieeinheiten VÖllig verzich­
ten, weil die Aufgaben von den 
Feuerwehren und anderen 
Hilfsorganisationen mit über­
nommen werden können, ist 
durch die Erfahrungen beim 
Aufbau des Katastrophen­
schutzes in den Altbundeslän­
dern und die zahlenmäßige 
Präsenz kommunaler Regie­
einheiten in wichtigen Fach­
diensten eindeutig widerlegt 
worden. Die besonderen An­
strengungen beim Aufbau des 
Katastrophenschutzes in den 
neuen Bundesländern werden 
zeigen, daß sich die größer ge­
wordene Bundesrepublik 

Blick in die 
Gründungsver· 
sammlung (v. I.): 
Horst Zorn, 
Jürgcn Frunz 
(Zivi lschutzamt 
Mainz), Roland 
Gliiggler 
(ARKAT BW) 
und Hans 
Hanl\cn (A RKAT 
NRW). 

Deutschland 
Wegfall von 
entwickelten 

weder einen 
in Jahrzehnten 
SchutLfessour-

cen noch einen kurzfristigen 
Verzicht auf bewährte Instru­
mentarien und Strukturen der 
Gefahrenvorsorge 
kann. 

leisten 

achdem die Versammlung 
die vom Gründungsausschuß 
vorgelegte Satzung einstim­
mig angenommen, 42 Grün­
dungsmitgl ieder dem neuen 
ARKAlcLandesverband bei­
getreten und eine Wahlord­
nung beschlossen waren, 
wählte die Mitgliederver­
samml ung folgenden landes­
vorstand: 

Landesvorsitzender: Horst 
Zorn (Mainz). 

I. stellvertretender Vorsit-
7ender: Matthias P. Heck 
(Mainz). 

2. stellvertretender Vorsit­
zender: Stephan Lehr (Mainz). 

Kassierer: Frank Pabst 
(Mainz). 

Schriftflihrer: Michael Lang 
(Mainz). 

BeisilLer: Roland Schmidt 
(Bad Dürkheim), Uwe Bischer 
(Worms), Markus Schwarz 
(Mai nz-Bingen), Andreas 
Scharrer (Mainz). 

Als vordringlich bezeichne­
te es der einstimmig gewählte 
Landesvor.itzende der AR­
KAT Rheinland-Pfalz, daß 
sein Landesverband an Ge­
sprächen über die Zukunft des 
Katastrophenschutzes in 
Rheinland-Pfalz beteiligt wer­
den müsse. Die kommunalen 
Regieeinheiten erfüllen eine 
Viel7.ahl wichtiger Aufgaben, 
die auch nach der veränderten 
Situation in Osteuropa nicht 
weggefallen seien. Als Bei­
spiel führte Zorn zahlreiche 
Hochwassereinsätze. den 
Brand in der Universitätskli­
nik Mainz und dem Bomben­
fund in Mainz-Bretzenheim 
mit der Evakuierung, Unter­
bringung und Versorgung von 
mehreren hundert Personen 
an. Die Regieeinheiten hatten 
bei diesen Ereignissen die 
Möglichkeit. ihre Leistungs-

ARKAT-Uundesvorsitzender Kühn betätigt sich als Wahlhelrer. 

52 1 BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 5/921 

ftihigkeit unter Beweis zu stei ­
len. Auch gab es im Zusam­
menwirken mit den Einhei ten 
anderer Organisationen kein 
hinderliches, auf Abgrenzung 
bedachtes Konkurrenzdenken. 
Bei Großveranstaltungen, wie 
z. B. Papstbesuch, Rosenmon­
tagSlug, Diakonatsweihe, 
Rheinland-Pfalz-Tag, katholi ­
schen Frauentag oder deutsch­
amerikanischen Freund­
schaft;lauf, um nur einige An­
lässe LU nennen, haben die 
Helferinnen und Helfer der 
kommunalen Regieeinheiten 
sich auch über ihre originären 
Aufgaben hinaus engagiert. 
Zorn kritisierte deshalb Forde­
rungen, kommunale Regieein­
heiten einseitig abzubauen und 
bewertete derartige Tendenzen 
als "Schritt zu einem nicht 
mehr 7..eitgemäßen Zentralis­
mus, der im Gegensatz zu un­
serer pluralistischen Gesell­
schaftsfoml stünde". 

Ennutigende Akzeptanz 
verhieß jetzt ein Schreiben des 
rheinland-pHilzischen Innen­
ministers WalterZuber, in dem 
dieser sich bereit erklärte, mit 
dem neu gegründeten AR­
KAT-Landesverband Rhein­
land-Pfalz zusammenzuarbei­
ten . 

Arbeitsgemeinschaft der 
Helfer in den Regic-
ei nheiten/-einrichtungen 
des Katastrophenschutzes 
in Rheinland-Pfalz e. V., 
Landesgeschäftsstelle, 
Wiehernstraße 10, 
6500 Mainz I. 



Alternatives LöschmiHel 
für Halon 

Das Löschmittel ~alon ist als einer 
der Mitverursacher des stratosphäri­
schen "Ozonlochs" erkannt worden. 
Als Folge dieser Erkenntnis ist in 
Deutschland der Betrieb von Halon­
Löschanlagen ab Ende 1993 verbo­
ten, aber bereits seit dem 1. Januar 
1992 dürfen Halon-Löschanlagen in 
Deutschland nicht wiederbefüllt wer­
den. Ein weltweites Verbot von Halon 
ist ab 1999 geplant. 

Halon kommt als Löschmittel be­
vorzugt in Rechen- und Kommunika­
tionszentren, Schaltwarten, Biblio­
theken und Museen zum Einsatz. 
Orte, in denen sowohl Menschenle­
ben als auch Geräte und hohe Sach­
werte im Fall eines Brandes zu schüt­
zen sind. 

Das Hauptziel bei der Suche nach 
einem alternativen Löschmittel war, 
eine Feuerlöschtechnik zu finden, bei 
der weder Menschen noch die Um­
welt geschädigt werden und die auf 
natürlichen Ressourcen basiert. Das 
Ergebnis intensiver Forschung ist ein 
neues Löschgas namens "Inergen" , 
bestehend aus 52 % Stickstoff, 40 % 
Argon und 8 % C02

• Alle diese Stof­
fe sind in der atmosphärischen Luft 
enthalten. 

Die Wirkung des neuen Löschga­
ses beruht auf der Verdrängung des 
für eine Brandreaktion notwendigen 
Sauerstoffs. Seine spezifische Zu­
sammensetzung hat drei Effekte zur 
Folge: Es senkt erstens die Sauer­
stoffkonzentration auf unter 15 % mit 
dem Ergebnis, daß der Brand in kür­
zester Zeit gelöscht ist. Zweitens 
führt die geringe C02-Beimischung 
automatisch - also auch bei Bewußt­
losigkeit - zu einer verstärkten At­
mung, so daß dem Gehirn auch bei 
einer nur zwölfprozentigen Sauer­
stoffkonzentration noch ausreichend 
Sauerstoff zugeführt wird. Drittens 
verhindert der gasförmige Einsatz 
des Löschmittels eine Raumvernebe­
lung; die Sicht auf die Fluchtwege 
bleibt frei. 

Diese Eigenschaften erlauben es, 
daß fast unmittelbar nach Erkennen 
des Brandes der Löschvorgang be­
ginnen kann. Die bei anderen Lösch­
gasen notwendige ~vakuierungszeit 

- in der sich ein Brandherd schnell 
ausbreiten kann - entfällt somit. Elek­
tronische Geräte werden durch den 
gasförmigen Einsatz des Löschmit­
tels vor Korrosionsschäden ge­
schützt. Die Kondensatbildung durch 
Taupunktabsenkung wird verhindert. 

Die neue Technologie ist so aus­
gelegt, daß in den meisten Fällen das 
Düsenrohrnetz vorhandener Halon­
anlagen und die zugehörige Lösch­
anlagensteuerung zu verwenden ist, 
lediglich die Löschdüsen und die 
Löschmittelbatterien sind auszutau­
schen. 

Die im Bild festgehaltene Lösch­
demonstration veranschaulicht den 
Effekt des neuen Löschgases. Obe­
res Bild: Achtloser Umgang mit Ziga­
rettenkippen entfacht ein Feuer in ei­
nem EDV-Raum. Flutung des 
Raumes mit "Inergen"-Löschgas 40 
Sekunden nach dem Erscheinen der 
ersten offenen Flammen. 

Bild unten: 60 Sekunden nach Flu­
tungsbeginn: Die Sauerstoffkonzen­
tration ist auf unter 15 % abgesun­
ken, die Flammen sind verlöscht. Kei­
ne Vernebelung des Raumes. Der 
Rechner arbeitet während des 
Löschvorgangs störungsfrei weiter. 

(Fotos: Total Walther) 

Neutrale Information 

Manchen Katastrophen wäre man 
gar nicht schutzlos ausgeliefert - hät­
te man rechtzeitig und oft ganz preis­
wert vorgebaut. Daß sich diese sim­
ple Erkenntnis beim Brandschutz im 
häuslichen Bereich noch lange nicht 
bei der Mehrheit der Bevölkerung 

durchgesetzt hat, beweisen wieder 
einmal traurige Zahlen des Statisti­
schen Bundesamtes. Bei Bränden in 
Privathaushalten in den alten Bun­
desländern im Jahr 1990 verzeichnet 
das Amt einen Anstieg der Todesfäl­
le um 9 Prozent, wobei die meisten 
Opfer nicht durch Flammen, sondern 
durch Brandrauch ums Leben ka­
men. 

Über die Gefahren von Brandrauch 
und die Möglichkeiten des Brand­
schutzes in Haus und Wohnung in­
formierte im letzten Jahr ein produkt­
neutral gehaltenes Aufklärungsblatt 
des deutschen Warenvertriebsunter­
nehmens für die modernen Rauch­
melder eines renommierten kanadi­
schen Herstellers. Viele Feuerwehren 
hatten das Blatt angefordert und in 
ihre Aufklärungsarbeit über vorbeu­
genden Brandschutz einbezogen, 
über 100000 Exemplare wurden ver­
teilt. Und die stetig wachsende Nach­
frage nach Rauchmeldern für Privat­
haushalte kann als Anzeichen gewer­
tet werden, daß die Idee des Selbst­
schutzes bei fundierter Information 
durchaus vermittelbar ist. 

Weil noch immer viele Nachfragen 
nach der produktneutralen Infoschrift 
eingehen, und weil die Statistik eine 
deutliche Sprache spricht, was die 
Notwendigkeit der Aufklärung an­
geht, hat die Firma nun eine weitere 
Auflage ihrer Broschüre drucken las-



sen. Sie kann - auch in größerer Zahl 
- kostenlos bestellt werden. 

(Foto: Index) 

Handliche 
Hydraulikaggregate 

Leicht und kompakt. Das sind die 
hervorstechendsten Eigenschaften 
der beiden neuen, tragbaren Hydrau-

likaggregate im Rettungsgerätepro­
gramm eines namhaften Herstellers. 
Beide Aggregate wurden, insbeson­
dere in Verbindung mit einem 
Schneid- und Spreizgerät, für den 
schnellen Einsatz am Unfallort konzi­
piert. Aufgrund des integrierten Tra­
gegriffs sowie des geringen Gewichts 
(12,7 bzw. 16 kg) ist ein müheloser 
und schneller Transport zur Einsatz­
steIle möglich. 

Das Hydraulikaggregat V 2,6/0,4, 
ausgestattet mit einer Hochdruck­
schnellkupplung, wird von einem 
wartungsfreundlichen Zweitakt-Ver­
gasermotor mit einer Leistung von 
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1,4 kW angetrieben. Eine Zweistu­
fenpumpe liefert einen Ölstrom von 
2,6 I/min bei einem Druck von 0-60 
bar bzw. 0,4 I/min bei 60-630 bar. Das 
Hydraulikaggregat Typ W 2,6/0,32 ist 
mit einem 1-PH-Wechselstrommotor 
(220 Vl50 Hz) mit 0,37 kW Leistung 
ausgestattet und verfügt auch über 
eine Hochdruck-Schnellkupplung. 
Die Zwei stufen pumpe liefert hier ei­
nen Ölstrom von 2,6 I/min bei einem 
Druck von 0-60 bar bzw. 0,32 I/min 
bei 60-630 bar. Auf Wunsch sind bei­
de Aggregate auch mit einem Be­
triebsdruck von 700 bar lieferbar. 
(Foto: Lancier) 

Tauchgerät für Feuerwehren 

Ein Hersteller von Atemschutzsy­
stemen stellt ein neu entwickeltes 
Leichttauchgerät vor. Das Gerät eig­
net sich für die Benutzung von zwei 
Einzelflaschen - 7 1/200 bar oder 
wahlweise 6 1/300 bar - und erlaubt 
somit die Verwendung der bei den 
Feuerwehren vorhandenen her­
kömmlichen Tauchflaschen. Damit 
steht dem Taucher ein Gerätesystem 
mit 2800 bis 3600 I Atemluft zur Ver­
fügung. 

Die besonderen Merkmale des 
neuen Gerätes sind die Überdruck­
ausführung (keine Einatemwider­
stände und kein Eindringen von Was­
ser in die Vollmaske), die Vollmaske 
mit großem Sichtfeld, der leistungs­
fähige Lungenautomat (bis 500 Vmin) 
mit automatisch einschaltendem 

Überdruck und die automatische Re­
serveluftschaltung, die an der Schul­
terbegurtung sicher bedien bar ange­
bracht ist. 

Die Leichttauchgeräte sind von der 
HauptsteIle für das Grubenrettungs­
wesen Essen nach DIN 58640, Teil 1 0, 
geprüft und für den Einsatz bei Feu­
erwehren anerkannt. 

(Foto: Interspiro) 

Video: Trotz Sonderrechte: 
Vorsicht! 

"Schnell wie die Feuerwehr" heißt 
ein Sprichwort. Sehr oft geht es bei 
Einsätzen um Sekunden, die über Le­
ben und Tod entscheiden. Deshalb 
wird auch bei allen Übungen neben 
der perfek1en Beherrschung der 
Technik ein ganz besonderes Augen­
merk auf die Schnelligkeit gelegt. 

Leider gibt es auch eine Schatten­
seite dieser Schnelligkeit: Die Unfall­
statistik der Kommunalversicherer. 
Trotz aller Aufklärungs- und Informa­
tionsarbeit treten doch immer wieder 
falsche Verhaltensweisen auf. Oft ist 
sich der einzelne im Einsatz gar nicht 
bewußt, daß er sich nicht mehr im le­
galen Rahmen bewegte, sondern 
schon die Rechte anderer ein­
schränkt oder sogar andere Men­
schen gefährdet. 

Verstärkt wird dieses Problem oft 
noch dadurch, daß bei Übungen oft 
einmal .beide Augen zugedrück1 
werden". Wird Schnelligkeit vor Si­
cherheit gestellt, so kann es im Scha­
densfall zu empfindlichen Geldbußen 
und Schadensersatzzahlungen kom­
men - vom persönlichen Leid der Be­
troffenen einmal ganz abgesehen. 

In diesem Video wird detailliert auf 
die Gefahren für die Feuerwehr im 
Straßenverkehr eingegangen. So­
wohl auf der Fahrt zum Gerätehaus, 
auf der Fahrt zur Einsatzstelle unter 
Sondersignal und beim Absichern 
der UnfallsteIle müssen zahlreiche Si­
cherheitsvorschriften, -gesetze und 
-richtlinien beachtet werden. Auf die 
Wichtigkeit von Schutzkleidung wird 
hingewiesen. 

Der Videofilm hat eine Länge von 
zirka 20 Minuten und ist somit in sei­
ner Dauer auf den Einsatz in einer Un­
terrichtsdoppelstunde abgestimmt. 
Produziert wurde er unter der fachli­
chen Beratung der Ausbilder der 
Hessischen Landesfeuerwehrschule 
Kassel. 

(GMF-Feuerwehrfilm, 
6073 Egelsbach) 



Taktische Zeichen 
Ein Lernprogramm 
zum Selbststudium 

Von Hanno Peter 
Ver1agsgesellschaft Stumpf & 

Kossendey, 2905 Edewecht 

Taktische Zeichen gehören im Ka­
tastrophenschutz zum notwendigen 
Rüstzeug, um Einheiten, Einrichtun­
gen, Schäden und Gefahren gra­
phisch darstellen zu können. Diese 
Darstellungen vereinfachen die Kom­
munikation und vereinheitlichen sie. 
Voraussetzung ist aber, daß der Be­
nutzer die taktischen Zeichen ein­
wandfrei beherrscht und sie richtig 
anwendet. Für Führer, Unterführer 
und Helfer im Katastrophenschutz 
sind taktische Zeichen oft ein Pro­
blem, da sie sehr zahlreich in der 
Übungs- und Einsatzsituation anzu­
wenden sind, aber viel zu wenig 
geübt und schnell wieder vergessen 
werden. Auch Mitglieder von Stäben 
und Technischen Einsatzleitungen 
stehen, besonders am Anfang ihrer 
Tätigkeit, häufig vor einigen Proble­
men. Das vorliegende Lernprogramm 
soll allen Betroffenen eine Hilfe sein. 
Es wendet sich auch an Stabsmit­
glieder, die, aus dem Verwaltungsbe­
reich kommend, häufig Schwierigkei­
ten mit der Anwendung haben. 

Im Lernprogramm werden die 
wichtigsten taktischen Zeichen vor­
gestellt. Der Text besteht aus Lern­
aussagen und den jeweiligen Kon­
trollfragen. Die Antworten der Kon­
trollfragen stehen jeweils auf der 
nächsten Seite. Das Lernprogramm 
verspricht nur Erfolg, wenn die Fra­
gen beantwortet und erst dann die ei­
genen Antworten mit den vorgegebe­
nen verglichen werden. Für die eige­
nen Antworten stehen dem Benutzer 
Leerzeilen zurVerfügung. Eine durch­
gezogene Leerzeile bedeutet, daß 
hier ein Wort einzusetzen ist. Eine un­
terbrochene Linie weist darauf hin, 
daß hier der Lernende ein taktisches 
Zeichen malen muß. 

Zwischen den einzelnen Kapiteln 
erfolgt eine Zusammenfassung. Die­
se Zusammenfassungen können 
dem Lernenden zu einem späteren 
Zeitpunkt für eine erneute Lernauffri­
schung dienen. Im letzten Kapitel 

sollte er zu Beginn nur "seinen" Fach­
dienst auswählen, um nicht zu viel In­
formation zu erhalten. Die anderen 
Fachdienste können zu einem späte­
ren Zeitpunkt nachgearbeitet wer­
den. 

Praxis des 
Rettungsdienstes 

Von Bernd Walter und Peter Meyer 
F. K. Schattauer Verlag GmbH, 

7000 Stuttgar11 0 

Das Buch ist eine Beschreibung 
der Anforderungen an Mitarbeiter im 
Rettungsdienst und Krankentrans­
port. Die hier aufgezeichneten Über­
legungen und Lösungen wurden aus 
Erfahrungen der Praxis für Praktiker 
entwickelt. Einsatzerfahrung ist nicht 
nur in außergewöhnlichen Situatio­
nen notwendig, auch bei der Bewäl­
tigung "einfacher" Situationen kön­
nen Fehler passieren. Fehler lassen 
sich vermeiden, wenn mehr Informa­
tionen über Standardsituationen im 
Rettungsdienst verfügbar sind. Ihre 
Erfahrungen konnten die Autoren im 
Rettungsdienst des DRK in Offen­
bach erwerben. 

Das vorliegende Buch interpretiert 
für den Rettungsdienst wichtige Ge­
setze, Bestimmungen und Erlasse, es 
ist keine neue Dienstanweisung, son­
dern eine Hilfe für den täglichen 
Dienst, vor allem für "Anfänger". Es 
wird der Versuch unternommen, die 
Aufgaben des Rettungsdienstes in 
der Praxis zu beschreiben. Dabei 
wurde auf die Darstellung spezieller 
medizinischer Aufgaben bewußt ver­
zichtet, über die sich der Leser an­
hand der umfangreichen Literatur zu 
medizinischen Themen informieren 
kann. 

Abgeschlossen wird das Buch von 
einer "Fragensammlung zum Über­
prüfen des praktischen Fachwis­
sens", die eine Auswahl von Fragen 
enthält, die den Inhalt des Buches wi­
derspiegeln. Insbesondere nach Be­
endigung seines Praktikums sollte je­
der Mitarbeiter im Rettungsdienst in 
der Lage sein, diese Fragen zu be­
antworten bzw. die wichtigsten 
Sachthemen zu diskutieren. 

Feuerschutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen 

Kommentar für die Praxis 
Von Herbert Fuchs und 

Klaus Schneider 
Deutscher Gemelndever1ag, 

5000 Köln 40 

Unerwartet schnell hat sich die 
Notwendigkeit ergeben, nach der 
vergriffenen 3. Auflage eine neue ' 4. 
Auflage vorzulegen. Sie war einer­
seits erforderlich durch die Neufas­
sung der Verordnung über die lauf­
bahnen der Beamten des feuerwehr­
technischen Dienstes vom 30. März 
1990 und die zum 1. April 1991 in 
Kraft gesetzte neue Unfallverhü­
tungsvorschrift GUV 7.13; zum ande­
ren sind eine große Anzahl von Ge­
richtsentscheidungen bekannt ge­
worden, die unbedingt in die Kom­
mentierung eingearbeitet werden 
mußten. 

Wegweiser 
Rettungsdienst '92 

Von Norbert Amold 
Verlagsgesellschaft Stumpf & 

Kossendey, 2905 Edewecht 

Der Wegweiser 1992 ist wesentlich 
umfangreicher geworden, weil der 
Wunsch bei Behörden und Institutio­
nen des Rettungswesens stärker ge­
worden ist, in das Verzeichnis aufge­
nommen zu werden. Offensichtlich 



hat man in den Behörden und Institu­
tionen das Vorliegen eines Nach­
schlagewerkes als sehr hilfreich und 
wichtig betrachtet. 

Zum anderen führen die Entwick­
lungen in den neuen Bundesländern 
zu einer Erhöhung der Datenmenge. 
Die Organisationsstrukturen in den 
neuen Bundesländern sind allerdings 
oft so andersartig, daß gesamtdeut­
sche Verzeichnisse z. B. über Vergif­
tungszentralen oder Verbrennungs­
betten bislang nicht vorliegen. Wei­
terhin sind Anpassungen des Ret­
tungsdienstes an die neue Situation 
noch nicht abgeschlossen. Vielerorts 
befindet man sich noch in der Pla­
nungsphase und ist außerstande, zu­
verlässige Daten weiterzugeben. 

Der bewährte Aufbau des Nach­
schlagewerkes wurde beibehalten. 
Der Hauptteil besteht aus der Datei 
Rettungsleitstellen sowie Rettungs­
wachen. Diese sind so miteinander 
verknüpft, daß im Verzeichnis Ret­
tungsleitstellen ein Verweis auf die 
dazugehörigen Rettungswachen be­
steht. Nähere Informationen sind 
dann dem Verzeichnis Rettungswa­
chen zu entnehmen. Am Ende des 
Verzeichnisses findet der Leser Kar­
ten zur Aktualisi~rung des Verzeich­
nisses. 

Die Berufsfeuer­
wehren in der 

Bundesrepublik 
Deutschland 

Herausgegeben von der Arbeits­
gemeinschaft der leiter der 
Berufsfeuerwehren - AGBF -

Mit der 2. Auflage der Broschüre 
steht zum ersten mal eine Zusam­
menfassung von Daten aller Berufs­
feuerwehren aus den 16 Bundeslän­
dern zur Verfügung. Sie enthält die 
Daten und Fakten von 96 Berufsfeu­
erwehren. Auf 120 Seiten sind die An­
schriften, Leistungsmerkmale, Zu­
ständigkeiten und die Aufgabe der 
Berufsfeuerwehren in der Bundesre­
publik Deutschland erfaßt. Eine zu­
sammenfassende Statistik, fachliche 
Schwerpunkte und aktuelle Projekte 
bei den Berufsfeuerwehren, also be­
sonders interessante Aufgaben der 
einzelnen Berufsfeuerwehren, und 
die Länderkarte mit den Standorten 
der Berufsfeuerwehren machen die 
Broschüre zu einem wichtigen Nach­
schlagewerk. 

5/92 

Sicherer 
Feuerwehrdienst 

GUV 50.0.10 
Schrtftenrelhe des Bundesverbandes 

der Unfallverslcherungslräger der 
iiffenUlchen Hand e. V. - BAGUV -

Die Broschüre ist eine praxisnahe 
Ergänzung der Unfallverhütungsvor­
schrift .. Feuerwehren". Sie greift die 
Themen der Unfallverhütung im Feu­
erwehrdienst auf, die für den aktiven 
Feuerwehrangehörigen bei seinen 
Übungen und im Einsatz besonders 
wichtig sind. Anhand vieler prakti­
scher Beispiele soll deutlich werden, 
daß sicheres Verhalten mit einer voll­
ständigen Ausrüstung und sicheren 
Geräten zum selbstverständlichen 
Bestandteil des Feuerwehrdienstes 
gehört. 

Die Broschüre kann über den zu­
ständigen Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung im öffentlichen 
Dienst unter Angabe der GUV-Nr. be­
zogen werden. 

Katastrophenschutz 
in Arbeitsstätten 

Selbstschutz In Behiirden, Beb'leben 
und Verwaltungen 

46. Ergänzungslleferung 
Von Frledhelm Vogelbusch 

ecomed vertagsgesellschaft mbH, 
8910 Landsberg 

Diese Ergänzungslieferung stellt 
das völlig überarbeitete, in sich ge­
schlossene Grundwerk der 3. Aufla­
ge dar. Das Grundwerk erschien be­
reits 1977.1. und 2. Auflage wurden 
in 45 Ergänzungslieferungen aktuali­
siert und ausgebaut. Die Herausgabe 

der 3. Auflage hat der Verlag dazuge­
nutzt, das Loseblattwerk auf das be­
nutzerfreundliche Groß format umzu­
stellen. Dadurch werden abgedruck­
te Formulare und Organigramme 
besser lesbar und die Zahl der 
benötigten Ordner schrumpft. 

Aus dem Inhaltsverzeichnis ist zu 
ersehen, daß Wichtige Ergänzungen 
hinzukommen werden, z. B. über be­
sondere Situationen, Rechtsgrundla­
gen und Führungsmittel. Unter der 
Ordnungsnummer 2-8 ist die Dar­
stellung spezieller Maßnahmen in un­
terschiedlichen Branchen enthalten. 

Die Besitzer der sechsbändigen 
Ausgabe haben diese nach wie vor 
gültigen Teile - lediglich im kleineren 
Format - zur Verfügung. Die Überar­
beitung und damit die Aufnahme in 
die 3. Auflage ist nach und nach vor­
gesehen. 

Die Roten Hefte 
Lehrschrtften für den 

Feuerwehrmann 
Verlag W. Kohlhammer, 

7000 5tut1gart 80 

Die Hefte der Schriftenreihe, die 
über 50 Titel umfaßt, werden ständig 
überarbeitet, um den vielfältigen Auf­
gaben der Feuerwehr gerecht zu wer­
den. Auch in den vorliegenden Neu­
erscheinungen wurden alle neuen Er­
kenntnisse berücksichtigt, um den je­
weiligen Themenbereich auf den ak­
tuellen technischen Stand zu brin­
gen. 

Josef Schütz 
Feuerwehrfahrzeuge - Teil 1 
Nr. 8a, 10. Auflage 

• 

Willy und Peter Symanowski 
Feuerlöscher im vorbeugenden 
Brandschutz 
Nr. 14, 9. Auflage 

• 

Helmut und Dieter Farrenkopf 
Strahlenschutz der Feuerwehr 
Nr. 20, 6. Auflage 



Wallgang Jendsch 

MI NI MAGAZIN 

Amphibienfahrzeuge des 
Hochwasseralarmzuges 
Rheinland-Pfalz 

Eine sicherlich außergewöhnliche 
Besonderheit als Vorbild und damit 
im Rahmen dieser Beitragsserie über 
die "Einsatzfahrzeuge des Katastro­
phenschutzes" sind die Amphibien­
fahrzeuge (DU KW) des "Hochwas­
seralarmzuges Rheinland-Pfalz". 
Drei ehemalige amerikanische Mi­
litärfahrzeuge (DUKW Typ 353, 
schwimmfähiger Lkw 2,5 Tonnen, 6 x 
6) wurden für die Zwecke des Tech­
nischen Hilfswerkes hergerichtet und 
dienen als Land-Wasser-Fahrzeuge 
dem Katastrophenschutz. 

Wenngleich die rheinland-pfälzi­
schen Fahrzeuge in Deutschland ein­
zigartig sind und nicht der STAN des 
Katastrophenschutzes entsprechen, 
so sol len zwei dieser Fahrzeuge die 
Sammlung der hier vorgestellten 
KatS-Einsatzfahrzeuge doch in inter­
essanter Weise bereichern. Beide 
Amphibienfahrzeuge sind in THW­
Blau (RAL 5002) lackiert und mit gel­
ben Rundumleuchten ausgestattet. 

Die Modelle 

Die Firma Roco (Bestellnummer 
455, militäroliv) und die Firma Kibri 
(THW-Blau) bieten den DUKW als 
Modell im Maßstab 1 :87/HO an. Die­
se baugleichen Modelle sind so de­
tailliert, daß ein Umbau nicht erfor­
derlich wird - lediglich Ausstattungs­
ergänzungen machen die Modelle zu 
sehr ansehnlichen Miniaturen ihrer 
großen Vorbilder. 

Im Hinblick auf ihre Vorbilder un­
terscheiden sich die DUKW mit der 
THW-Numerierung 7701 und 7702 
untereinander nicht wesentlich: ein­
zig der Heckkran-Aufbau beim 7702 
wird im Modell sichtbar. 

Wie immer, wenn es um den vor­
bildgerechten Modellbau geht, müs­
sen die Grundmodelle zunächst farb­
lich grundiert (weiß-matt) und nach 
ausreichender Trocknungszeit 
lackiert werden (THW-blau, RAL 
5002, z. B. Humbrol-Farben). Einzel­
ne Teile jeweils bei der Fahrzeugmo­
delle werden wie fo lgt farblich abge-

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbi ld zum Modell 

Das Vorbildfahr­
zeug des "Hoch­
wasseralarmzu­
ges Rheinland­
Pfa lz" . Für den 
Modelfbauer zur 
Beachfung di e 
Defails wie Ab­
schleppstange , 
Haken, Beschrif­
tungen u. a. 

setzt: Fronthaken (am Schwall blech 
vorn) in Rot, Scheinwerfer in Schwarz 
und Silber (Glas), Heckseilwinde in 
Schwarzgrau und Eisenfarbig (Seil), 
Bereich zwischen Sei lwinde und Pro­
pei lerantrieb (schwarz-matt), Anker 
(am Heck) alufarben, Fahrer- und Bei ­
fahrersitze sowie Lenkrad in 
Schwarz-matt, Boden des Innenrau­
mes holzfarben (matt), Rückspiegel 
(außer Halterung) alufarben, Rück­
und Seiten leuchten in Rot. 

Ergänzt werden (natürlich vor dem 
Lackieren) die linksseitig vor dem 
Fahrabteil auf der Motorhaube ange­
brachten Werkzeuge (Schaufeln) 
durch entsprechendes Roco-Zu­
behör (die stilisiert angebrachten Tei­
le werden abgefeilt) -, sowie jeweils 
eine kleine Flaggenstange am Fahr­
zeug heck rechts (in Fahrtrichtung). 
Des weiteren können die Fahrzeuge 
später mit Tauen (aus Zwirnsfäden), 
Rettungsringen oder Rettungswe­
sten (Modell bau-Zubehör in HO) aus­
gestattet werden. Beim DUKW 7702 

Zwei Fahrzeuge 
des Hochwasser­
alarmzuges im 
Modell 

---
führt ein Kabel von der heckseitigen 
Seilwinde über den Kran in den Fahr­
zeuginnenraum (dort befestigen; sie­
he Foto) . 

Die Beschriftung der Amphibien­
fahrzeuge kann dem THW-Beschrif­
tungssatz von Müller (Siegen) ent­
nommen werden, die Nummern­
kennzeichen entstammen einem 
Zahlensatz (3 mm, in Weiß) des glei­
chen Herstellers. Mit schwarzen 
Streifen werden jeweils seitl ich (un­
mittelbar hinter dem Fahrabtei l) Auf­
stiegsbereiche angedeutet (ca. 4-5 
mm; siehe Modell- und Vorbildfotos). 
Die Vorbildfahrzeuge tragen ferner 
seitlich einen orangefarbenen Strei­
fen (im Modell noch nicht ange­
brach!!). 

Wer mag, kann seine Modelle wei­
ter detaill ieren: zahlreiche Haken, 
eine Abschleppstange, Reservekani­
ster und vielleicht auch die auf unse­
rem Vorbildfoto sichtbaren Fahnen 
können auch am Modell angebracht 
werden. 
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Kürzlich stell te die Berufsfeuerwehr 
Köln der Öffentlichkeit ihren neuen Kran­
wagen vor. Er löst den 20 Jahre alten Kran­
wagen der Feuer- und Rettungswache 5 
ab, mit dem in dieser Zeit viele tausend 
Rettungs- und Bergungseinsätze gefahren 
wurden. 

Der neue Teleskop-Kran ist auf einem 
Spezialfahrgestell aufgebaut und hat eine 
maximale Tragfähigkeit von 45 Tonnen. 
Angetrieben wird das 36 Tonnen schwere 
Fahrzeug von einem Acht-Zylinder-Diesel­
motor, der es auf 63 km/h beschleunigt. 

Das rund 847000 Mark teure Fahrzeug 
hai einen Wenderadius von11 ,6 Meter, der 
sich bei Allradlenkung auf etwa 9,3 Meter 
verringert. Das Automatik-Lastschaltge-
Iriebe mit sechs Vorwärts- und zwei Rück-
wärtsgängen überträgt die Kraft bei Straßenfahrten auf die hintere der insgesamt drei 
Achsen. Die Räder sind einzeln aufgehängt, hydropneumatisch gefedert und hy­
draulisch blockierbar. 

Der Kranoberwagen ist um 360 Grad unbegrenzt drehbar. Bei Ausfall des Fah r­
zeugmotors können alle Kranbewegungen über einen Elektromotor im Notbetrieb ge­
steuert werden . 

Unser Titelbild und die Fotos auf dieser Seite zeigen einen Übungseinsatz des 
neuen Kranwagens auf dem Hof der Feuerwache 5. (Fotos: Sers) 


